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Editorial  

Das Steuersystem einer liberalen Demokratie will im Gegensatz zu dem einer 
paternalistischen Demokratie möglichst wenig in die Entscheidungsfreiheit des 
Individuums eingreifen. Wie problematisch dies nämlich sein kann, enthüllt die 
Tabaksteuer, eine von Bismarck ersonnene Luxussteuer, die inzwischen aus 
Gesundheitsgründen zur Lenkungssteuer entwickelt wurde. Was aber, wenn 
Bürger nicht umsteuern? In unteren sozialen Schichten werden oft wichtige Aus-
gaben verdrängt, beispielsweise bei der Erziehung der Kinder. Infolge solcher  
– zunächst nicht gewollter – Folgen sollte der Staat mit Lenkungssteuern vor-
sichtig umgehen. In der Energiepolitik in Deutschland finden zunehmende Len-
kungseingriffe statt, wie das Kumulieren von Verbrauchs- und Produktsteuern 
sowie Energieabgaben zur Subventionierung bestimmter Einspeisungen zeigt – 
ergänzt um Umweltlizenzen. 

Die gegenwärtige Finanzierung fördert staatliche Einnahmen und hochqualifi-
zierte Arbeitskräfte zu Lasten weniger qualifizierter – letztere geraten deshalb 
möglicherweise unter Druck. Gutsituierte können durch den Kauf von Beteili-
gungen an den begünstigten Industrien Teile der Subventionsgewinne auf sich 
lenken. Ausländische Anbieter zählen auch zu den Gewinnern, was vielen Steuer-
zahlern als ungerecht erscheint. Die Verteilungswirkungen sind für die stark be-
troffenen Bezieher niedriger Einkommen besonders problematisch – aber Sozi-
altarife würden den Lenkungseffekt – den die Politik bekanntlich will – ad ab-
surdum führen. 

Eine sinnvolle Politik würde an den Gedanken einer Erhebung von Steuern 
nach der Leistungsfähigkeit anknüpfen und Umweltsubventionen für die Solar-
zellen- oder die Windenergieindustrie aus dem Steueraufkommen bezahlen. 
Damit ließen sich zunächst betriebsspezifische Hilfen gewähren. Viel wichtiger 
aber wäre es, das Forschungs- und Entwicklungsumfeld zu stärken, wie dies 
gegenwärtig in Sachsen-Anhalt geschieht, damit die Umweltindustrie beste Ar-
beitsbedingungen in Deutschland findet und deshalb auch langfristig hier pro-
duziert – was die jetzige Politik nicht ohne Weiteres gewährleistet. Auch lump 
sum taxes (Pauschalsteuern) sind möglich – hier weisen Umweltlizenzen den 
richtigen Weg. Für eine Energiesteuer oder Abgaben nach dem Einspeisegesetz 
bliebe dann allerdings kein Platz mehr. 

Die Politik benötigte rund 30 Jahre, um in der Landwirtschaft von den Preis-
stützungen zu Betriebshilfen überzugehen – und hat dabei durch Fehlanreize 
eine nicht wettbewerbsfähige Betriebsstruktur erzeugt. Eine ähnlich falsche 
Entwicklung droht im Energiebereich. Die Sorge um unsere Umwelt sollte 
nicht dazu führen, ordnungsökonomische Fehler zu wiederholen. 

Ulrich Blum 
Präsident des IWH 
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Aktuelle Trends 

Renditeanstieg in Ostdeutschland zum Stillstand gekommen 
Lohnquotea und Renditeb im Verarbeitenden Gewerbec 
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a Anteil der Personalkosten an der Bruttowertschöpfung. – b Anteil des Gewinns (vor Ertragssteuern) bzw. Verlusts am Bruttoproduktions-
wert. – c Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten; Ostdeutschland mit Berlin-Ost, Westdeutschland mit Berlin-West.  

Quellen: Statistisches Bundesamt: Fachserie 4, Reihe 4.3.1/4.3.2/4.3.3/4.3; Sonderauswertung der Kostenstrukturerhebung 
für das IWH; Berechnungen des IWH. 

In den Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes Ostdeutschlands betrug die Rendite im Jahr 2006 
– aktuellere Daten liegen nicht vor – im Durchschnitt 3,9%, in Westdeutschland lag sie bei 3,2%. 
Damit stieg sie in der ostdeutschen Industrie das dritte Jahr in Folge nicht weiter an, während die 
westdeutsche Branche den Rückstand verkürzen konnte. Dies ergab eine im Auftrag des IWH durch-
geführte Sonderauswertung der Kostenstrukturen, die jährlich vom Statistischen Bundesamt bei einer 
repräsentativen Stichprobe von west- und ostdeutschen Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten 
erhoben wurden. 

Die ostdeutschen Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes konnten Ende der 1990er Jahre im 
Durchschnitt die Gewinnzone erreichen. Maßgeblichen Anteil daran hatte die Verringerung des An-
teils der Personalkosten an der Bruttowertschöpfung. Dieser Anteil, der als Lohnquote bezeichnet 
wird, sank bis zum Jahr 2004 stetig, da die Arbeitsproduktivität schneller als die Personalkosten je 
Beschäftigten zunahm. Die Lohnquote in den ostdeutschen Unternehmen betrug im Jahr 2004 nur 
82% des westdeutschen Vergleichswerts. In diesem Zeitraum stieg die Rendite in den ostdeutschen 
Unternehmen kräftig an und übertraf im Jahr 2003 erstmals die Gewinnmarge der westdeutschen An-
bieter. In den Jahren 2005 und 2006 nahm die Lohnquote leicht zu, was einen weiteren Anstieg der 
Rendite bremste. In Westdeutschland hingegen stieg bei sinkender Lohnquote die Rendite. 

Insgesamt war die Ertragslage der ostdeutschen Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes im 
Durchschnitt günstig. Dadurch konnten die Eigenkapitalbasis und damit die Expansionsmöglichkeiten 
der Unternehmen gestärkt werden. 

Hans-Ulrich Brautzsch  
(Ulrich.Brautzsch@iwh-halle.de) 
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Tabelle: 
Gesamtwirtschaftliche Eckdaten der Prognose des 
IWH für Deutschland in den Jahren 2008 und 2009
 2007 2008 2009 

 reale Veränderung 
gegenüber dem Vorjahr in % 

Private Konsumausgaben −0,4   0,3 0,8 
Staatskonsum 2,2 1,1 1,0 
Anlageinvestitionen 5,0 3,7 1,5 
 Ausrüstungen  8,2 6,5 2,3 
 Bauten 2,3 1,4 0,6 

    Sonstige Anlagen 6,6 5,0 3,3 
Inländische Verwendung 1,0 1,8 1,1 
Exporte 7,8 6,2 5,0 
Importe 4,8 5,6 5,1 

Bruttoinlandsprodukt 2,5 2,3 1,3 
Nachrichtlich: USA 2,2 1,6 1,9 
 Euroraum 2,6 1,7 1,3 

 Veränderung gegenüber  
dem Vorjahr in % 

Arbeitsvolumen, geleistet 1,8 1,1 −0,1   
Tariflöhne je Stunde 1,2 2,4 2,5 
Effektivlöhne je Stunde 1,3 2,5 2,7 
Lohnstückkostena 0,1 1,1 1,2 
Verbraucherpreisindex 2,4 3,0 2,5 

 in 1 000 Personen 

Erwerbstätige (Inland)b 39 765 40 274 40 290 
Arbeitslosec   3 776   3 247   3 143 

 in % 

Arbeitslosenquoted 8,7 7,5 7,2 

 in % zum nominalen BIP 

Finanzierungssaldo des 
Staats  0,1 0,5 0,3 

Leistungsbilanzsaldo  7,6 7,6 7,8 
a Berechnungen des IWH auf Stundenbasis. – b Einschließlich der ge-
förderten Personen in Arbeitsbeschaffungs- und Strukturanpassungs-
maßnahmen. – c Nationale Definition. Einschließlich aller Arbeitslo-
sen in den optierenden Gemeinden. – d Arbeitslose in % der Erwerbs-
personen (Inland). 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Eurostat, Bureau of Econo-
mic Analysis; Prognose des IWH (Stand: 09.07.2008). 

Konjunktur im Sommer 2008: 
Preisschub und Finanzmarktkrise bremsen Aufschwung weltweit* 

– Kurzfassung – 

Im Sommer 2008 werden die Aussichten für die 
Weltwirtschaft von den Turbulenzen an den Rohstoff- 
und Finanzbörsen eingetrübt: Die Rohölpreise ha-
ben seit März 2008 noch einmal beschleunigt zu-
gelegt. Zugleich sind die Kapitalmarktzinsen in 
den USA und in Europa deutlich gestiegen, denn 
der weltweite Anstieg der Preise für Energie, aber 
auch für Industrierohstoffe und Lebensmittel hat 
die Inflationserwartungen steigen lassen. Als Re-
aktion auf den Anstieg der Inflationserwartungen 
zeichnet sich in einigen entwickelten Volkswirt-
schaften wie im Euroraum eine vorsichtige Straf-
fung der Geldpolitik  ab. Dabei ist die Krise des 
Finanzsektors in den USA und in Westeuropa noch 
nicht ausgestanden. Nach wie vor muss dort mit 
fortgesetzten Konsolidierungsmaßnahmen gerechnet 
werden. Auch deshalb verlangsamt sich die Ex-
pansion von Produktion und Nachfrage in den 
entwickelten Ländern im Sommer 2008. Anderer-
seits stehen die Chancen gut, dass der konjunktu-
relle Tiefpunkt in den USA auch aufgrund des 
dortigen massiven finanzpolitischen Impulses bald 
durchschritten wird. Zudem wird die Weltwirt-
schaft durch die nach wie vor hohe Wachstums-
dynamik in vielen Schwellenländern gestützt. Aller-
dings ist erst für das zweite Halbjahr 2009 damit 
zu rechnen, dass die entwickelten Volkswirtschaften 
wieder so schnell expandieren wie im langfristigen 
Trend. Überhitzungstendenzen sind in vielen Schwel-
lenländern ein erheblicher Risikofaktor für die Welt-
wirtschaft als Ganzes, weil sie vielerorts wirt-
schaftspolitisch noch verschärft werden. 

Die deutsche Wirtschaft befindet sich im Som-
mer 2008 in einer konjunkturellen Delle. Die Im-
pulse aus dem Ausland lassen nach, und die Un-
ternehmen warten nach dem Investitionsschub in 
den vergangenen beiden Jahren mit der Aufstockung 
ihrer Investitionsbudgets ab, bis die Ölpreis-
Hausse abebbt und sich die Aussichten auf expan-
dierende Märkte und Gewinne wieder aufhellen. 
Auch ist die Schwachstelle im Übertragungsme-
chanismus der konjunkturellen Impulse nicht über-
wunden: Der private Konsum kommt nicht in Fahrt, 
und das trotz hoher Beschäftigungszuwächse und 
inzwischen auch anziehender Löhne. Eine neue 

                                                      
∗ Dieser Beitrag wurde bereits als IWH-Pressemitteilung 

26/2008 am 9. Juli 2008 veröffentlicht. 

Hürde verhindert das für die Spätphase des Auf-
schwungs typische Aufschließen der Konsumnach-
frage der privaten Haushalte in den Kreis der Kon-
junkturtreiber: der Preisschub für Verbrauchsgüter, 
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insbesondere für Kraftstoffe, Energie und Nah-
rungsmittel. In der Folge steigen die Realeinkom-
men kaum, da die Verdienst- und anderen Einkom-
menszuwächse durch diese Teuerungswelle größ-
tenteils kompensiert werden. 

Für ein erneutes Anziehen der Konjunktur in 
Deutschland im späteren Verlauf dieses Jahres 
und im kommenden Jahr sprechen vor allem die 
weiterhin kräftige Ausweitung der Absatzmärkte 
für deutsche Produkte in den Schwellenländern, die 
langsame Überwindung der Schwächephase der 
US-Wirtschaft sowie die Erhaltung der preislichen 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft trotz 
deutlich gestiegener Lohnabschlüsse. Eine Wieder-
belebung der inländischen Auftriebskräfte wird aller-
dings wesentlich davon abhängen, ob es der Euro-
päischen Zentralbank gelingt, die Inflation im Eu-
roraum zu bannen. Die Lohnabschlüsse in Deutsch-
land deuten bislang nicht auf das Ingangsetzen einer 
Preis-Lohn-Spirale hin. 

So rechnet das IWH für das Jahr 2009 mit ei-
ner nach wie vor hohen konjunkturellen Dynamik. 
Wegen der geringeren Zahl an Arbeitstagen fällt 

die jahresdurchschnittliche Zuwachsrate des Brutto-
inlandsprodukts mit 1,3% jedoch  deutlich niedri-
ger aus als für 2008. Für dieses Jahr hebt das 
IWH die Jahresprognose wegen des überraschend 
kräftigen Wachstumsverlaufs im ersten Quartal auf 
2,3% an. Der Beschäftigungsaufbau wird im spä-
teren Jahresverlauf zum Erliegen kommen. Gefahren 
für den Beschäftigungsstand birgt die diskutierte 
flächendeckende Einführung von hohen Mindest-
löhnen. 

Infolge der guten Konjunktur stellt sich die Lage 
der öffentlichen Haushalte derzeit entspannt dar. 
Dies sollte jedoch die Politik nicht zum Anlass 
nehmen, auf der Ausgabenseite den Konsolidie-
rungskurs merklich zu lockern. Vielmehr sollte sie 
auf Nachhaltigkeit bei der Sanierung der öffent-
lichen Finanzen ausgerichtet bleiben. Die Über-
schüsse der Arbeitslosenversicherung gilt es vor 
Zugriffen für versicherungsfremde Leistungen zu 
schützen.  

 
Arbeitskreis Konjunktur (Seite 263) 

Elterngeld – Neuer Risikofaktor für Unternehmen 

– Kurzfassung – 

Mit dem zum 1. Januar 2007 neu eingeführten El-
terngeld verfolgt der Gesetzgeber unter anderem 
das Ziel, mehr Väter für eine Elternzeit zu begeis-
tern. Bislang wurden die Auswirkungen des Eltern-
gelds insbesondere aus familienpolitischer Perspek-
tive betrachtet. Ziel dieses Beitrags ist es jedoch, 
die unternehmenspolitischen Folgen des Eltern-
gelds zu untersuchen. 

Die Entwicklung der Elterngeldanträge im Jahr 
2007 deutet darauf hin, dass zunehmend mehr 
Väter von der Elternzeit Gebrauch machen. Dabei 
handelt es sich in mehr als der Hälfte der Fälle um 
berufstätige Väter. Konnten Unternehmen in der 
Vergangenheit das Risiko, dass eine wichtige Po-
sition im Unternehmen für einen längeren Zeit-
raum aufgrund der Geburt eines Kindes unbesetzt 

ist, verhältnismäßig einfach dadurch senken, indem 
ein Mann beschäftigt wurde, wird diese Strategie 
in Zukunft an Bedeutung verlieren. Es ist zu er-
warten, dass dieses veränderte Risikoumfeld einer-
seits die Karrierechancen der Frauen verbessern 
und zu einer Verringerung der Lohnlücke zwischen 
den Geschlechtern beitragen kann. Es ist jedoch 
auch zu erwarten, dass sich die Risikosituation der 
Unternehmen insgesamt verschlechtert und bei 
gegebener Risikotragfähigkeit bisher tragbare Ri-
siken zukünftig nicht mehr eingegangen werden 
können, was sich negativ auf die wirtschaftliche 
Entwicklung auswirken könnte. 

 
Nicole Nulsch, Henry Dannenberg (Seite 289) 
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Stadt-Umland-Gemeinden auf dem Prüfstand –  
Eine Untersuchung der Tragfähigkeit sozioökonomischer Strukturen 

am Beispiel der Einheitsgemeinde Schkopau 

– Kurzfassung – 

Im Rahmen einer Fallstudie werden die sozioöko-
nomischen Merkmale einer Gemeinde im Umland 
einer Großstadt analysiert. Die Fallstudie betrach-
tet die Einheitsgemeinde Schkopau, die im süd-
lichen Sachsen-Anhalt gelegen ist. Untersucht wird, 
ob die im Jahr 2004 erfolgte Bildung der Einheits-
gemeinde Schkopau im Sinne tragfähiger sozio-
ökonomischer Strukturen ökonomisch rational war. 
Zur Beantwortung dieser Fragestellung wurde das 
Konzept von Boustedt für so genannte Trabanten-
städte als speziellem Typ von Umlandgemeinden auf 
das Fallbeispiel der Einheitsgemeinde Schkopau 
übertragen. 

Anhand der herangezogenen Kriterien ergibt 
sich ein ambivalentes Bild. Das Merkmal der poli-
tischen Selbstständigkeit ist qua Gesetz erfüllt. Im 
kulturellen und städtebaulichen Bereich zeichnet 
sich bezüglich der sozioökonomischen Kriterien 
ein heterogenes Bild ab. Im wirtschaftlichen Be-
reich verfügt die Gemeinde dank der auf ihrem 
Territorium verankerten Industrieunternehmen über 
hohe Steuereinnahmen und mithin eine entspre-

chende finanzwirtschaftliche Stärke. Diese ist je-
doch nur ein Teilaspekt des ökonomischen Poten-
zials. Das Kriterium der Mindesteinwohnerzahl, 
das häufig im Zusammenhang mit der Beurteilung 
tragfähiger gemeindlicher Strukturen herangezo-
gen wird, ist formal erfüllt. 

Alles in allem lässt sich aus den Ausprägungen 
der untersuchten sozioökonomischen Kriterien von 
O. Boustedt die Tragfähigkeit der Einheitsgemeinde 
nicht abschließend klären. Dies liegt unter ande-
rem an den starken Verflechtungsbeziehungen in 
Mitteldeutschland. Die Analyse zeigt aufgrund der 
hohen Dynamik des Strukturwandels weiteren For-
schungsbedarf auf. Nicht zuletzt um Entscheidun-
gen über die „richtigen“ gemeindlichen Struktu-
ren treffen zu können, bedarf es einer laufenden 
Weiterentwicklung der Kriterien zur Beurteilung 
tragfähiger sozioökonomischer Strukturen von lo-
kalen und regionalen Gebietskörperschaften. 

 
Sabine Döhler, Alexander Kubis (Seite 297) 
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Konjunktur im Sommer 2008: 
Preisschub und Finanzmarktkrise bremsen Aufschwung weltweit* 

Internationale Konjunktur 

Ölpreisrekorde, Inflationssorgen und Finanz-
marktkrise belasten Weltkonjunktur  

Im Sommer 2008 werden die Aussichten für die 
Weltwirtschaft von den Turbulenzen an den Roh-
stoff- und Finanzbörsen eingetrübt: Die Rohöl-
preise haben seit März 2008 noch einmal beschleu-
nigt zugelegt und sind Anfang Juli knapp doppelt 
so hoch wie ein Jahr zuvor. Zugleich sind die lang-
fristigen Zinsen in den USA und in Westeuropa 
deutlich, nämlich um einen halben Prozentpunkt 
und mehr, gestiegen – dies nicht infolge optimisti-
scherer Erwartungen, denn die Aktienmärkte ten-
dieren seit Mai weltweit deutlich schwächer. Viel-
mehr hat der weltweite Anstieg des Preises für 
Rohöl, aber auch für Industrierohstoffe und Le-
bensmittel die Inflationserwartungen für dieses 
und nächstes Jahr deutlich steigen lassen. Als Re-
aktion auf den Anstieg der Inflationserwartungen 
zeichnet sich in einigen entwickelten Volkswirt-
schaften wie im Euroraum eine vorsichtige Straf-
fung der Geldpolitik ab. Dabei ist die Krise des 
Finanzsektors in den USA und in Westeuropa noch 
nicht ausgestanden: Risikozuschläge auf die Ren-
dite von Vermögenstiteln minderer Bonität sind im 
April zwar etwas zurückgegangen, verharren aber 
seitdem auf recht hohem Niveau. Auf dem Inter-
banken-Geldmarkt haben sich die Zinsen zuletzt 
sogar wieder deutlich erhöht. Nach wie vor muss 
mit fortgesetzten Konsolidierungsbemühungen der 
Banken in den USA und in Westeuropa gerechnet 
werden. Auch von dieser Seite werden sich also die 
Finanzierungsbedingungen für Unternehmen und 
Haushalte im Lauf des Jahres 2008 verschlechtern. 

Angesichts der Turbulenzen von Seiten der 
Rohstoff- und Finanzmärkte haben die realwirt-
schaftlichen Zahlen im ersten Halbjahr eher posi-
tiv überrascht: In den USA scheint, entgegen den 
Erwartungen vieler Experten, die gesamtwirtschaft-
liche Aktivität nach wie vor nicht zu schrumpfen, 
und im Euroraum legte sie im ersten Quartal sogar 
recht kräftig zu. Die Konjunktur in Japan profi-
tierte von einer starken Zunahme der Exporte in 
die asiatischen Nachbarländer. 

                                                      
∗ Dieser Beitrag wurde bereits als IWH-Pressemitteilung 

26/2008 am 9. Juli 2008 veröffentlicht. 

Vertrauensindikatoren und die jüngsten Daten 
zur Industrieproduktion deuten aber darauf hin, 
dass Produktion und Nachfrage in den entwickelten 
Ländern im Sommer langsamer zunehmen. Offen-
sichtlich zeigen die Belastungen von Seiten der 
Rohstoff- und Finanzmärkte nun doch Wirkung. 
Andererseits stehen die Chancen gut, dass in den 
USA der konjunkturelle Tiefpunkt im Sommer auch 
aufgrund des massiven finanzpolitischen Impulses 
durchschritten wird. Zudem wird die Weltwirtschaft 
durch die immer noch hohe Wachstumsdynamik in 
vielen Schwellenländern gestützt. Die Gefahr des 
Abgleitens in eine Rezession bleibt deshalb gering. 
Allerdings werden die Immobilienkrise in den USA, 
die Konsolidierung im amerikanischen und euro-
päischen Bankensektor sowie die weltweiten Infla-
tionsgefahren und eine in deren Gefolge weniger 
expansive Geldpolitik wohl bis weit ins nächste 
Jahr hinein das Bild der Weltkonjunktur eintrüben. 
Deshalb ist erst für das zweite Halbjahr 2009 da-
mit zu rechnen, dass die entwickelten Volkswirt-
schaften wieder so schnell expandieren wie im 
langfristigen Trend. 
 
Kasten 1:  
Weltwirtschaftliche Annahmen für die Prognose 

Der Prognose liegen folgende Annahmen zu-
grunde: 

- Der US-Dollar-Kurs des Euro beträgt in den 
Jahren 2008 und 2009 1,55.  

- Die Europäische Zentralbank hebt den maß-
geblichen Leitzins im Herbst um einen viertel 
Prozentpunkt an und belässt ihn bis Ende 
2009 auf dem Niveau von 4,5%. 

- Der Welthandel expandiert im Jahr 2008 mit 
5% und im Jahr 2009 mit 5½%. 

- Der Ölpreis (Marke Brent) liegt ab Sommer 
2008 bei 130 US-Dollar pro Barrel.  

Die für Deutschland darüber hinaus geltenden 
Annahmen werden in Kasten 3 dargelegt. 

 
Mit der größeren Bedeutung der Schwellenländer 
als Zugpferde der Konjunktur werden auch ihre 
Probleme zu weltwirtschaftlichen Risikofaktoren. 
Das gilt zum einen für massive Energiesubven-
tionen, die eine Beruhigung auf dem Rohölmarkt 
zu verhindern drohen (siehe Kasten 2). Zum an-
deren wird die makroökonomische Labilität vieler  
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Kasten 2: 
Treiben Finanzinvestoren den Ölpreis in die Höhe? 

Der Rohölpreis ist erneut einer der wesentlichen Belastungsfaktoren für die Weltwirtschaft. Stark steigende 
Energiekosten haben den jüngsten weltwirtschaftlichen Aufschwung zwar schon von Anfang an begleitet: 
Zwischen Anfang 2004 und März dieses Jahres verdreifachte sich der Preis für ein Barrel Nordseeöl auf 
gut 100 US-Dollar. Seitdem hat sich der Anstieg aber noch einmal drastisch beschleunigt: Ein Barrel kostet 
mittlerweile (Ende Juni) über 135 US-Dollar. Häufig wird argumentiert, dass diese Entwicklung nicht mehr 
den realwirtschaftlichen Knappheitsverhältnissen entspreche, sondern das Ergebnis spekulativer Übertrei-
bungen von Seiten der Finanzbranche sei.  

Tatsächlich haben Finanzinvestoren in den vergangenen Jahren ihr Engagement auf den Rohstoffmärk-
ten stark ausgebaut. Dabei haben sie selbst für die Rohstoffe keine Verwendung. Deshalb kaufen sie Roh-
stoffe nur auf Terminmärkten, also für zukünftige Zeitpunkte, in der Absicht, sie vor Fälligkeit der Termin-
kontrakte möglichst zu einem höheren Preis wieder zu verkaufen. Finanzinvestoren erwarten seit einiger 
Zeit deutlich steigende Preise und damit angemessene Renditen für derartige Termingeschäfte. Das hat eine 
Reihe von Gründen: Vor allem bewirkt die hohe und ressourcenintensive Wachstumsdynamik in den süd- 
und ostasiatischen Schwellenländern einen starken und langfristigen Nachfrageanstieg. Das Angebot wird 
dagegen durch den Ertragsrückgang wichtiger Förderstätten etwa in der Nordsee oder im Golf von Mexiko 
geschwächt. Neue Lagerstätten sind häufig nur unter erheblichen Kosten zu erschließen. Letztlich wird den 
großen internationalen Mineralölunternehmen, die am ehesten in der Lage sind, große Erschließungs-
projekte effizient durchzuführen, der Zugang zu Lagerstätten wichtiger Förderländer verwehrt. All diese 
Gründe für stark steigende Preise sind allerdings nicht nur den Finanzinvestoren, sondern auch den Eigen-
tümern der Rohstoffquellen bekannt. Für sie wurde es in letzter Zeit attraktiver, den Weltmärkten Angebot 
vorzuenthalten und den Abbau von Ressourcen oder die Erschließung neuer Lagerstätten in die Zukunft zu 
verschieben, um dann von noch höheren Preisen zu profitieren. Auch das niedrige Realzinsniveau der ver-
gangenen Jahre war ein Anreiz, Ressourcen im Boden zu lassen und auf Wertsteigerungen zu warten, an-
statt Petrodollar auf den Kapitalmärkten anzulegen (siehe Abschnitt Geldpolitik). Die Aussicht auf zuneh-
mende Knappheiten hätte also auch ohne Beteiligung von Finanzinvestoren die Preise nach oben getrieben. 

Das schließt freilich noch nicht die Möglichkeit aus, dass das zunehmende Eingreifen der Finanzin-
vestoren auf den Terminmärkten den Preistrend noch einmal verstärkt hat. Schließlich kommt es auch auf 
traditionelleren Anlagefeldern wie Aktienmärkten gelegentlich zu Phasen von starken Preisbooms, die 
durch realwirtschaftliche  Entwicklungen nicht gedeckt sind. Solche „Blasen“ können von den Finanz-
märkten über recht lange Zeiträume am Leben gehalten werden. Allerdings ist zu bedenken, dass die auf 
Rohstoffmärkten nachgefragten Güter – anders als etwa Aktien – tatsächlich verbraucht oder gelagert wer-
den müssen. Diese Nachfrage hat sich im vergangenen halben Jahr überraschend stabil entwickelt: Obwohl 
sich der Ölpreis im zweiten Quartal 2008 gegenüber dem Vorjahreszeitraum etwa verdoppelt hat, ist die 
Weltnachfrage in derselben Zeitspanne um 1,2% und damit mit ungefähr derselben Rate wie in den Jahren 
zuvor gestiegen.a Man könnte vermuten, dass dahinter ein verstärkter Lageraufbau steht und dass dieser 
eine Reaktion auf die Erwartung weiter „blasenhaft“ steigender Preise ist. Das ist aber nicht der Fall. Laut 
Statistiken zur Lagerentwicklung in den OECD-Ländernb waren die Lagerbestände Ende März in etwa so 
hoch wie ein Jahr zuvor. Ursache des Nachfrageanstiegs ist also ein zunehmender Verbrauch, mit dem die 
Produktion so eben mithalten kann. Diese Tatsache spricht deutlich gegen die Vorstellung einer von den 
Finanzinvestoren erzeugten Blase. Solange die Zunahme des Weltölverbrauchs durch die Preissteigerungen 
nicht wesentlich eingedämmt wird, gibt es kaum Anlass für die Vermutung, der Ölpreis habe nichts mehr 
mit den realen Knappheitsverhältnissen zu tun und sei ein Spielball von Spekulanten. Dabei ist die geringe 
Preiselastizität der Nachfrage in erster Linie nicht technologisch bedingt: In den entwickelten Ländern hat 
der Verbrauch deutlich reagiert; er sinkt schon seit dem Jahr 2006, trotz bis vor Kurzem recht guter Kon-
junktur. Anders in den Schwellenländern, die gegenwärtig bereits einen Anteil von über 40% am Weltöl-
verbauch haben: Dort hat der Verbrauch in den beiden vergangenen Jahren sogar verstärkt zugenommen 
(2007 um knapp 4%),c obwohl die Wachstumsdynamik der Ländergruppe insgesamt etwa gleich geblieben 
ist. Auch im Lauf des ersten Halbjahres 2008 ist die Nachfrage hier weiter gestiegen. Die Erklärung für 
diese Entwicklung liegt in der verbreitet hohen, politisch bedingten Subventionierung des Ölverbrauchs: 
Die Preissignale werden vielfach stark abgeschwächt oder gar nicht an die Endverbraucher weitergegeben. 
Über einen längeren Zeitraum wird diese Politik allerdings nur von den großen Ölförderländern (den Mitglieds- 
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ländern der OPEC und Russland) und von China finanzierbar sein. Immerhin fallen in diesen Ländern etwa 
22% des Weltölverbrauchs an. Die künftige Entwicklung des Ölpreises wird weit eher von der  dortigen 
Subventionspolitik als von den Strategien der Finanzmarktinvestoren abhängen. Die jüngste Erhöhung der 
Benzinpreise in China ist ein Schritt in die richtige Richtung. Allerdings ist Benzin dort immer noch stark 
subventioniert.  
a Vgl. International Energy Agency, Oil Market Report, June 2008, p. 5. – b Vgl. International Energy Agency, Oil Market Report, 
June 2008, Table 5, p. 52. – c Vgl. BP Statistical Review of World Energy, June 2008, p. 11. 
 

und gewichtiger Schwellenländer mehr und mehr zu 
einem wesentlichen Risiko für die Weltwirtschaft 
als Ganzes. Denn die Geldpolitik ist derzeit beson-
ders in Asien trotz mancher Bremsmanöver sehr ex-
pansiv: Die Realzinsen sind vielerorts, etwa in China, 
aber auch in Russland negativ, und das, obwohl die 
hohen Wachstumsraten dieser Länder für ein recht 
hohes Niveau der konjunkturneutralen Realzinsen 
sprechen. Auch die Weltwirtschaft als Ganzes bleibt 
damit erheblichen inflationären Risiken ausgesetzt. 

USA: Schwächephase hält an 

Die Wirtschaft in den USA hat gegenwärtig eine 
Reihe schwerer Belastungen zu verarbeiten: Die 
Krise im Immobiliensektor vertieft sich seit zwei 
Jahren immer weiter, und die in deren Gefolge vor 
knapp einem Jahr ausgebrochene Finanzkrise ist 
noch nicht überwunden. Seit Jahresbeginn muss die 
US-Wirtschaft zudem die immer weiter steigenden 
Ölpreise verkraften. Trotz des Zusammentreffens 
dieser ungünstigen Rahmenbedingungen hat sich 
das befürchtete Rezessionsszenario jedoch bisher 
nicht eingestellt. 

Immerhin legte das Bruttoinlandsprodukt im 
ersten Quartal 2008 ein wenig zu, wenn auch nur 
mit einer auf das Jahr hochgerechneten Rate von 
1%. Dies war vor allem auf den Verbrauch der pri-
vaten Haushalte zurückzuführen, der zwar verlang-
samt, aber immer noch um 1,1% expandierte. Ein 
weiterer wesentlicher Impuls ging auch in diesem 
Quartal vom Außenhandel mit einem Wachstums-
beitrag von 0,8 Prozentpunkten aus. Unterstützt vom 
schwachen Dollar stiegen die Exporte auf das Jahr 
hochgerechnet um 5,4%, die Importe sanken um 
0,7%. Die Bruttoanlageinvestitionen dämpften hin-
gegen die US-Konjunktur: Die Wohnungsbauinves-
titionen gingen erneut mit einer Jahresrate von etwa 
25% zurück. Der gewerbliche Bau und die Aus-
rüstungsinvestitionen entwickelten sich deutlich 
schwächer als zuletzt. 

In den vergangenen Monaten haben immer neue 
Energiepreisrekorde zusätzliche Belastungen für Ver-
braucher und Produzenten gebracht. In einem Um-
feld konjunktureller Schwäche mit gleichzeitig ho-

hen Inflationsraten – im Mai lag das Niveau der 
Verbraucherpreise 4,2% höher als ein Jahr zuvor – 
sieht sich die Zentralbank zunehmend einem Stag-
flationsdilemma ausgesetzt. Die aggressiven Zins-
senkungen seit September vergangenen Jahres wur-
den zuletzt häufig kritisiert, und auch die Notenbank 
äußert sich mittlerweile besorgt über die Aufwärts-
risiken für Inflation und Inflationserwartungen. 
Angesichts der anhaltenden Rezessionsängste und 
des ungewissen Endes der Finanzmarktturbulenzen 
ist eine Leitzinserhöhung um 25 Basispunkte al-
lerdings erst für den Herbst 2008 zu erwarten. Die-
ser einmaligen Zinsanhebung dürften 2009 weitere 
Zinsschritte folgen. In diesem Jahr ist mit einer In-
flationsrate von 4% zu rechnen. Wenn, wie in die-
ser Prognose unterstellt, der Ölpreisanstieg im Som-
mer zu einem vorläufigen Ende kommt, werden die 
Verbraucherpreise 2009 mit etwa 2,6% deutlich 
langsamer steigen. 

Zusätzlich zu den hohen Inflationsraten belastet 
auch die weiterhin angespannte Situation auf dem 
Immobilienmarkt die privaten Haushalte. Deren 
Nettovermögen ist im ersten Quartal 2008 nominal 
um etwa 3% gesunken. Damit müssen sie das zweite 
Quartal in Folge einen Vermögensrückgang ver-
kraften. Von Seiten der Immobilienmärkte ist in 
der nahen Zukunft keine wesentliche Besserung zu 
erwarten. Die Baubeginne bei Einfamilienhäusern 
zeigen wie bisher einen fallenden Trend. Die Im-
mobilienpreise fallen weiter, so sinkt der Case-
Shiller-Hauspreisindex (20 Städte) seit Mitte 2006 
mit großer Geschwindigkeit und lag im April 15,3% 
unter Vorjahresniveau. Die Hauspreise werden wohl 
noch bis in das Jahr 2009 hinein fallen und damit 
das Nettovermögen belasten.  

Eine Belebung des privaten Konsums erhofft 
sich die US-Regierung von ihrem im Mai angelau-
fenen Konjunkturprogramm, das vor allem aus 
Steuererleichterungen besteht.1 Steuerschecks im 
Umfang von insgesamt rund 100 Mrd. Dollar (ca. 
0,7% des nominalen Bruttoinlandprodukts) werden 

                                                      
1  Das Konjunkturprogramm umfasst mit rund 150 Mrd. Dol-

lar in diesem und 20 Mrd. Dollar im nächsten Jahr neben 
den Steuergutschriften für die privaten Haushalte auch 
Steuervergünstigungen für Unternehmen. 
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für Haushalte mit mittleren und niedrigen Ein-
kommen ausgezahlt. Mit diesem Konjunkturpro-
gramm von etwa 1,1% in Relation zum Bruttoin-
landsprodukt ist die Finanzpolitik im laufenden Fi-
nanzjahr deutlich expansiv ausgerichtet. Das Bud-
getdefizit des Bundes dürfte 2008 auf über 3% in 
Relation zum Bruttoinlandsprodukt steigen. Tatsäch-
lich scheint der finanzpolitische Impuls zu wirken: 
Der Einzelhandel verzeichnete im April und Mai 
solide Umsatzzuwächse. Vieles spricht jedoch da-
für, dass es sich hierbei nur um ein kurzes Stroh-
feuer handelt. Denn die sich verschlechternde Lage 
auf dem Arbeitsmarkt (die Arbeitslosenrate sprang 
von 5% im April auf 5,5% im Mai), die fallenden 
Häuserpreise, schwierige Kreditvergabebedingungen2 
infolge der Krise im Finanzsektor und drastisch 
steigende Energiepreise erschüttern auch weiter das 
Verbrauchervertrauen. So lag der Konsumklima-
index der University of Michigan im Juni sogar 
deutlich unter dem Niveau zur Zeit der jüngsten 
Rezession im Jahr 2001. Auch ist der Verschul-
dungsstand der US-Haushalte heute höher als da-
mals, als es der Finanzpolitik gelang, den Konsum 
mit Hilfe von Steuerschecks zu beleben. Diesmal 
wird wohl anders als 2001 ein erheblicher Teil der 
Schecks für die Schuldentilgung verwendet und 
nicht in den Konsum fließen. 

Die konjunkturelle Schwächeperiode der US-
Wirtschaft wird in diesem Jahr weiter anhalten. 
Allerdings sprechen die vorliegenden Produktions-
daten gegen eine ausgeprägte Rezession. Die Stim-
mung im Verarbeitenden Gewerbe ist besser als in 
Zeiten vergangener Rezessionen und laut Einkaufs-
managerindex im Mai sogar etwas gestiegen. Auch 
der für eine Rezession typische kräftige Rückgang der 
Unternehmensinvestitionen blieb bislang aus. Die 
Auftragseingänge für zivile Investitionsgüter ohne 
Flugzeuge nahmen im April sogar zu, was auch auf 
das bis zuletzt gute Auslandsgeschäft aufgrund des 
schwachen Dollars und einer starken globalen Nach-
frage zurückzuführen ist. Der Exportsektor ist in 
den USA allerdings zu klein, um einen neuen Auf-
schwung auszulösen.3 Insgesamt ist für das laufende 

                                                      
2 Laut „Survey on Bank Lending Practices” der Fed vom 

April gaben über 45% der Banken an, dass sie ihre Kredit-
vergabebedingungen für Konsumentenkredite (ohne Kre-
ditkartendarlehen) in den letzten drei Monaten verschärften. 
30% der Banken berichteten, dass sie auch die Konditionen 
für Kreditkartendarlehen verschärft haben. 

3 Immerhin hat sich das Leistungsbilanzdefizit seit dem Jahr 
2006 um etwa einen Prozentpunkt auf knapp 5% in Re-
lation zum Bruttoinlandsprodukt zurückgebildet, auch wenn 

Jahr mit einem Anstieg des Bruttoinlandsprodukts 
um 1,6% zu rechnen. 
 
Tabelle 1: 
Eckdaten zur Wirtschaftsentwicklung in den USA 

 2007 2008 2009 
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

Reales Bruttoinlandsprodukt 2,2 1,6 1,9 
Private Konsumausgaben 2,9 1,6 1,5 
Staatskonsum und -investitionen 2,0 2,2 1,7 
Private Bruttoanlageinvestitionen −4,9 −4,6 1,4 

Außenbeitraga 0,6 0,8 0,4 
Verbraucherpreise 2,9 4,0 2,6 

in % der Erwerbspersonen 
Arbeitslosenquote 4,6 5,3 5,5 

a Wachstumsbeitrag. 

Quellen: Bureau of Economic Analysis; Berechnungen des 
IWH; ab 2008: Prognose des IWH. 

Abbildung 1: 
Reales Bruttoinlandsprodukt in den USA 
- Saisonbereinigter Verlauf - 
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Die Schwächephase der US-Wirtschaft wird auch 
bis weit in das Jahr 2009 anhalten. Die Inlands-
nachfrage verharrt nach wie vor auf niedrigem Ni-
veau, solange die schwierigen finanziellen Bedin-
gungen für die privaten Haushalte bestehen blei-
ben. Vermögenseinbußen als Folge der Immobi-
lienkrise, gestiegene Inflationsraten und ein in das 
Bewusstsein der Öffentlichkeit gerückter langfris-
tig hoher Ölpreis verhindern weiterhin ein spürbares 

                                                                                    
der Trend durch die höhere Ölimportrechnung im ersten 
Halbjahr wohl vorübergehend zum Stillstand gekommen ist. 
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Anziehen der Konjunktur. Zudem wird die Export-
dynamik mit der abflauenden Konjunktur auf den 
amerikanischen Absatzmärkten nachlassen. Das dro-
hende Stagflationsszenario dürfte die amerikanische 
Notenbank zu einer weniger expansiven Geldpolitik 
veranlassen, die zwar den Inflationsdruck mindert 
und ein Ende des Dollar-Verfalls einleitet, anderer-
seits aber der geschwächten Konjunktur weniger 
helfen wird, als dies im Jahr 2008 der Fall ist. Erst 
in der zweiten Jahreshälfte 2009 dürften die negati-
ven Einflüsse von Seiten der Finanz- und Immobi-
lienmärkte abklingen. Dann wird sich die inländi-
sche Nachfrage wieder beleben. Insgesamt ist im 
Jahr 2009 mit einem Anstieg des Bruttoinlandspro-
dukts um knapp 2% zu rechnen. 
 

Europäische Union 

Konjunktur im Euroraum schwächt sich im Jahr 
2008 stark ab 

Im ersten Quartal des Jahres 2008 nahm die gesamt-
wirtschaftliche Aktivität im Euroraum recht kräftig 
zu. Trotz steilen Anstiegs der Energiepreise, Verlusts 
an Wettbewerbsfähigkeit aufgrund der Dollarabwer-
tung und trotz Krise im Finanzsektor expandierte 
die Produktion mit 0,7% deutlich schneller als im 
langfristigen Trend. Exporte und Importe stiegen 
dabei gleich kräftig. Anders der private Konsum: 
Der starke Anstieg der Verbraucherpreise ließ ihn 
wie schon Ende vergangenen Jahres in etwa stag-
nieren. Konjunkturmotor waren die Investitionen, 
sowohl in Anlagen als auch in Vorräte. Der Euro-
raum befindet sich damit seit gut zwei Jahren in 
einem investitionsgetragenen Aufschwung, auch 
wenn die jüngsten Angaben der offiziellen Statistik 
das saisonbereinigte Volumen der Bauinvestitionen 
aufgrund des – wie schon im vergangenen Jahr – 
ausgesprochen milden Winters erneut überschätzen. 

Vieles deutet nun auf eine deutliche Abschwä-
chung der konjunkturellen Dynamik im Sommer hin: 
Schon seit einem Jahr sind sämtliche Vertrauens-
indikatoren, die von der Europäischen Kommission 
erhoben werden, auf einem absteigenden Ast, eben-
so wie die Auftragseingänge für die Industrie. Es 
gibt aber gute Gründe dafür, dass die Unternehmen 
ihre Investitionen nicht abrupt zurückfahren wer-
den. Zum einen sind die Absatzaussichten im Ex-
portgeschäft trotz der Euro-Aufwertung gut: Die 
Ölexportländer werden weiterhin einen beträcht-
lichen Teil ihrer Einnahmen für Güter aus dem Eu-
roraum ausgeben; dafür spricht die geographische 

Nähe und die starke Wettbewerbsposition europäi-
scher Produzenten von Investitionsgütern. Die Ka-
pazitätsauslastung in der Industrie ist, wenn auch 
sinkend, immer noch hoch, und die Bedingungen 
für die interne Finanzierung von Investitionsprojek-
ten sind dank der nach wie vor guten Ertragslage 
der Unternehmen günstig. Allerdings wird die kon-
junkturelle Abschwächung auch die Gewinnmargen 
beeinträchtigen. Die externen Finanzierungsbedin-
gungen verschlechtern sich bereits seit einem Jahr: 
Risikozuschläge für Unternehmensanleihen sind etwa 
so hoch wie Anfang dieses Jahrzehnts, und die Märk-
te für Risikokapital befinden sich seit Jahresbeginn 
in einer Schwächephase. Schließlich zwingt die Krise 
des Finanzsektors viele Banken dazu, ihre Eigen-
kapitalbasis zu stärken. Entsprechend signalisiert 
der Bank Lending Survey der Europäischen Zen-
tralbank (EZB), dass die Banken ihre Kreditkondi-
tionen weiter verschärfen. Es ist deshalb abzuse-
hen, dass sich die gegenwärtig noch starke Kredit-
expansion im Lauf des Jahres deutlich abschwä-
chen wird. Mit ihr werden auch die Investitionen 
nach und nach an Dynamik verlieren. 
 
Abbildung 2: 
Reales Bruttoinlandsprodukt im Euroraum 
- Saisonbereinigter Verlauf - 
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Vom privaten Konsum sind dieses Jahr kaum 
Impulse zu erwarten. Die Realeinkommen werden 
wegen der hohen Teuerung aufgrund der gestiegenen 
Preise für Energie, Rohstoffe und Nahrungsmittel 
in etwa stagnieren, und die positiven Impulse von 
Seiten des Arbeitsmarkts laufen aus; seit März sinkt 
die Arbeitslosenquote im Euroraum nicht mehr. 
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Alles in allem werden Produktion und Nachfrage im 
Euroraum bis ins Frühjahr 2009 nur langsam ex-
pandieren. Erst wenn im Verlauf des Jahres 2009 
die dämpfenden Effekte des Preisschocks und der 
Krise im Finanzsektor auslaufen, werden wieder 
Zuwachsraten erreicht, die dem langfristigen Trend 
von 2% per annum entsprechen. 
 
Tabelle 2: 
Eckdaten zur Wirtschaftsentwicklung im Euroraum 
  2006 2007 2008 2009 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 
Reales Bruttoinlandsprodukt 2,8 2,6 1,7 1,3 

Privater Konsum 1,8 1,6 0,8 1,2 
Öffentlicher Konsum 2,0 2,3 1,4 1,5 
Bruttoanlageinvestitionen 5,2 4,5 3,1 2,3 

Inländische Verwendung 2,6 2,3 1,4 1,4 
Exportea 7,9 6,0 3,5 3,0 
Importea 7,6 5,3 2,9 3,2 

Außenbeitragb 0,2 0,3 0,3 −0,1 
Verbraucherpreisec 2,2 2,1 3,4 2,6 
Lohnstückkostend 1,0 1,4 2,4 2,5 

in % des nominalen Bruttoinlandsprodukts 
Budgetsaldoe −1,4 −0,7 −0,9 −1,1 
Leistungsbilanzsaldo 0.0 0,3 −0,8 −1,0 

in % der Erwerbspersonen 
Arbeitslosenquotef 8,3 7,4 7,2 7,2 

a Einschließlich Intrahandel. – b Wachstumsbeitrag. – c Harmonisierter 
Verbraucherpreisindex. – d Bruttowertschöpfung je Beschäftigten. –  
e Gesamtstaatlich. – f Standardisiert. 

Quellen: Eurostat; Europäische Zentralbank; Berechnungen 
des IWH; 2008 und 2009: Prognose des IWH. 

Das Bild eines sanften Abklingens des Auf-
schwungs überdeckt beträchtliche Unterschiede zwi-
schen den Aussichten einzelner Mitgliedsländer des 
Euroraums. Dabei sind gravierende Schwächen in 
bestimmten Ländern zugleich Risiken für die Kon-
junktur im Euroraum als Ganzes. Das trifft auf die 
Rezession des Immobiliensektors in Irland und vor 
allem in Spanien zu. Zwar geben Budgetüberschüsse 
der vergangenen Jahre und recht niedrige öffent-
liche Verschuldungsquoten der Politik in beiden Län-
dern einigen Spielraum, die Konjunktur zu stützen. 
Allerdings haben Irland und Spanien in den ver-
gangenen Boomjahren hohe Leistungsbilanzdefi-
zite aufgebaut. Die Korrektur der Immobilienpreise 
könnte Haushalte und Firmen dazu veranlassen, 
ihre Güternachfrage einzuschränken, um ihren Ver-
mögensstatus wieder zu verbessern. Die dämpfen-
den Effekte einer solchen, möglicherweise massiven 
Verhaltensanpassung könnten erheblich sein und 
auch auf die Konjunktur im Euroraum als Ganzes 
durchschlagen. 

In Großbritannien trotzt die Konjunktur vorerst 
der Immobilienkrise 

Die wirtschaftliche Lage in Großbritannien, dem 
größten EU-Land außerhalb der Währungsunion, 
gleicht in manchem der in den USA: Hier wie dort 
ist der Bausektor in der Rezession, und die Immo-
bilienpreise sinken ebenfalls, wenn auch nicht so 
stark wie in den USA. Die Krise des Finanzsektors 
trifft die Weltfinanzzentren London und New York 
in besonderem Maß. Das Pfund hat ebenso wie der 
US-Dollar seit Ausbruch der Finanzmarktturbulen-
zen stark an Wert verloren, gegenüber dem Euro 
seit Sommer vergangenen Jahres etwa 15%. Groß-
britannien weist wie die USA ein recht hohes Leis-
tungsbilanzdefizit auf, und die Sparquote der pri-
vaten Haushalte ist niedrig. Eine rasche Erhöhung 
der Sparneigung ist in Großbritannien wie in den 
USA aktuell das wesentliche Konjunkturrisiko. 

Bislang hat sich die britische Wirtschaft aber als 
bemerkenswert robust erwiesen. Im ersten Quartal 
dieses Jahres expandierte der private Konsum sogar 
ausgesprochen kräftig, auch begünstigt durch einen 
anhaltenden Beschäftigungsaufbau. Allerdings ha-
ben sich die Aussichten jüngst mit dem sprunghaf-
ten Anstieg der Teuerung auf 3,3% im Mai wieder 
eingetrübt. Dafür waren auch in Großbritannien die 
Preissteigerungen für Nahrungsmittel und Energie 
ausschlaggebend. Die Bank von England rechnet 
damit, dass die Inflationsrate erst im Lauf des 
nächsten Jahres wieder unter die 3%-Marke sinken 
wird. Das Inflationsziel liegt freilich bei 2%. Das 
verschlechterte Preisklima hat bewirkt, dass die 
Notenbank trotz andauernder Krise im Finanzsektor 
ihre Politik der Zinssenkungen im Mai abgebrochen 
hat. Mit 5% wird der Leitzins wohl noch eine ganze 
Zeit auf leicht restriktivem Niveau verharren. Auch 
deshalb wird sich die gesamtwirtschaftliche Expan-
sion wohl weiter abschwächen. Alles in allem ist für 
das Jahr 2008 mit einem Zuwachs von 1,8% und für 
das Jahr 2009 von 1,5% zu rechnen. Die Inflations-
rate wird – unter der Annahme eines Ölpreises von 
130 US-Dollar pro Barrel – bei etwa 3% in diesem 
und 2,5% im nächsten Jahr liegen. 

Auch in den mittel- und osteuropäischen EU-
Ländern verlangsamt sich der Produktionsanstieg 

Die konjunkturelle Lage in den mittel- und osteu-
ropäischen Mitgliedsländern der EU hat sich seit 
Jahresbeginn 2008 leicht eingetrübt. In den meisten 
Ländern der Region zeigt sich die Produktion zwar 
nach wie vor robust, ihr Wachstum beschleunigt sich 
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allerdings kaum noch. Die Wirtschaftsentwicklung 
in den mitteleuropäischen Ländern wurde durch 
eine nochmals kräftige Zunahme der Investitionen 
und teilweise hohe Exportzuwächse gestützt. Der 
private Konsum expandierte hingegen fast durch-
gängig langsamer. In Ungarn scheint die Stagna-
tion überwunden zu sein. Hier zog die Produktion 
erstmals wieder stärker an, auch dank einer guten Ex-
portkonjunktur. In den baltischen Ländern schwächt 
sich die Produktionszunahme dagegen ab, in Est-
land und Lettland droht sogar eine Rezession. 

Die Teuerung hat sich aufgrund des weltweiten 
Anstiegs der Lebensmittel- und Energiepreise in 
allen Ländern stark beschleunigt. Zusätzlich wirkten 
vielerorts Anhebungen administrierter Preise. Ins-
gesamt stiegen die Preisniveaus zuletzt im Baltikum 
durchschnittlich mit 14%, in den mitteleuropäischen 
Ländern mit 6% und in den südosteuropäischen Län-
dern mit 10%. Die Geldpolitik hat in einigen Ländern 
mit Zinsanhebungen reagiert. Es ist abzusehen, dass 
eine weitere Verschärfung des geldpolitischen Kur-
ses die Konjunktur bis ins Jahr 2009 ein wenig 
dämpfen wird.  

Allerdings haben die Risiken zugenommen, denn 
die Krise des Finanzsektors in den USA und in 
Westeuropa könnte doch noch auf Mittelosteuropa 
übergreifen. Das Abflauen der Kreditexpansion in 
einigen Ländern, etwa in Polen, ist wohl bereits auf 
ein vorsichtigeres Agieren von Banken aufgrund der 
Finanzkrise zurückzuführen. Auch besteht das Risi-
ko, dass die zum Teil außerordentlich hohen Leis-
tungsbilanzdefizite schwerer zu finanzieren sein 
werden. Währungsturbulenzen könnten in diesem 
Fall die für nächstes Jahr geplanten Beitritte von 
Polen und der Tschechischen Republik zum Wech-
selkursmechanismus II (WKM II) und damit die 
etwa zwei Jahre später folgende Euroübernahme in 
diesen Ländern verzögern – für die Slowakei trifft 
dies allerdings nicht zu, denn die Europäische Kom-
mission hat im Mai dem Rat der Finanzminister 
empfohlen, die Aufnahme des Landes in die Wäh-
rungsunion zu beschließen. Damit ist so gut wie si-
cher, dass die Slowakei zu Jahresanfang 2009 den 
Euro einführen wird. 
 

Deutsche Konjunktur 

Warten auf die Konsumbelebung 

Zu Beginn dieses Jahres hat der Aufschwung in 
Deutschland überraschend kräftig an Fahrt gewon-
nen. Zwar mag der Produktionsanstieg durch Son-

dereffekte überhöht erscheinen, die darunterliegen-
de Grundtendenz der Konjunktur erwies sich aber 
als sehr robust. Die seit geraumer Zeit für Roh-
stoffe, Energie und Nahrungsmittel stark gestiege-
nen Preise, der Höhenflug des Euro, die Folgen der 
Immobilienkrise in den USA für die Weltwirtschaft 
und die weltweiten Finanzmarktturbulenzen scheinen 
der Realwirtschaft in Deutschland bislang wenig 
antun zu können. 

Die Schwachstelle im Übertragungsmechanismus 
der konjunkturellen Impulse ist jedoch nicht über-
wunden. Im Gegenteil: Der Aufschwung geht nach 
wie vor nicht über den Export und die Investitions-
aktivitäten hinaus. Der private Konsum kommt 
nicht in Fahrt, und das trotz hoher Beschäftigungs-
zuwächse und inzwischen auch anziehender Löhne. 
Eine neue Hürde verhindert das für die Spätphase 
des Aufschwungs typische Aufschließen der Kon-
sumnachfrage der privaten Haushalte in den Kreis 
der Konjunkturtreiber: der Preisschub für Verbrauchs-
güter, insbesondere für Kraftstoffe, Energie und Nah-
rungsgüter. In der Folge steigen die Realeinkom-
men kaum, da die Verdienstzuwächse durch diese 
Teuerungswelle größtenteils kompensiert werden. 

So befindet sich die deutsche Wirtschaft im Som-
mer 2008 in einer konjunkturellen Delle, und die 
Auslastung der Produktionskapazitäten geht zurück. 
Die Impulse aus dem Ausland lassen nach, und die 
Unternehmen warten nach dem Investitionsschub in 
den vergangenen beiden Jahren mit der Aufsto-
ckung ihrer Investitionsbudgets ab, bis die Ölpreis-
Hausse abebbt und sich die Aussichten auf expan-
dierende Märkte und Gewinne wieder aufhellen. 

 
Kasten 3: 
Annahmen für die Prognose der deutschen Kon-
junktur 

Außer den weltwirtschaftlichen und geldpoliti-
schen Annahmen liegen der Konjunkturprognose 
für Deutschland weitere Annahmen zugrunde: 
• Der Tariflohn steigt in Deutschland im Jahr 

2008 um 2,4% und im Jahr 2009 um 2,5%. 
Zu einer flächendeckenden Einführung von 
gesetzlichen Mindestlöhnen kommt es im Jahr 
2009 nicht. 

• Der Beitragssatz der Arbeitslosenversicherung 
wird im Jahr 2009 um 0,3 Prozentpunkte auf 
3% gesenkt. 

• Im Vorfeld der Bundestagswahlen 2009 dürfte 
die Finanzpolitik ihren Kurs deutlich lockern 
und merklich expansiv ausgerichtet sein.  
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Abbildung 3: 
Reales Bruttoinlandsprodukt 
- Saison- und arbeitstäglich bereinigter Verlauf - 
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Für ein erneutes Anziehen der Konjunktur in 
Deutschland im späteren Verlauf dieses Jahres und 
im kommenden Jahr4 sprechen vor allem die weiter-
hin kräftige Ausweitung der Absatzmärkte für deut-
sche Produkte in den Schwellenländern, die Über-
windung der Schwächephase der US-Wirtschaft 
sowie die Erhaltung der preislichen Wettbewerbs-
fähigkeit der deutschen Wirtschaft trotz deutlich 
gestiegener Lohnabschlüsse. Eine Wiederbelebung 
der inländischen Auftriebskräfte wird allerdings 
wesentlich davon abhängen, ob es gelingt, die In-
flationsgefahr zu bannen. 

Exportaussichten eingetrübt 

Nach der kontinuierlichen Beschleunigung im Lauf 
des vergangenen Jahres hat sich die kräftige Expan-
sion der deutschen Ausfuhren in den ersten Mo-
naten dieses Jahres, trotz der im Gefolge der Fi-
nanzkrise insgesamt schwächeren Weltkonjunktur, 
fortgesetzt. Verantwortlich dafür war zum einen 
die Abarbeitung der Auftragsbestände, die insbeson-
dere im vierten Quartal des Vorjahres aufgelaufen 
sind. Zum anderen profitierten die deutschen Ex-
porteure erneut von den Nachfragesteigerungen aus 
stark expandierenden Märkten wie Russland, China 
und Südostasien, aber auch den neuen EU-Mit-

                                                      
4 Vgl. auch ARBEITSKREIS KONJUNKTUR: Aufschwung 

stockt: Warten auf die „zweite Luft“, in: IWH, Wirtschaft 
im Wandel 1/2008, S. 8 ff. 

gliedstaaten. Sogar die Lieferungen in die USA leg-
ten zu Jahresbeginn nach den Rückgängen im Vor-
jahr deutlich zu. 

Trotz des guten Starts in das Jahr werden die 
Exporte zunächst deutlich an Schwung verlieren. So 
wird sich die zu Jahresbeginn in vielen Handels-
partnerländern immer noch robuste Konjunktur im 
Sommer infolge der Rohstoffpreis-Hausse und der 
Finanzmarktturbulenzen merklich abkühlen. Zudem 
wird die kontinuierliche Aufwertung des Euro nicht 
nur gegenüber dem US-Dollar, sondern auch ge-
genüber anderen wichtigen Fremdwährungen nach 
und nach Wirkung zeigen. Allerdings geht die Pro-
gnose davon aus, dass sich die Euro-Aufwertung 
im Prognosezeitraum nicht weiter fortsetzt. Die ins-
gesamt verschlechterten Rahmenbedingungen für 
den deutschen Export haben sich in den letzten 
Monaten bereits deutlich in der Entwicklung der 
ausländischen Auftragseingänge niedergeschlagen. 
Aufgrund des guten Jahresbeginns werden die Aus-
fuhren 2008 dennoch um 6,2% zulegen. Obgleich 
die Exporte im kommenden Jahr mit dem leichten 
Wiederanziehen der Weltkonjunktur im Verlauf et-
was beschleunigt expandieren werden, wird der jah-
resdurchschnittliche Zuwachs lediglich 5% betragen. 
 
Tabelle 3: 
Reale Exporte und Importe Deutschlands an Wa-
ren und Dienstleistungen 

 2007 2008 2009 
 Veränderung gegenüber dem  

Vorjahr in % 
Exporte 7,8 6,2 5,0 
Importe 4,8 5,6 5,1 

 in % zum BIP 
Exporte 50,0 51,9 53,8 
Importe 
Leistungsbilanzsaldo 

42,7 
7,6 

44,1 
7,6 

45,7 
7,8 

 Außenbeitrag 
Mrd. Euro 164,1 179,7 188,4 
Wachstumsbeitraga 1,6 0,7 0,3 

a Veränderung des Außenbeitrags gegenüber dem Vorjahr in % des rea-
len Bruttoinlandsprodukts des Vorjahres. 

Quellen: Statistisches Bundesamt; 2008 und 2009: Prognose 
des IWH. 

Auch die Wareneinfuhren legten zu Jahresbeginn 
im Sog der Nachfrage nach Investitions- und Ex-
portgütern nochmals kräftig zu. So fielen die Im-
portzuwächse vor allem bei Vorleistungs- und In-
vestitionsgütern überdurchschnittlich aus. Doch im 
weiteren Jahresverlauf zeichnet sich bereits eine deut-
liche Korrektur ab. So wird die schwache Konsum- 
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Kasten 4: 
Hohe Rohölpreise belasten deutsche Wirtschaft 

Seit Anfang 2004 hat sich der Ölpreis in US-Dollar-Notierung an den internationalen Rohstoffmärkten mehr 
als vervierfacht. Auch die Aufwertung des Euro gegenüber dem US-Dollar konnte diesen Preisschub für die 
europäischen Nachfrager nur wenig mindern, hat doch der Ölpreis auf Euro-Basis mittlerweile das 3,6-fache 
Niveau des Januarwerts 2004 erreicht. Dies hat zur Konsequenz, dass ein immer größerer Anteil des 
Volkseinkommens zur Begleichung der Ölimporte aufgewendet werden muss. Tabelle 4 zeigt, dass seit dem 
Beginn der Ölpreis-Hausse im Jahr 2004 die Aufwendungen für den Ölverbrauch von gut 1% des BIP (2003) 
auf über 1,8% im Jahr 2007 gestiegen sind. Würde der Ölpreis der Marke Brent, der im Jahresdurchschnitt 
2007 noch bei 72,6 US-Dollar lag, im laufenden Jahr durchschnittlich 130 US-Dollar betragen, müssten bei 
konstantem Verbrauch über 0,9% der gesamtwirtschaftlichen Produktion zusätzlich zur Deckung des Ölbe-
darfs aufgewendet werden. Dies wäre der höchste Anstieg seit Beginn der Ölpreis-Hausse im Jahre 2004. Es 
zeigt sich jedoch auch, dass die Ölrechnung für Deutschland, verglichen mit anderen wichtigen Industrielän-
dern, relativ günstig ausfällt. So liegen etwa in Frankreich, Italien, Spanien, Japan und den USA sowohl die 
Aufwendungen für Öl in Relation zum Bruttoinlandsprodukt als auch die für 2008 bei einem Ölpreisanstieg 
auf jahresdurchschnittlich 130 US-Dollar errechneten zusätzlichen Kostensteigerungen deutlich höher als in 
Deutschland. Allerdings ist auch abzusehen, dass für Deutschland in diesem Jahr zusätzliche Kosten für den 
Import von Erdgas in Höhe von 0,1% bis 0,2% in Relation zum BIP anfallen, denn der Preis für Erdgas folgt 
dem für Erdöl mit etwa einem halben Jahr Verzögerung. 
 
Tabelle 4:  
Ölrechnung für Deutschland 

 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
Ölverbrauch (Mio. Barrel) 919,9 911,8 900,0 908,8 827,2 827,2 
Ölpreis 
Marke Brent  

US-Dollar 28,8 38,2 54,8 65,6 72,6 130,0a 
Euro 25,4 30,7 44,1 52,3 53,0 83,3a 

Ölaufwendungen (Mio. Euro) 23 384,0 28 027,4 39 645,8 47 508,2 43 839,5 68 933,8 
Ölkosten in % des BIP 1,08 1,27 1,77 2,05 1,81 2,74a 
Veränderung in Prozentpunkten - +0,19 +0,50 +0,28 −0,24 +0,93 

a Prognose des IWH. 

Quellen: BP; EUROSTAT; Berechnungen des IWH. 

 und Investitionsnachfrage zusammen mit der ver-
haltenen Exportentwicklung den Importanstieg vor-
übergehend deutlich drosseln. Im kommenden Jahr 
wird zunächst die Binnennachfrage, später dann vor 
allem der Export die Importnachfrage wieder etwas 
anregen. Für 2008 wird ein Importzuwachs von 
5,6%, für 2009 von 5,1% prognostiziert. Damit wird 
sich der Beitrag des Außenhandels zum Produk-
tionsanstieg im Prognosezeitraum deutlich abschwä-
chen. 

Unternehmensinvestitionen mit nachlassender 
Dynamik 

Die Unternehmen haben im ersten Quartal dieses 
Jahres nochmals kräftig investiert. Diese Aktivitä-
ten betrafen zu einem großen Teil Ausrüstungen, die 
noch im vergangenen Jahr zur Mitnahme der güns-
tigen degressiven Abschreibung bestellt worden wa-
ren, deren Herstellung und Auslieferung sich auf-
grund von Kapazitätsengpässen aber über den Jah-

reswechsel hinaus gezogen haben.5 Dieser Sonder-
effekt setzt sich nicht fort.6 Die vorgezogenen In-
vestitionsprojekte hinterließen eine Lücke, sodass 
die Nachfrage im zweiten Quartal stark zurück-

                                                      
5 Die Investitionsgüterhersteller und hier besonders die Ma-

schinen- und Fahrzeugbauer erreichten laut ifo-Konjunktur-
test zum Jahreswechsel mit 92% bis 96% einen historisch ho-
hen Grad der Kapazitätsauslastung. Auch die Reichweite der 
Auftragsbestände, die im Verlauf des Jahres 2007 stark ange-
stiegen waren, deutet auf Kapazitätsengpässe und Lieferver-
zögerungen Ende des vergangenen Jahres hin. Das betraf 
auch die bezogenen Ausrüstungen aus dem Ausland. So war 
der Import von Investitionsgütern zuletzt ebenfalls kräftig 
angestiegen. 

6 Zwar können kleine und mittlere Unternehmen, die noch vor 
dem 17.08.2007 eine gewinnmindernde Ansparrücklage für 
die künftige Anschaffung von Ausrüstungen gebildet haben, 
für bis Mitte 2009 bezogene Ausrüstungen die günstige de-
gressive Abschreibung noch anwenden. Dies dürfte aufgrund 
der verschärften Voraussetzungen in der neuen Gesetzeslage 
für einen eingeschränkten Betriebskreis (insbesondere Frei-
berufler) anregend sein und damit nur wenig Vorzieheffekte 
auslösen.  
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ging. Im ersten Halbjahr lagen die Unternehmens-
investitionen aber alles in allem noch deutlich über 
dem Niveau vom Vorjahr. 

Im weiteren Jahresverlauf werden die Unterneh-
men ihre Investitionsausgaben deutlich verhaltener 
ausweiten. Dies ist in hohem Maß externen Fakto-
ren geschuldet. Die Exporterwartungen der Unter-
nehmen gehen aufgrund der schwächeren Nach-
fragedynamik aus der Welt, der hohen Energie- und 
Rohstoffpreise und des nach wie vor starken Euro 
zunächst zurück. Zugleich dämpft der mit dem Kauf-
kraftentzug verbundene schwache private Konsum 
die Absatzerwartungen im Inland. Auch verschlech-
tern sich die externen Finanzierungsmöglichkeiten 
nochmals leicht. So wurden laut Bank Lending Survey 
die Standards für Unternehmenskredite über alle 
Unternehmenstypen und Fristen im Frühjahr ver-
schärft, und die Finanzierung über Anleihen wird 
schwieriger. 

Im nächsten Jahr wird die leicht anziehende 
Nachfrage aus der Welt und dem Inland den Un-
ternehmensinvestitionen wieder etwas Auftrieb ver-
leihen. Die Dynamik bleibt aber im Vergleich zu 
den vorangegangenen Aufschwungjahren eher ver-
halten. Der Kostendruck von Seiten der Energie und 
Rohstoffe bleibt hoch und der von Seiten der Löhne 
wird spürbar. 

Wenig Impulse von Wohnungsbau und öffent-
lichem Bau 

Zu Beginn dieses Jahres ist es sowohl im Wohnungs-
bau als auch im öffentlichen Bau zu einem kräfti-
gen Anstieg gekommen. Begünstigt durch die un-
gewöhnlich milde Witterung konnten die für das 
Frühjahr vorgesehenen Bauprojekte vorgezogen wer-
den. In den Folgemonaten flossen die Aufträge spär-
licher nach. Im zweiten Quartal ist es deshalb in die-
sen Bereichen zu einer kräftigen Gegenbewegung ge-
kommen. Im ersten Halbjahr dürften hier aber die 
Investitionen das Vorjahresniveau überschritten haben. 

Im Prognosezeitraum werden die privaten Haus-
halte weiter nur zögerlich in den Wohnungsbau in-
vestieren. Zwar spricht die verbesserte Lage am 
Arbeitsmarkt für eine zunehmende Investitionsnei-
gung, diese erhält aber aufgrund der nur schwachen 
Entwicklung der Realeinkommen wieder einen 
Dämpfer. Darauf deuten auch die Baugenehmigun-
gen im Ein- und Zweifamilienhausbau hin, die 
nach einer leichten Zunahme im Verlauf des ver-
gangenen Jahres zuletzt wieder schwächer ausfie-
len. Der Geschosswohnungsbau scheint sich dage-
gen allmählich von einem sehr niedrigen Niveau aus 

zu erholen. Außerdem sehen sich die privaten Haus-
halte wie die Wohnungsunternehmen angesichts 
der hohen Energiepreise veranlasst, verstärkt ener-
getische Sanierungsmaßnahmen an ihrem Woh-
nungsbestand durchzuführen. 

Die öffentlichen Bauinvestitionen werden in bei-
den Prognosejahren real in etwa stagnieren. Zwar 
werden vom Bund durch den Ausbau der Kinder-
tagesstätten und die Ausweitung der mautfinan-
zierten Verkehrsinvestitionen Impulse ausgehen. 
Allerdings werden die Kommunen, Hauptträger der 
öffentlichen Bautätigkeit, aufgrund der hohen Ta-
rifabschlüsse im öffentlichen Bereich und geringe-
rer Steuereinnahmen zunehmend Engpässe bei der 
Finanzierung der Investitionen verspüren.7 Zugleich 
dämpfen die auf die erhebliche Verteuerung von 
Baumaterialien und Brennstoffen zurückzuführen-
den Baupreissteigerungen die Ausweitung der öffent-
lichen Bauinvestitionen deutlich. 

 
Tabelle 5: 
Reale Anlageinvestitionen in Deutschland 
- Veränderung gegenüber Vorjahr in % - 
 2007 2008 2009 
Anlageinvestitionen insgesamt 5,0 3,7 1,5 
   Unternehmensinvestitionen 6,9 5,7 2,3 
       Ausrüstungen 8,2 6,5 2,3 
       Sonstige Anlagen 6,6 5,0 3,3 
       Gewerbliche Bauten 3,5 3,8 1,9 
   Wohnbauten 0,6 0,3 0,0 
   Öffentliche Bauten 7,3 0,1 0,3 
Nachrichtlich:    
Bauinvestitionen insgesamt 2,3 1,4 0,6 
   Nichtwohnbauten insgesamt 4,5 2,8 1,5 

Quellen:  Statistisches Bundesamt; 2008 und 2009: Prognose 
des IWH. 

Privater Konsum schwächelt weiter 

Die privaten Haushalte haben im Jahr 2007 real um 
0,4% weniger konsumiert als 2006. Dies geht nicht 
zuletzt auf die Anhebung der Mehrwertsteuer zu 
Beginn des Jahres zurück, die mit dazu beigetragen 
hat, dass das Preisniveau stärker gestiegen ist als in 
den Vorjahren. Hinzu kommt, dass die verfügbaren 
Einkommen im vergangenen Jahr nominal lediglich 
um 1,6% zunahmen, da die Löhne und Gehälter nur 
relativ geringfügig gestiegen sind. Außerdem spar-
ten die privaten Haushalte wieder stärker, um den 
Vermögensverlust nach den zusätzlichen Ausgaben 
für langlebige Gebrauchsgegenstände vor der Mehr-
wertsteueranhebung wieder auszugleichen. 

                                                      
7 Siehe auch Ausführungen im Kapitel Öffentliche Finanzen. 
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Auch im Jahr 2008 ändert sich diese Situation 
nicht grundlegend. Zwar ist mit einem verstärkten 
Anstieg der effektiven Löhne und Gehälter je Stun-
de um 2,5% zu rechnen, zugleich ziehen aber die 
Verbraucherpreise deutlich an. 

In der Lohnentwicklung ist berücksichtigt, dass 
der relativ starke Beschäftigungsaufbau im Jahr 
2007 zu einer Angebotsverknappung bei qualifi-
zierter Arbeit in einigen Branchen geführt hat und 
es in diesem Segment zu überdurchschnittlichen 
Effektivlohnsteigerungen kommt. Diese Lohnstei-
gerungen dürften im gesamten Jahr 2008 wirken 
und sich mit einer geringen Zeitverzögerung noch 
leicht erhöhen. Dies führt letztlich dazu, dass die 
Bruttolohn- und -gehaltssumme in diesem Jahr ver-
stärkt zunimmt. Im nächsten Jahr verlangsamt sich 
der Anstieg infolge der nachlassenden Impulse von 
der Beschäftigung. Die privaten Haushalte werden 
im Prognosezeitraum über höhere Einkommen aus 
Selbstständigkeit und Vermögen verfügen, aller-
dings schwächt sich der Zuwachs mit der nachlas-
senden konjunkturellen Dynamik ab. 

 
Tabelle 6: 
Verfügbare Einkommen und Konsumausgaben der 
privaten Haushaltea in Deutschland 
- Veränderung gegenüber Vorjahr in % - 
 2007 2008 2009 
Verfügbare Einkommen, nominal 1,6 2,8 2,5 
darunter:     
 Nettolöhne und -gehälter (Summe) 2,9 3,3 1,8 
 Monetäre Sozialleistungen −1,8 1,1 2,6 
 Selbstständigen-, Vermögenseink. 3,4 3,3 2,7 
Sparen 5,9 2,0 1,5 
Private Konsumausgaben, nominal 1,2 3,1 2,6 
Nachrichtlich: 
Bruttolöhne und -gehälter (Summe) 

 
3,3 

 
3,8 2,6 

Sparquote (in %) 10,9 10,8 10,7 
Preisindex des privaten Konsumsb 1,7 2,7 1,8 
Private Konsumausgaben, real −0,4 0,3 0,8 

a Einschließlich der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck. – 
b Jährlich wechselnde Preisbasis (Vorjahresbasis). 

Quellen:  Statistisches Bundesamt;  2008 und 2009: Prognose 
des IWH. 

Die monetären Sozialleistungen an die privaten 
Haushalte, die im Jahr 2007 deutlich zurückgegan-
gen waren, werden in diesem und im nächsten Jahr 
aufgrund der geplanten Rentenanhebung wieder 
leicht ansteigen. Alles in allem werden die verfüg-
baren Einkommen in diesem Jahr um 2,8% zulegen. 
Infolge des kräftigen Anstiegs der Verbraucher-
preise ergibt sich nur ein geringfügiger Zuwachs 
des real verfügbaren Einkommens. 

Zu einer stärkeren Gewichtung der Konsumaus-
gaben im Budget der privaten Haushalte dürfte es 
nicht kommen. Die Anreize für das Sparen bleiben 
auch in Zukunft hoch. Ausschlaggebend sind hier 
nach wie vor die Motive für das Vorsorgesparen im 
Alter sowie auch die Unsicherheit der privaten Haus-
halte über die künftige wirtschaftliche Entwick-
lung. Daher wird nicht erwartet, dass der private 
Konsum einen zusätzlichen Impuls durch die Ver-
ringerung der Sparquote erhält. Aus all dem folgt, 
dass die Haushalte ihren Konsum real nur um 0,3% 
ausweiten werden. Lässt die Dynamik des Preisan-
stiegs im Verlauf des kommenden Jahres nach, 
dürfte der private Konsum real im Jahresdurch-
schnitt um 0,8% zunehmen. 

Zögerlicher Rückgang der Inflation 

Der hohe Anstieg der Verbraucherpreise, der im 
Herbst 2007 begann, hat sich in den ersten Monaten 
des Jahres 2008 verstärkt fortgesetzt. Die durch-
schnittliche Steigerung des Preisniveaus in diesen 
Monaten betrug im Vergleich zum Vorjahreszeit-
raum knapp 3%, ohne Berücksichtigung der Kom-
ponenten Energie und Nahrungsmittel gut 2%. Die 
Dynamik hat in den vergangenen drei Monaten noch-
mals zugenommen; im Juni lag die jährliche Teue-
rung nach vorläufigen Angaben bei 3,3%. Insbeson-
dere die Preise für Energie stiegen stark, sie liegen 
derzeit um etwa 13% über dem Vorjahresniveau. 

Für den Prognosezeitraum ist zwar unterstellt, 
dass sich der Preisauftrieb an den Rohstoffmärkten, 
insbesondere beim Öl, nicht wie bisher fortsetzt. Je-
doch wird sich die Beruhigung des Preisklimas noch 
bis in das Jahr 2009 hinauszögern. So werden nicht 
nur die bisherigen Kostenanstiege bei den Energie-
rohstoffen noch eine Weile nachwirken. Auch wer-
den im Prognosezeitraum die im Vergleich zu den 
vergangenen Jahren überdurchschnittlichen Steige-
rungen der Effektivlöhne den Kostendruck auf die 
Unternehmen erhöhen. Diese dürften dann, auch 
angesichts der bis weit in die zweite Jahreshälfte 
2008 fortgesetzten guten Auslastung der deutschen 
Wirtschaft, die Kostensteigerungen auf die Preise 
überwälzen. Alles in allem werden die Verbrau-
cherpreise im Durchschnitt des Jahres 2008 um 3% 
und im folgenden Jahr um 2,5% steigen. 

Produktionsanstieg verlangsamt sich 

Die gesamtwirtschaftliche Produktion hat sich im 
ersten Quartal des Jahres 2008 saison- und kalen-
derbereinigt kräftig um 1,5% erhöht. Ein solcher 
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Zuwachs war letztmalig vor zwölf Jahren beobachtet 
worden. Begünstigt wurde dies durch die ausge-
sprochen milde Witterung. Im Baugewerbe konn-
ten dadurch Aufträge abgearbeitet werden, die sai-
sonüblich erst im Frühjahr anfallen. Dadurch nahm 
die Bruttowertschöpfung im Baugewerbe mit 4,4% 
besonders kräftig gegenüber dem Vorquartal zu. 
Im Verarbeitenden Gewerbe expandierte die Pro-
duktion um 2,4%. Besonders die Produzenten von 
Investitionsgütern konnten ihre Produktion infolge 
der großen Nachfrage sowohl aus dem Ausland als 
auch aus dem Inland erheblich ausweiten. Der An-
stieg der Produktion von Investitionsgütern sowie 
die vorgezogenen Bauaktivitäten kurbelten auch 
die Erzeugung von Vorleistungsgütern an. Hinge-
gen nahm die Produktion von Konsumgütern nur 
wenig zu. Dies war auch der schwachen Nachfrage 
aus dem Inland geschuldet, die durch die anhaltend 
hohen Preissteigerungen bei vielen Erzeugnis-
gruppen belastet wurde. Von der kräftigen Expan-
sion im Produzierenden Gewerbe insgesamt profi-
tierten auch die unternehmensnahen Dienstleister 
und der Verkehrssektor. 

Zu Beginn des zweiten Quartals kam es zum 
Rückschlag. Dies war die Kehrseite der von Sonder-
effekten geprägten außergewöhnlichen Belebung 
der Produktionsaktivitäten in Baugewerbe und In-
dustrie in den ersten Monaten des Jahres. Außerdem 
ließ die Auslandsnachfrage nach deutschen Indus-
trieprodukten infolge der schwächeren Weltkon-
junktur nach. Davon waren insbesondere die export-
orientierten Investitionsgüterproduzenten betroffen. 
Aber auch die einheimische Nachfrage nach Inves-
titionsgütern dürfte sich angesichts der ungünstige-
ren Abschreibungsbedingungen und der verschlech-
terten Finanzierungsbedingungen der Unternehmen 
abschwächen. Die insgesamt rückläufige Produk-
tion im Produzierenden Gewerbe hinterließ auch 
bei den unternehmensnahen Dienstleistern und im 
Bereich Verkehr Bremsspuren. 

In der zweiten Jahreshälfte wird die gesamtwirt-
schaftliche Produktion infolge der schwachen Welt-
konjunktur und schwacher binnenwirtschaftlicher 
Impulse nur moderat zunehmen. Wegen des hohen 
Niveaus zu Jahresbeginn und aufgrund zusätzlicher 
Arbeitstage wird das Bruttoinlandsprodukt im Jah-
resdurchschnitt um 2,3% zunehmen. Kalenderberei-
nigt ergibt sich ein Zuwachs von 1,9%. 

Im kommenden Jahr werden sich die Impulse 
vom Export nach und nach verstärken, und auch 
die Binnennachfrage wird etwas anziehen. Für den 
Durchschnitt des Jahres 2009 ergibt sich ein Zu-
wachs des Bruttoinlandsprodukts um 1,3%. 

Tabelle 7: 
Statistische Komponenten der BIP-Wachstumsrate 
- in % bzw. Prozentpunkten - 

Position 2006 2007 2008 2009 
Statistischer Überhanga 1,4 0,6 0,3 0,7 
Jahresverlaufsrateb 3,9 1,8 1,6 1,8 
Jahresdurchschnittliche 
BIP-Rate, kalenderbereinigt 3,1 2,6 1,9 1,4 

Kalendereffektc −0,2 −0,1 0,3 −0,1 
Jahresdurchschnittliche 
BIP-Rate, kalenderjährlichd 2,9 2,5 2,3 1,3 

a Saison- und kalenderbereinigtes reales BIP im vierten Quartal des 
Vorjahres in Relation zum kalenderbereinigten Quartalsdurchschnitt 
des Vorjahres. – b Jahresveränderungsrate im vierten Quartal, saison- 
und kalenderbereinigt. – c In % des realen BIP. – d Abweichungen in 
der Summe rundungsbedingt. 

Quellen: Statistisches Bundesamt; ab 2008: Prognose des 
IWH. 

Beschäftigungsaufbau schwächt sich ab 

Die Lage auf dem Arbeitsmarkt hat sich infolge der 
kräftigen Expansion der gesamtwirtschaftlichen Pro-
duktion im ersten Quartal 2008 weiter gebessert. 
Die saisonbereinigte Zahl der Erwerbstätigen nahm 
um 220 000 Personen bzw. 0,5% gegenüber dem 
Vorquartal zu. Im Vorjahresvergleich betrug der 
Zuwachs 686 000 Personen bzw. 1,8%. 

Der Beschäftigungsstand wurde in allen großen 
Wirtschaftsbereichen erhöht. Im Baugewerbe konnte 
infolge der milden Witterung früher als jahreszeit-
üblich mit Außenarbeiten begonnen werden, sodass 
der Personalbestand gegenüber dem Vorquartal um 
79 000 Personen bzw. 3,6% aufgestockt wurde. Da 
es sich hierbei überwiegend um Vorzieheffekte han-
delt, fiel die Frühjahrsbelebung weniger stark aus als 
üblich. Auch die unternehmensnahen Dienstleister 
stockten ihre Beschäftigung weiter auf. Der Perso-
nalbestand nahm um 78 000 Personen bzw. 1,1% 
zu. Ein großer Teil entfiel auf Leiharbeitsfirmen, 
die statistisch diesem Wirtschaftsbereich zugeord-
net sind.8 Auch im weniger arbeitsintensiven Ver-
arbeitenden Gewerbe nahm infolge der anhaltend 
kräftigen Nachfrage nach Industriegütern aus dem 
In- und Ausland die Beschäftigung weiter zu. 

Der Beschäftigungsaufbau beruhte zum über-
wiegenden Teil auf weiteren Einstellungen von so-

                                                      
8  Die zurzeit aktuellsten Daten zum Bestand an Leiharbeitern 

liegen für Ende des zweiten Quartals 2007 vor. Demnach 
waren mit ca. 731 000 knapp 135 000 Leiharbeiter mehr 
tätig als im Vorjahreszeitraum (vgl. BUNDESAGENTUR 
FÜR ARBEIT: Leiharbeiter und Verleihbetriebe im ersten 
Halbjahr 2007). Damit trugen in diesem Zeitraum Arbeit-
nehmerüberlassungen ca. 52% zum Beschäftigungsaufbau 
bei den unternehmensnahen Dienstleistern bei. 
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zialversicherungspflichtig Beschäftigten, deren Zahl 
den Vorquartalswert um ca. 233 000 Personen bzw. 
0,9% überstieg (vgl. Tabelle 8). Etwa die Hälfte des 
Zuwachses an sozialversicherungspflichtigen Beschäf-
tigungsverhältnissen waren Vollzeitstellen.9 Staatlich 
subventionierte, sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigungsverhältnisse leisteten hingegen keinen 
wesentlichen Beitrag zum Beschäftigungsaufbau. 

Die Zahl der Selbstständigen, die durch die Bun-
desagentur gefördert werden, nahm gegenüber dem 
Vorjahresquartal erheblich ab. Eine Ursache dafür 
liegt darin, dass die Förderinstrumente Ich-AG und 
Überbrückungsgeld durch den Gründungszuschuss 
ersetzt wurden, dessen Förderdauer deutlich gerin-
ger ist als bei der Ich-AG. Die ausschließlich ge-
ringfügige Beschäftigung hat im ersten Quartal ge-
genüber dem Vorjahreszeitraum wieder leicht zu-
genommen (+1,3%), während die Zusatzjobs (Ein-
Euro-Jobs) an Bedeutung verloren haben. 

Im weiteren Verlauf dieses Jahres wird der Be-
schäftigungsaufbau infolge der konjunkturellen Ab-
schwächung in der zweiten Jahreshälfte zum Still-
stand kommen. Die Unternehmen werden bemüht 
sein, ihren Personalbestand über die konjunkturelle 
Delle hinaus zu halten. Erst im Verlauf des Jahres 
2009, wenn die gesamtwirtschaftliche Produktion 
wieder kräftiger expandieren wird, dürfte es zuneh-
mend zu Neueinstellungen kommen. 

Die Zahl der Arbeitslosen nahm im ersten Quartal 
infolge des kräftigen Produktions- und Beschäfti-
gungswachstums saisonbereinigt um 211 000 Perso-
nen ab; im zweiten Quartal waren es 70 000. Dabei 
ging die Zahl derer, die nur schwer in Beschäftigung 
zu vermitteln sind, überproportional stark zurück. 
Dazu zählen insbesondere jüngere und ältere 
Arbeitslose sowie Langzeitarbeitslose.10 Im weite-
ren Verlauf dieses Jahres wird sich der Rückgang 
der registrierten Arbeitslosigkeit deutlich verlang-
samen. Dazu trägt bei, dass die Möglichkeit des er-
leichterten Bezugs von Arbeitslosengeld II für Ar-

                                                      
9  Vgl. hierzu: BUNDESAGENTUR FÜR ARBEIT: Der Ar-

beits- und Ausbildungsmarkt in Deutschland – Juni 2008, 
Nürnberg. Die zurzeit aktuellsten veröffentlichten Angaben 
zu den voll- und teilzeitbeschäftigten SV-pflichtig Be-
schäftigten liegen für September 2007 vor. Danach betrug 
der Zuwachs an SV-pflichtig Beschäftigten gegenüber dem 
Vorjahresstichtag ca. 560 000 Personen, von denen 52% 
Vollzeitstellen waren. Vgl. BUNDESAGENTUR FÜR 
ARBEIT: Arbeitsmarkt in Zahlen, Beschäftigte Ende Sep-
tember 2007 in Deutschland. Nürnberg 2007. 

10 Zu einer detaillierten Analyse hierzu vgl. DEUTSCHE 
BUNDESBANK: Die Wirtschaftslage in Deutschland im 
Frühjahr 2008, Monatsbericht 5/2008, Kasten: Wer profi-
tiert vom Rückgang der Arbeitslosigkeit?, S. 56-57. 

beitslose, die älter als 58 Jahre sind, ab diesem Jahr 
wegfällt. Damit zählen Arbeitslose, die nach dem  
1. Januar 2008 das Alter von 58 Jahren erreichen, 
grundsätzlich weiterhin als arbeitslos und müssen 
aktiv nach einem Arbeitsplatz suchen.11 Auch dürfte 
sich mit sinkender Arbeitslosigkeit das Qualifika-
tionsprofil der verbliebenen Arbeitslosen im Durch-
schnitt verschlechtert haben, was eine Vermittlung 
in reguläre Beschäftigung erschwert. Zu einem Ab-
bau der Arbeitslosigkeit trägt allerdings der Rück-
gang des – an der Zahl der Erwerbsfähigen gemes-
senen – Erwerbspersonenpotenzials in diesem und 
im kommenden Jahr in Höhe von jeweils ca. 80 000 
Personen bei. Insgesamt wird die Arbeitslosigkeit in 
diesem Jahr im Durchschnitt 3,25 Millionen betra-
gen und im Jahr 2009 auf 3,14 Millionen Personen 
zurückgehen. Die auf die Erwerbspersonen bezoge-
ne Arbeitslosenquote liegt dann bei 7,5% bzw. 7,2%. 
 
Tabelle 8: 
Erwerbstätigkeit nach Beschäftigtengruppen in 
Deutschland in den Jahren 2007 bis 2009 
 2007 2008 2009 
 1 000 Personen 
Arbeitnehmer 35 319 35 801 35 779 

SV-pflichtig Beschäftigte 26 944 27 470 27 491 
Ausschließlich geringfügig 
Beschäftigte 4 863 4 925 4 983 

Ein-Euro-Job (Variante: 
Mehraufwandsentschädigung) 261 240 230 

Sonstige 3 251 3 166 3 075 
Selbstständige einschl. mithel-
fende Familienangehörige 4 446 4 473 4 511 

Erwerbstätige (Inland) 39 765 40 274 40 290 
Nachrichtlich: Mio. Stunden 
Arbeitsvolumen 56 987 57 631 57 561 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Bundesagentur für Arbeit; 
2008 und 2009: Prognose des IWH. 

Öffentliche Finanzen: konjunkturell bedingte 
Überschüsse 

Die Lage der öffentlichen Haushalte stellt sich im 
Prognosezeitraum entspannt dar. Die Steuerein-

                                                      
11  Erst wenn den betroffenen Personen innerhalb von zwölf 

Monaten keine sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gung angeboten werden kann, werden sie aus der Arbeits-
losenstatistik gestrichen. Möglich wäre, dass mehr Ar-
beitslose im Alter von 58 bis 63 Jahren Rente beantragen 
als bisher und damit nicht mehr in der Arbeitslosenstatistik 
enthalten sind. Dies ist allerdings mit Abschlägen bei den 
Rentenbezügen verbunden und daher nicht attraktiv. Ar-
beitslose ab dem vollendeten 63. Lebensjahr sind grund-
sätzlich verpflichtet, Altersrente in Anspruch zu nehmen. 
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nahmen steigen – wenn auch mit nachlassender 
Dynamik – deutlich, um 3,7% im Jahr 2008 bezie-
hungsweise um 1,8% im nachfolgenden Jahr. Ge-
tragen wird dies insbesondere von den Einkommen-
steuern. Vor allem die Lohnsteuer legt nochmals 
merklich zu, um 5,8% in diesem und um 4,7% im 
nächsten Jahr. War ihr Anstieg im Jahr 2007 noch 
vom kräftigen Beschäftigungsaufbau getrieben, sind 
es nun vor allem die Einkommenszuwächse, die 
hier wirken. Aber auch die Gewinnsteuern werden 
immer noch kräftig zulegen – und dies obwohl die 
Finanzmarktkrise die Gewinneinkommen belastet 
und die Unternehmensteuerreform für sich genom-
men mit Mindereinnahmen verbunden ist. Die in-
direkten Steuern nehmen ebenfalls nach wie vor zu 
– allerdings mit geringeren Raten als zuvor, denn die 
Effekte aus den Steuersatzerhöhungen sind ausge-
laufen. Die nominale Inlandsnachfrage steigt jedoch 
deutlich und folglich auch die Mehrwertsteuer. 

Die Sozialversicherungsbeiträge werden nach 
wie vor zunehmen. Auch hier wirken insbesondere 
die Einkommenszuwächse der abhängig Beschäf-
tigten. Vor allem aber scheint die jahrelange Ero-
sion der sozialversicherungspflichtigen Beschäfti-
gungsverhältnisse beendet zu sein. 

Die Einnahmen des Staats aus Verkäufen neh-
men ebenfalls kräftig zu. Seit diesem Jahr verkauft 
der Bund 10% der CO2-Emissionszertifikate zum 
Marktpreis über die Börse. Jene Einnahmen werden 
in dieser Prognose als Verkäufe des Staats ver-
bucht.12 Außerdem wird die Maut in beiden Jahren 
des Prognosezeitraums deutlich angehoben; auch 
dies erhöht die Verkäufe. Alles in allem werden 
die Einnahmen des Staats im Jahr 2008 um 2,9% 
und im folgenden Jahr um 2% zulegen. 

Die Ausgaben werden im Prognosezeitraum um 
2,2% in diesem und um 2,4% im folgenden Jahr 
zunehmen. Obwohl dieser Anstieg damit noch 
immer hinter dem des nominalen Bruttoinlands-
produkts zurückbleibt, gehört die Moderation der 
Ausgaben, die in den zurückliegenden Jahren ei-
nen wesentlichen Beitrag zur Konsolidierung leis-
tete, damit der Vergangenheit an. 

                                                      
12 Noch ist nicht entschieden, wie diese Einnahmen im System 

der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen verbucht wer-
den. Werden sie als Verkauf gebucht, mindern sie den nomi-
nalen Staatskonsum. Bei den Ausgaben der Privaten schlagen 
sie sich im Preisanstieg nieder. Diese Verbuchung ist hier 
unterstellt. Alternativ könnten sie in den Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen aber auch als steuerähnliche Ein-
nahmen verbucht werden; kostenlos an die Stromversorger 
abgegebene Zertifikate – zurzeit immerhin 90% des Gesamt-
volumens – wären dann als Subvention zu behandeln. 

Getrieben wird die Ausgabenentwicklung zum 
einen durch die Personalausgaben des Staats. Nach 
Jahren der Lohnzurückhaltung steigen die tariflichen 
Entgelte vor allem bei Bund und Kommunen im 
Prognosezeitraum deutlich.13 Der Bund überträgt 
den Tarifabschluss zudem zeitgleich auf die Be-
amten und übernimmt die Ergebnisse – mit Ab-
schlägen – für seine Versorgungsempfänger. 

Mit dem Auslaufen der kostenbremsenden Effekte 
im Gesundheitssektor legen auch die sozialen Sach-
leistungen im Prognosezeitraum wieder deutlich 
zu, mit 3,2% in diesem beziehungsweise 3,7% im 
nächsten Jahr.14 Des Weiteren werden die Vorleis-
tungskäufe des Staats spürbar steigen, auch auf-
grund der allgemeinen Teuerung. 

Auch die monetären Sozialleistungen des Staats 
nehmen wieder zu. Zwar entlastet die Entwicklung 
auf dem Arbeitsmarkt die Arbeitslosenversicherung 
auf der Ausgabenseite nach wie vor. Aber die Ren-
ten werden Mitte dieses Jahres diskretionär aufge-
stockt. Nach der Rentenformel läge der Anstieg in 
den Jahren 2008 und 2009 bei 0,46% bzw. 1,85%. 
Allerdings wird in beiden Jahren des Prognosezeit-
raums die so genannte Riester-Treppe ausgesetzt. 
Dadurch werden die Renten im Jahr 2008 mit 1,1% 
und im Jahr 2009 mit 2,5% zulegen. Darüber hin-
aus hat diese Maßnahme auch Auswirkungen auf das 
Arbeitslosengeld II sowie die Grundsicherung im 
Alter. Die Anhebung dieser Leistungen ist an die 
Rentensteigerung gekoppelt. Alles in allem werden 
die monetären Sozialleistungen im Jahr 2008 um 
0,9% und im folgenden Jahr um 2,2% zunehmen. 
Außerdem dürfte aufgrund der Neuberechnung des 
sozio-kulturellen Existenzminimums im Herbst 
dieses Jahres eine Erhöhung des Kindergelds zum 
1. Januar 2009 erfolgen.15 

Deutlich zunehmen werden zudem die sonstigen 
laufenden Transfers, denn der Bund leistet Hilfen 

                                                      
13 Neben einer Anhebung des Grundgehalts um einen Sockel-

betrag von 50 Euro und einer Tariferhöhung von 3,1% in 
diesem bzw. 2,9% im nächsten Jahr werden beim Bund im 
laufenden Jahr auch die Ostgehälter an die Westverdienste 
angeglichen. Auf Länderebene kommt es nur partiell – für 
die unteren Gehaltsgruppen – zu einer solchen Anpassung. 
Die restlichen Entgeltgruppen werden hier im Jahr 2010 an-
geglichen. In dieser Prognose wird davon ausgegangen, dass 
aufgrund der Kostensteigerungen – entgegen den ursprüng-
lichen Planungen – keine Ausweitung des Personals erfolgt. 

14  Zur finanziellen Entwicklung im Gesundheitssektor vgl. 
Kasten 6. 

15 Die Neufestsetzung wird auch die Anpassung von Steuerfrei-
beträgen und Grundsicherungsleistungen nach sich ziehen. 
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Tabelle 9: 
Änderung von Steuern, Sozialabgaben und Staatsausgaben durch diskretionäre Maßnahmena,b 
- Haushaltsentlastungen (+) und Haushaltsbelastungen (−) in Mrd. Euro gegenüber 2007 - 
 2008 2009 
Abgaben −6,2 −1,9 
Reform der Unternehmensbesteuerung 2008 −6,6 −7,1 
Haushaltsbegleitgesetz 2006 −0,8 1,2 
Steueränderungsgesetz 2007 3,2 3,8 
Gesetz zur steuerlichen Förderung von Wachstum und Beschäftigung 2,2 3,5 
Weitere Steuerrechtsänderungenc 0,1 0,1 
Steuerliche Änderungen infolge des Existenzsicherungsberichts  −1,0 
Erhöhung der Maut (um 10% im Jahr 2008 und 25% im Jahr 2009) 0,3 1,0 
Verkauf von Emissionsrechten 1,0 1,1 
   

Reduktion des Beitragssatzes zur Arbeitslosenversicherungd um 0,9 Prozentpunkte zum 01.01.2008 −7,3 −7,4 
Reduktion des Beitragssatzes zur Arbeitslosenversicherungd um 0,3 Prozentpunkte zum 01.01.2009  −2,5 
Anhebung des Beitragssatzes zur Pflegeversicherungd um 0,25 Prozentpunkte zum 01.07.2008 1,2 2,5 
Erhöhung des durchschnittlichen Beitragssatzes zur gesetzlichen Krankenversicherungd um 0,05 Prozent-
punkte im Jahr 2008 um 0,25 Prozentpunkte im Jahr 2009 0,5 3,0 

Ausgaben −6,2 −11,3 
Abschaffung der Eigenheimzulage  0,7 1,4 
Erhöhung des Kindergelds zum 01.01.2009 um 10 Euro  −2,0 
Aussetzung des Riester-Faktors (Rentenversicherung, Arbeitslosengeld II und Grundsicherung im Alter) −1,0 −2,6 
Reformen am Arbeitsmarkte −2,9 −4,6 
Aufstockung sozialer Leistungenf (ohne arbeitsmarktpolitische Maßnahmen) −1,9 −1,9 
Aufstockung der Entwicklungshilfe −0,8 −0,8 
Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur und die Betreuungsinfrastruktur („Krippenplätze“) 0,7 0,7 
Zusätzliche Betriebsausgaben bei der Kinderbetreuung 0,4 0,7 
   

Aufstockung der Leistungen der Pflegeversicherung −0,5 −1,0 
Änderung der Ärztevergütung 01.01.2009  −2,0 
Insgesamt −12,4 −13,2 

a Ohne makroökonomische Rückwirkungen. – b Ohne Berücksichtigung der finanziellen Auswirkungen von Maßnahmen, die schon früher in Kraft 
getreten sind, wie z. B. die Kürzung der Bezugsdauer von Arbeitslosengeld, die Verringerung der Eigenheimzulage, die Wirkung des Altersvorsorge-
anteils und des Nachhaltigkeitsfaktors bei der Rentenversicherung sowie ohne Berücksichtigung progressionsbedingter Mehreinnahmen. – c Jahres-
steuergesetz 2008, Gesetz zur Förderung der betrieblichen Altersvorsorge, Gesetz zur Neuregelung der Besteuerung von Energieerzeugnissen und zur 
Änderung des Stromsteuergesetzes, Drittes Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen, Gesetz zur weiteren Stärkung des bürgerschaftlichen 
Engagements, Jahressteuergesetz 2009. – d Nach Abzug der Mehrausgaben des Staats für Beiträge von Empfängern sozialer Leistungen an den je-
weiligen Sozialversicherungszweig. – e Gesetz zur Verbesserung der Beschäftigungschancen älterer Menschen, Gesetz zur Verbesserung der Be-
schäftigungschancen Langzeitarbeitsloser mit Vermittlungshemmnissen, Gesetz zur Verbesserung der Beschäftigungschancen von jüngeren Men-
schen mit Vermittlungshemmnissen, Einführung von Eingliederungsscheinen für über 50-jährige Arbeitslose, Bundesprogramm „Kommunal-
Kombi“. – f Z. B. Verkürzung der Bezugsdauer von Kindergeld, Aufstockung der BAföG-Leistungen, Erhöhung des Wohngelds, Verlängerung der 
Zahlung von ALG I für über 50-Jährige, Aufstockung des Kindergeldzuschlags für Geringverdienende.  

Quellen: Bundesministerium der Finanzen; Berechnungen und Schätzungen des IWH. 

an die durch die Finanzkrise bedrohte IKB.16 Die 
sonstigen Transfers steigen aber auch, da die Ab-
führungen an die EU nun vermehrt über die Aus-
gabenseite gebucht werden.17 

                                                      
16 Hier ist unterstellt, dass der größte Teil der Hilfen des Bun-

des an die IKB im System der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen wirksam wird.  

17 Die Mehrwertsteuereigenmittel mindern in Abgrenzung der 
VGR die Steuereinnahmen, die BNE-Eigenmittel, die in 
Zukunft stärker gewichtet sein werden, erhöhen hingegen 
die Ausgaben.  

Die Investitionsausgaben werden hingegen nur 
verhalten zunehmen; um 3% in diesem und um 
2,1% im kommenden Jahr. Zwar hat der Bund im 
Jahr 2007 den ungeplanten Haushaltsüberschuss ge-
nutzt, ein neues Sondervermögen zu bilden. Mit die-
sem sowie weiteren Ländermitteln soll bis zum Jahr 
2013 eine flächendeckende Versorgung mit Krippen-
plätzen sichergestellt werden. Insgesamt dürften in 
mittlerer Frist zusätzliche Mittel von knapp vier Mrd. 
Euro investiv verausgabt werden. Auch werden sich 
die zusätzlichen Mauteinnahmen teilweise in Ver-
kehrsinvestitionen niederschlagen. Demgegenüber 
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dürften sich die finanziellen Spielräume beim Haupt-
investor der öffentlichen Hand, den Kommunen, im 
Prognosezeitraum merklich einengen. Zwar bewe-
gen sich die Gewerbesteuereinnahmen nach wie 
vor auf hohem Niveau, dennoch dürften sie – vor 
allem aufgrund der Reform der Unternehmensbe-
steuerung – zurückgehen. Auch die Grundsteuer B 
dürfte sich aufgrund eines Urteils des BFH18 in 
Zukunft deutlich schwächer entwickeln als zuvor. 
In den Neuen Bundesländern dürften diese Ein-
nahmen im Prognosezeitraum sogar merklich zu-
rückgehen. Auf der Ausgabenseite belastet die 
Kommunen der Tarifabschluss spürbar. Auch hier 
sind die Neuen Bundesländer aufgrund der Ost-
West-Angleichung besonders betroffen. 

Alles im allem wird der öffentliche Gesamt-
haushalt in beiden Jahren des Prognosezeitraums 
Überschüsse aufweisen. Im Jahr 2008 liegt der Finan-
zierungssaldo in Relation zum nominalen Bruttoin-
landsprodukt bei 0,5%, im Jahr 2009 noch bei 0,3%. 
 

Zur Wirtschaftspolitik 

Arbeitsmarktpolitik 

Steigende Lohnabschlüsse noch im Verteilungs-
spielraum 

Ein kräftiges Wirtschaftswachstum und ein hoher 
Beschäftigungsstand erfordern angemessene Lohn-
steigerungen. Angesichts der jüngst relativ hohen Ta-
rifabschlüsse in einigen Bereichen wie dem öffent-
lichen Dienst, der Chemischen Industrie und der 
Stahlindustrie entsteht der Anschein, dass die Lohn-
entwicklung aus dem Ruder läuft. Im Durchschnitt 
liegen die Abschlüsse in diesem Jahr bislang bei 
4,6%.19 Das WSI-Tarifarchiv sieht einen durch-
schnittlichen Anstieg des Tariflohns für 2008 um 
3,3% voraus, nach 2,2% im vergangenen Jahr. 

Für eine konjunkturelle Aufschwungphase ist 
aber eine solche Entwicklung nicht außergewöhn-
lich kräftig. Verknappungen am Arbeitsmarkt dürf-
ten sich zudem in höheren Effektivlöhnen wider-
spiegeln. Auch erstrecken sich diese Abschlüsse nur 
auf einige Bereiche und sind bei weitem nicht flä-
chendeckend. In Beziehung zum Tariflohnindex der 
Deutschen Bundesbank gesetzt, reduziert sich der 

                                                      
18 Nach diesem Urteil ist bei strukturellem Leerstand in einer 

Region ein Grundsteuererlass zu gewähren.  
19  Vgl. WSI-Tarifarchiv: Pressedienst vom 25.06.2008. Ein-

malzahlungen vorhergehender Tarifabschlüsse wurden hier 
nicht berücksichtigt. 

Tariflohnanstieg deutlich. Nach Schätzung des IWH 
beläuft er sich auf 2,4%.20 So gesehen bleibt die Ta-
riferhöhung im so genannten beschäftigungsneutra-
len Verteilungsspielraum, der sich auf das Zusam-
menspiel von Produktivitätssteigerung und Preisan-
stieg gründet. Das IWH veranschlagt ihn bei 2,5%.21 

Die bislang bekanntgewordenen hohen Tarifab-
schlüsse signalisieren unter Umständen auf Bran-
chenebene Gefahren für den Beschäftigungsstand, 
denn dort, wo die Lohnabschlüsse nicht durch Pro-
duktivitätssteigerungen gedeckt sind, dürfte es zum 
Abbau von Beschäftigung kommen. Für die deutsche 
Wirtschaft insgesamt geht aber von den Tarifver-
trägen eine solche Gefahr derzeit nicht aus. Ein 
größeres Beschäftigungsrisiko ergibt sich aus der 
Einführung hoher Mindestlöhne. 
 
Tabelle 10: 
Entwicklung der Löhne und Lohnstückkosten in 
Deutschland 

- Veränderung gegenüber Vorjahr in % - 
 2006 2007 2008 2009 
Tariflöhnea 1,1 1,2 2,4 2,5 
Effektivlöhnea 0,5 1,3 2,5 2,7 
Arbeitskostenb 0,7 0,8 2,2 2,7 
Lohnstückkostenc −1,7 0,1 1,1 1,2 
Nachrichtlich:     
Produktivitätd 2,4 0,7 1,2 1,5 

a Angaben je bezahlter Arbeitsstunde (Inland). – b Arbeitnehmerent-
gelt je bezahlter Arbeitsstunde (Inland). – c Arbeitnehmerentgelt je 
bezahlter Arbeitsstunde (Inland) in Relation zur realen Bruttowert-
schöpfung je geleisteter Arbeitsstunde. – d Reale Bruttowertschöpfung 
je bezahlter Arbeitsstunde.  

Quellen: Statistisches Bundesamt; ab 2008: Prognose des IWH. 

Hohe Mindestlöhne bedrohen vor allem die 
Schwachen am Arbeitsmarkt 

Die Regierungskoalition hält an der Ausweitung 
branchenspezifischer Mindestlöhne fest. Sie ver-

                                                      
20  Diese Lohnannahme des IWH schreibt den Tariflohnindex 

der Bundesbank weiter. Sie bezieht in die Berechnung auch 
die Branchen ein, für die es keine neuen Tarifabschlüsse gibt. 
Sie gehen mit dem Wert null ein und werden entsprechend 
der Beschäftigtenanzahl gewichtet. Vergleicht man diesen 
Tarifindex mit dem des Statistischen Bundesamts oder dem 
des WSI-Tarifarchivs, so zeigt dieser die niedrigsten Tarif-
lohnsteigerungen an. Dies dürfte in erster Linie der umfas-
senden Einbeziehung der Branchen ohne neuen Tarifab-
schluss geschuldet sein. 

21  In die Abschätzung des Verteilungsspielraums gehen nicht 
der aktuelle Anstieg von Preisen und Produktivität, sondern 
deren Entwicklung auf mittlere Frist ein (1,2% plus 1,3%). 
Als Messgröße für die Preise dient der Deflator des Brutto-
inlandsprodukts, der besser als andere Indikatoren die im-
portierte Inflation ausschließt. 
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strickt sich damit in neue Ungereimtheiten, die zu-
dem mit Eingriffen in die bestehenden Regulie-
rungssysteme verbunden sind. 

Ein Problem ergibt sich daraus, dass nicht alle 
Tätigkeiten in einer Branche mit dem gesetzlichen 
Mindestlohn entgolten werden. So bezieht unter 
den Gebäudereinigern in Sachsen-Anhalt ein Ar-
beiter einen gesetzlichen Mindestlohn von 6,59 
Euro je Stunde. Den Angestellten dieser Branche 
steht der gesetzliche Mindestlohn jedoch nicht zu, 
sondern sie verdienen in der untersten tariflichen 
Lohngruppe einen Stundenlohn von 3,87 Euro. 

Außerdem sind in einigen Branchen die bisheri-
gen Tarifvergütungen so ausdifferenziert, dass im 
Fall konkurrierender Tarifverträge jene mit niedrigen 
Löhnen zugunsten höherer Mindestlohnsetzungen 
gestrichen werden sollen. Dies ginge selbst an der 
Einsicht der Tarifparteien in die Wettbewerbsver-
hältnisse der Branche vorbei. In der Tat ist der Ab-
stand der untersten Tarifgruppe in einigen Branchen 
zu den gegenwärtig eingeführten Mindestlöhnen 
sehr groß. Beispielsweise erhält ein Arbeiter im Er-
werbsgartenbau in Thüringen in der untersten tarif-
lich vereinbarten Lohngruppe einen Stundenlohn 
von 3,33 Euro.22 Der bislang niedrigste vereinbarte 
Mindestlohn beträgt in Ostdeutschland – und zwar 
im Gebäudereinigerhandwerk – 6,36 Euro je Stunde. 
Allerdings ist unklar, wie viele Beschäftigte in der 
untersten Tariflohngruppe eingruppiert sind und 
diesen Lohn auch tatsächlich erhalten. Zu vermu-
ten ist, dass geringqualifizierte Arbeitnehmer oder 
Saisonkräfte für diese Tariflöhne arbeiten. Deren 
Arbeitsplätze wären bei Einführung eines deutlich 
höher angesetzten Mindestlohns gefährdet, da dann 
ihre Löhne vermutlich nicht mehr durch ihre Pro-
duktivität gedeckt sind. Falls die Unternehmen 
versuchen, die höheren Kosten auf die Preise zu 
überwälzen, könnte die Nachfrage nach Produkten 
oder Leistungen aus diesem Bereich zurückgehen. 
Dies könnte letztlich dazu führen, dass im regulä-
ren Markt Beschäftigung verdrängt wird und statt-
dessen Leistungen in der Schattenwirtschaft nach-
gefragt werden.  

Mit der Neufassung des Gesetzes über Mindest-
arbeitsbedingungen ist geplant, durch ein Gremium, 
das durch die Interessenvertreter von Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern dominiert wird, die unterste 
Grenze der Entgelte in einem Wirtschaftszweig fest-
zulegen. Die Gefahr besteht zum einen darin, dass 

                                                      
22 Im benachbarten Hessen bekommt ein Arbeiter in dieser 

Branche in der untersten Tarifgruppe einen Lohn von 7,09 
Euro je Stunde. 

damit nicht zwangsläufig die Interessen der betrof-
fenen Akteure ausbalanciert werden. Zum anderen 
wird die Regulierungsdichte bei der Lohnfindung 
und bei der Kontrolle der Einhaltung der fixierten 
Standards – und zwar weit über das bisherige Maß 
hinaus – erhöht. Zusätzliche Kosten dürften dem-
zufolge sowohl bei den Unternehmen als auch in 
der öffentlichen Verwaltung entstehen. Ob dem 
ein nennenswerter gesamtwirtschaftlicher Nutzen 
gegenübersteht, ist fraglich. Alles in allem birgt 
die weitere Durchdringung des gegenwärtig prak-
tizierten Lohnfindungsprozesses durch gesetzliche 
Mindestlöhne eine Reihe nicht von der Hand zu 
weisender Gefahren. 

 
Kasten 5: 
Rechtliche Regelungen zum Mindestlohn in Deutsch-
land 

In Deutschland werden Löhne und Gehälter üb-
licherweise zwischen den Tarifparteien ausgehan-
delt. Um „Lohndumping“ zu vermeiden, hat der 
Gesetzgeber mehrere Instrumente für einen Min-
destlohn geschaffen: Wird ein zwischen Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern geschlossener Tarif-
vertrag in einer Branche für allgemeinverbindlich 
erklärt, gilt er auch für alle bisher nicht tarifge-
bundenen Arbeitgeber und Arbeitnehmer (Tarif-
vertragsgesetz). 

Unternehmen mit Sitz im Ausland sind jedoch 
nicht verpflichtet, das Tarifvertragsgesetz anzu-
wenden. Daher hat der Gesetzgeber zusätzlich das 
Arbeitnehmerentsendegesetz erlassen. Danach kann 
für bestimmte Branchen ein Mindestlohn festge-
setzt werden, der auch durch die ausländischen 
Unternehmen bezahlt werden muss. Bislang gilt 
dies beispielsweise für das Bauhauptgewerbe, die 
Briefdienstleistungen oder das Gebäudereiniger-
handwerk. Dieses Gesetz kann in Branchen an-
gewendet werden, in denen mindestens 50% der 
Arbeitnehmer unter den Geltungsbereich von Ta-
rifverträgen fallen. 

Derzeit wird an der Neufassung des Gesetzes 
über Mindestarbeitsbedingungen gearbeitet. Die-
ses sieht vor, auch in Bereichen, in denen weniger 
als 50% der Arbeitnehmer unter den Geltungs-
bereich von Tarifverträgen fallen, Mindestlöhne 
einzuführen. Die festgesetzten Mindestarbeitsbe-
dingungen sind ausnahmslos für alle in- und aus-
ländischen Arbeitnehmer anzuwenden. 

 
Auf das nicht geringe Arbeitsplatzrisiko bei der 

Festlegung hoher Mindestlöhne hat das IWH be-
reits mehrfach hingewiesen. Wenn schon eine Markt-
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lösung bei der Beschäftigung im Niedriglohnbe-
reich von der Regierung abgelehnt wird und die 
Einführung eines einheitlichen gesetzlichen Min-
destlohns zurzeit keine Chance auf Implementie-
rung hat, dann sollten wenigstens bei der Ausge-
staltung der Mindestarbeitsbedingungen genügend 
Freiheitsgrade für Entscheidungen vor Ort zur Scha-
densbegrenzung am Beschäftigungsstand gelassen 
werden. Denn die derzeitig diskutierte Regelung 
würde insbesondere in Ostdeutschland die Mehr-
zahl der Regionen mit hohen Arbeitslosenquoten 
zurückwerfen.23  

Übrigens: Wenn es von der Politik gewollt ist, 
gibt das IWH im Interesse der Schadensbegrenzung 
am Beschäftigungsstand nach wie vor einem ein-
heitlichen gesetzlichen Mindestlohn den Vorzug vor 
branchenspezifischen Lösungen. Er sollte allerdings 
von einer neutralen Kommission niedrig angesetzt 
und dem Markttest unterzogen werden. 
 

Finanzpolitik 

Finanzpolitik: Gefahr von Rückschritten groß 

Ein akuter Konsolidierungsdruck für die öffent-
lichen Finanzen besteht im Prognosezeitraum nicht; 
alles in allem zeichnet sich in beiden Jahren ein 
Überschuss ab – nach gängigen Verfahren dürfte 
der Haushalt im Prognosezeitraum sogar struktu-
rell ausgeglichen sein. Trotz des gelockerten Aus-
gabenkurses geht dabei die Staatsquote nach wie 
vor zurück; bis auf 40,3% in Relation zum nomi-
nalen Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2008. Den-
noch: Der Konsolidierungsprozess darf keineswegs 
als abgeschlossen betrachtet werden. 

Die Betrachtungsweise in der Prognose ist kon-
junkturell ausgerichtet und somit kurzfristiger Natur. 
Auch die Beurteilung der Güte der Finanzpolitik 
anhand international üblicher Kriterien, wie des 
strukturellen Defizits, folgt allenfalls einer mittel-
fristigen Sichtweise. Langfristige Tendenzen wer-
den vernachlässigt.24 Wirtschaftspolitik muss hin-
gegen prinzipiell mittel- bis langfristig ausgerichtet 
sein; sie soll dazu beitragen, die Rahmenbedin-

                                                      
23 Vgl. beispielsweise BRAUTZSCH, H.-U.; SCHULTZ, B: 

Ein Mindestlohn von 7,50 Euro je Stunde betrifft vor allem 
Arbeitsplätze im Dienstleistungssektor, in: IWH, Wirt-
schaft im Wandel 3/2008, S. 102-105. 

24 Selbst wenn zur Beurteilung der Primärsaldo herangezogen 
wird, ist die langfristige Perspektive nur partiell abgebildet; 
lediglich die Zinsausgaben aufgrund der expliziten Staats-
verschuldung würden berücksichtigt.  

gungen wirtschaftlichen Wirkens günstig zu ge-
stalten. Für die Finanzpolitik bedeutet dies nicht nur, 
dass sie die Bedingungen wirtschaftlichen Han-
delns möglichst wenig verzerren soll; sie muss zu-
dem nachhaltig ausgerichtet sein. Nachhaltig ist 
sie dann, wenn haushaltspolitisches Gebaren auch 
in Zukunft aufrechterhalten werden kann.25 

Diesen Zusammenhang analysiert die Bundes-
regierung im so genannten Tragfähigkeitsbericht.26 

Es zeigt sich, dass zurzeit nur unter ausgesprochen 
günstigen Annahmen – sowohl hinsichtlich der Be-
völkerungsentwicklung als auch des Wirtschafts-
wachstums – von tragfähigen Staatsfinanzen ge-
sprochen werden kann. Darüber hinaus fußt die 
Analyse auf der Annahme, dass die mittelfristige 
Finanzplanung unverändert fortgeschrieben wer-
den kann; diese aber ist mit Aufstellung des Bun-
deshaushalts 2009 nicht mehr aktuell. 

Obgleich diese Problematik der Politik bekannt 
ist, scheint der moderate Ausgabenkurs der öffent-
lichen Haushalte der Vergangenheit anzugehören. 
Beschlossen ist bereits, dass der Riesterfaktor bei 
der Rentenanpassung in den Jahren 2008 und 2009 
ausgesetzt wird.27 Gerade der Riesterfaktor trägt 
jedoch langfristigen Aspekten Rechnung. Die Ren-
tenversicherung ist naturgemäß von der demogra-
phischen Entwicklung besonders betroffen; das zah-
lenmäßige Verhältnis von Beitragszahlern und Leis-
tungsempfängern verschlechtert sich zunehmend. Um 
dem zu begegnen, wurde für heutige Arbeitnehmer 
ein Anreiz geschaffen, privat Vorsorge zu treffen. 
Damit auch die heutigen Rentner ihren Beitrag zur 
Nachhaltigkeit der Staatsfinanzen leisten, wurde zu-
dem der Riesterfaktor eingeführt; in dem Ausmaß, 
wie die privaten Vorsorgemöglichkeiten steuerlich 
gefördert werden, dämpft er den Anstieg der Ren-
tenzahlung und sorgt auf diese Weise dafür, dass 
auch die schon im Ruhestand befindlichen Arbeit-
nehmer einen Teil der durch die demographische 
Entwicklung verursachten Belastungen tragen. Mit 
dem Aussetzen des Riesterfaktors hat die gesetz-
liche Rentenversicherung im Prognosezeitraum 

                                                      
25 Letztlich bedeutet dies, dass zur Beurteilung der öffent-

lichen Finanzen nicht nur der jährliche Haushaltsabschluss 
oder die expliziten, sondern auch die impliziten Schulden 
betrachtet werden müssen.  

26 Vgl. BUNDESMINISTERIUM DER FINANZEN (2008): 
Tragfähigkeitsbericht.  

27 Nur wenn die Aussetzung des Riesterfaktors – wie an-
gekündigt – später nachgeholt wird, bleibt es bei einer 
temporären Belastung von kumuliert rund zwölf Mrd. Euro. 
Andernfalls kommt es zu einem dauerhaft höheren Bei-
tragssatz zur gesetzlichen Rentenversicherung.  
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Mehrausgaben von drei Mrd. Euro zu tragen. Da-
mit wird der Beitragssatz später bzw. weniger 
stark gesenkt werden können als ohne diese Maß-
nahme – mit den entsprechenden Folgen für die 
Höhe der Lohnnebenkosten. Willkürliche Eingriffe 
in die Rentenformel reduzieren zudem die Glaub-
würdigkeit der Rentenpolitik. Gerade hier sollte 
der Vertrauensschutz aufgrund der langfristig bin-
denden Wirkung von Entscheidungen aber beson-
ders hoch sein. 

Weiterhin wird zurzeit diskutiert, die gesetz-
liche Frühverrentungspraxis zu verlängern. Dabei 
belasten Maßnahmen dieser Art die Finanzen der 
Sozialkassen sogar zweifach: Sie senken die Ein-
nahmenbasis und erhöhen die Ausgaben. Das Renten-
eintrittsalter hat wie der Riesterfaktor merkliche 
Auswirkungen auf die Nachhaltigkeit der Finanzen. 
Der Tragfähigkeitsbericht stellt fest, dass die Er-
höhung des gesetzlichen Renteneintrittsalters – und 
in der Folge auch des effektiven – sowie die Ein-
führung des Riesterfaktors zusammengenommen 
die Tragfähigkeitslücke um 1,2 Prozentpunkte ge-
schlossen haben. Alles in allem zeichnen sich in 
der Finanzpolitik in Bezug auf die gesetzliche 
Rentenversicherung deutliche Rückschritte ab. 

Auch der Tarifabschluss im öffentlichen Dienst 
führt zu deutlichen Mehrausgaben gegenüber der 
mittelfristigen Finanzplanung.28 Hinzu kommen Vor-
schläge wie die Wiedereinführung der Pendlerpau-
schale ab dem ersten Kilometer. Dabei wird argu-
mentiert, dass die hier berücksichtigten Fahrtkosten 
notwendig sind, um Arbeitseinkommen zu erzie-
len, und somit auch steuerlich absetzbar sein müs-
sen. Allerdings ist der Wohnort langfristig nicht 
gegeben, er wird vielmehr von den Haushalten 
gewählt. Deshalb besagt das so genannte Werks-
torprinzip, dass der Arbeitnehmer – und nicht der 
Steuerzahler – die Kosten des Pendelns zu tragen 
habe. Dafür sprechen auch gewichtige ökonomi-
sche Gründe:29 Die Pendlerpauschale beteiligt den 
Staat an den Fahrtkosten der Arbeitnehmer und 
verzerrt damit auf Dauer die Standortentscheidun-

                                                      
28 Zudem stehen die Länder in der neuen Tarifrunde im Jahr 

2010 unter Druck, ähnliche Erhöhungen zu beschließen.  
29 Vgl. hierzu auch: KRONBERGER KREIS (2008): Gegen 

die Neubelebung der Entfernungspauschale, in: Stiftung 
Marktwirtschaft: Argumente zu Marktwirtschaft und Poli-
tik, Nr. 102. Der Kronberger Kreis weist zwar darauf hin, 
dass die Abzugsfähigkeit von Fahrtkosten bei gegebenem 
Wohnort des Haushalts den Vorteil hat, die durch die 
Besteuerung des Arbeitseinkommens verursachten Verzer-
rungen der Wahl des Arbeitsplatzes zu mindern. Jedoch 
verzerre eine Subventionierung langer Fahrtwege die vom 
Arbeitnehmer angebotene Arbeitszeit nach unten.  

gen von Haushalten und Unternehmen. Die Folge 
ist eine Raumstruktur ökonomischer Aktivitäten, 
die – auch aus ökologischen Gesichtspunkten – in-
effizient hohe Mobilitätskosten mit sich bringt. 

Allerdings ist vielen Haushalten ein Umzug in 
Arbeitsplatznähe kaum möglich. Das trifft beson-
ders auf Paarhaushalte mit Erwerbsbeteiligung bei-
der Partner zu. Häufig muss hier einer von beiden 
recht weit pendeln. Gerade in solchen und anderen 
Härtefällen hilft aber die gegenwärtige Regelung 
einer Entfernungspauschale ab dem 21. Kilometer. 
Eine Ausdehnung der Pauschale auf die ersten Ki-
lometer ist auch aus diesem Gesichtspunkt nicht 
erforderlich.  

In jüngster Zeit wird zudem aufgrund der ge-
stiegenen Belastung der privaten Haushalte mit Ener-
giekosten ein Ausgleich für sozial schwache Haus-
halte gefordert. Auch hier ist eine breite Palette an 
möglichen Maßnahmen in der Diskussion, von So-
zialtarifen bei den Energieabrechnungen über den 
reduzierten Mehrwertsteuersatz für Energieträger 
bis hin zu niedrigeren Energiesteuern. Sollte die Po-
litik beschließen, dass ein Ausgleich für bestimmte 
Haushalte notwendig ist, sollte allerdings weder 
ein neues Instrument geschaffen noch in das Preis-
setzungsverhalten von Unternehmen eingegriffen 
werden. Es wäre ohne Probleme möglich, das Wohn-
geld entsprechend anzupassen und so dem ener-
giepreisbedingten Anstieg der Wohnnebenkosten 
zu begegnen. 

Zudem werden zurzeit vermehrt Forderungen 
und Vorschläge zur Reform der direkten Steuern 
diskutiert. Allen ist gemein, dass sie mit deutlichen 
Steuerentlastungen verbunden sind. Unzweifelhaft 
ist in mittlerer Frist eine Reform, die mit einer 
deutlichen Entlastung der Steuerzahler einhergeht, 
geboten. Dies folgt bereits aus Gründen der kalten 
Progression.30 Für eine systematische Lösung, eine 
Steuerreform aus einem Guss, empfiehlt es sich 
dabei, bereits heute Grundlagen zu erarbeiten und 
an der praktischen Ausgestaltung zu feilen. Aller-
dings ergibt sich auf Grundlage der hier vorgelegten 
Prognose wie auch der oben angestellten Überle-
gungen in der kurzen Frist kein Spielraum für eine 
deutliche Entlastung. Allenfalls wenn in gleichem 
Ausmaß Steuersubventionen abgebaut werden, kann 
dies im Zuge einer Tarifsenkung zurückgegeben 
werden. Gerade diese Ausnahmetatbestände bilden 

                                                      
30 In einem progressiven Steuersystem führen allein nominale 

Einkommenssteigerungen zu einer höheren Steuerbelas-
tung, obwohl die reale Einkommenssituation sich nicht ge-
ändert haben muss.  
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aber auch das Potenzial für eine weitere ausgaben-
seitige Konsolidierung. 

Letztlich darf nicht unberücksichtigt bleiben, 
dass sich mittelfristig weitere Belastungen bereits 
abzeichnen. So muss nach einem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts gewährleistet sein, dass Beiträge 
an private Sozialkassen ab dem Jahr 2010 einkom-
mensteuerrechtlich abzugsfähig sind. Die hiermit 
verbundenen Steuermindereinnahmen werden zwar 
maßgeblich von der konkreten Regelung abhän-
gen. Da der Gesetzgeber sich aber schon dahinge-
hend geäußert hat, dass die Änderungen nicht nur 
für privat, sondern auch für gesetzlich Versicherte 
gelten sollen, werden sich die Belastungen auf 
jeden Fall im zweistelligen Milliardenbereich be-
wegen (zehn bis zwölf Mrd. Euro). 

Alles in allem zeigt sich, dass in mittel- und 
langfristiger Sicht der Konsolidierungsprozess noch 
nicht abgeschlossen ist und nach wie vor Priorität 
genießen sollte. 

Überschüsse der Arbeitslosenversicherung vor 
Zugriff schützen 

Die aktuelle günstige Finanzlage der Bundesagen-
tur für Arbeit birgt die Gefahr, dass die aus den 
Beiträgen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber stam-
menden Überschüsse der Arbeitslosenversicherung 
zur Finanzierung gesamtgesellschaftlicher Aufgaben 
herangezogen und damit zweckentfremdet werden. 

Bereits die Schaffung des Aussteuerungsbeitrags 
im Jahr 2005 war von der Konsequenz begleitet, 
dass letztlich die Beitragszahler zur Finanzierung 
einer allgemeinen, gesellschaftlichen Aufgabe her-
angezogen worden sind. Allein, dieser Beitrag kann 
teilweise durch den Umstand gerechtfertigt wer-
den, dass für die Bundesagentur für Arbeit (BA) 
auf diese Weise ein Anreiz geschaffen wurde, den 
Übergang Beschäftigungsloser von Kurzzeit- in 
Langzeitarbeitslosigkeit so gering wie möglich zu 
halten. Der Aussteuerungsbeitrag war als Einnah-
me im Bundeshaushalt eingeplant. Allerdings blie-
ben die tatsächlichen Einnahmen weit hinter dem 
Haushaltsansatz zurück. Daraufhin wurde zum 1. Ja-
nuar 2008 ein Eingliederungsbeitrag geschaffen. 
Unabhängig vom Neuzugang in ALG II hat die BA 
nun im Jahr 2008 eine Zahlung in Höhe von fünf 
Mrd. Euro an den Bundeshaushalt zu leisten, 31 mit 

                                                      
31 Auch hier könnte man zwar argumentieren, dass ein in-

direkter Anreiz für die BA, Langzeitarbeitslosigkeit von 
vornherein zu vermeiden, bestehen bliebe. Allerdings ist 
dieser Zusammenhang recht lose. 

dem die Hälfte der Eingliederungsleistungen sowie 
der Verwaltungskosten der Langzeitarbeitslosigkeit 
abgedeckt werden sollen. Prinzipiell gilt: Die mit 
Langzeitarbeitslosigkeit verbundenen Kosten sind 
vom Bund zu schultern, denn die Versicherungs-
leistung der BA erstreckt sich lediglich auf eine 
zeitlich befristete Absicherung gegen das Einkom-
mensrisiko aufgrund von Arbeitslosigkeit. Letztlich 
führen Finanzierungsvorgänge der hier geschil-
derten Art nur dazu, dass die sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten mit ihren Beiträgen allge-
meine gesellschaftliche Aufgaben erfüllen; dies ist 
jedoch Aufgabe des Steuerzahlers. 

Die geschilderte Problematik wird besonders 
deutlich, folgt man der aktuellen politischen Dis-
kussion. So sieht der Entwurf für den Bundeshaus-
halt 2009 vor, dass die Beiträge für Kindererzie-
hungszeiten künftig nicht mehr aus dem Bundes-
haushalt, sondern von den beschäftigten Beitrags-
zahlern und ihren Arbeitgebern zu finanzieren sind. 
Ferner wird vorgeschlagen, die BA könne im Rah-
men der aktiven Arbeitsmarktpolitik für Empfänger 
von Arbeitslosengeld II das Nachholen eines Haupt-
schulabschlusses finanzieren. Folge einer solchen 
Regelung wäre, dass sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte – nicht aber beispielsweise Beamte 
und Rentner – einen zusätzlichen Beitrag zur Finan-
zierung des allgemeinen Schulsystems leisten 
müssten. 

Die günstige finanzielle Lage der BA ist nicht 
nur die Folge der guten Konjunktur; die BA hat 
auch im Zuge der Reformen Effizienzsteigerungen 
erzielt. Das Resultat sind nun Überschüsse, die sich 
seit 2006 auf 18 Mrd. Euro summieren und bereits 
in den Jahren 2007 und 2008 Senkungen des Bei-
tragssatzes ermöglichten.32 Nun wecken aber ge-
rade diese Überschüsse Begehrlichkeiten anderer 
Ebenen. Zusätzlich wird diskutiert, den Beitrags-
satz erneut zu senken, wodurch der Haushalt der 
BA ins Defizit geriete und die Rücklagen angegrif-
fen würden. Notwendig ist es, die Rücklagen der 
BA vor politischem Zugriff zu schützen. Andern-
falls wäre eine Beitragserhöhung im nächsten Ab-
schwung programmiert. Deshalb ist eine Absiche-
rung der Reserven der BA durch Schaffung ent-
sprechender institutioneller Regelungen erforder-
lich. 
 

                                                      
32 Zwar wurde die Senkung des Beitragssatzes zum 

01.01.2007 größtenteils durch einen neuen, steuerfinan-
zierten Zuschuss zum BA-Haushalt ermöglicht; ein Teil der 
Beitragssatzsenkung ist aber von der BA erwirtschaftet 
worden.  
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Kasten 6:  
Der Gesundheitsfonds: Nicht an allem schuld 

Mit der Einführung des Gesundheitsfonds zum 1. Januar 2009 wird die Beitragserhebung der Krankenkas-
sen verändert. In Zukunft gibt es einen von der Bundesregierung festgelegten einheitlichen Beitragssatz. 
Die Beiträge fließen zusammen mit dem Bundeszuschuss in den Gesundheitsfonds, aus dem die Kassen 
Pauschalen je Versicherten erhalten. Der Preiswettbewerb zwischen den Krankenkassen verlagert sich auf 
die Zusatzbeiträge, die unwirtschaftlich arbeitende Kassen erheben müssen, bzw. Beitragserstattungen, die 
effiziente Kassen an ihre Mitglieder ausschütten dürfen. 

Der Gesundheitsfonds wird derzeit oft mit steigenden Kosten in der gesetzlichen Krankenversicherung in 
Verbindung gebracht. Ein relevanter Kostenanstieg droht derzeit jedoch nicht durch den Fonds, sondern durch 
die Zunahme von Leistungsausgaben. So sollen die Ärztehonorare 2009 um 10% erhöht werden. Die Kran-
kenhäuser sollen einen Teil der Tarifsteigerungen durch zusätzliche Mittel von den Krankenkassen ersetzt be-
kommen. Auch die Arzneimittelausgaben nehmen seit 2007 wieder stärker zu. Zwar erhöhen sich auch die 
Einnahmen konjunkturbedingt und durch den steigenden Bundeszuschuss. Aber per saldo wird 2009 dennoch 
eine Beitragserhöhung für die meisten Versicherten erforderlich werden, um die Ausgaben decken zu können. 

Tabelle 11: 
Einnahmen und Ausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung in Mrd. Euro 

 2007 2008 2009 
Einnahmen 155,68 160,21 167,29 

Beiträge 149,97 154,49 159,79 
Bundeszuschuss 2,50 2,50 4,00 
Sonstige Einnahmen 3,21 3,21 3,50 

Ausgaben 153,62 159,08 166,91 
Ärztliche Behandlung 23,11 23,80 26,18 
Zahnärztliche Behandlung (einschließlich Zahnersatz) 10,72 11,04 11,37 
Arzneimittel, Heil- und Hilfsmittel 36,38 38,48 40,22 
Krankenhäuser 50,80 52,07 53,63 
Krankengeld 6,01 6,19 6,38 
Verwaltung 8,13 8,38 8,63 
Sonstige Ausgaben 18,47 19,13 19,71 
Einzahlung in die Schwankungsreserve des Gesundheitsfonds   0,80 

Finanzierungssaldoa 1,78 1,12 0,38 
Nachrichtlich: durchschnittlicher allgemeiner Beitragssatz in %b 14,80 14,85 15,10 

a Der Finanzierungssaldo kann durch Unterschiede zwischen Einnahmen und Ausgaben des Risikostrukturausgleichs von der Differenz zwischen 
Einnahmen und Ausgaben der GKV abweichen. – b Ab 2009 einheitlicher Beitragssatz für die Beiträge zum Gesundheitsfonds. 
Quellen: 2007: Bundesministerium für Gesundheit, Statistik KV45; ab 2008: Prognosen des IWH. 

Die Kritik am Gesundheitsfonds richtet sich gegen Elemente der Gesundheitsreform, die nicht die Ge-
samtkosten erhöhen, aber für bestimmte Gruppen mit Nachteilen verbunden sind. Heftig umstritten ist z. B. 
die Reform des Risikostrukturausgleichs (RSA). Dieser soll Kostenunterschiede zwischen den Krankenkas-
sen, die nicht auf die Wirtschaftlichkeit, sondern auf den Gesundheitszustand der jeweiligen Versicherten 
zurückgehen, ausgleichen. Bisher wird dabei der Gesundheitszustand im Wesentlichen anhand der Krite-
rien Alter, Geschlecht und Bezug einer Erwerbsminderungsrente gemessen. Ab 01.01.2009 soll er anhand 
des tatsächlichen Auftretens von 80 Krankheiten erfasst werden. Die Befürworter sehen einen solchen 
morbiditätsorientierten RSA als Voraussetzung für einen fairen Leistungswettbewerb. Für die Kritiker ist er 
zu bürokratisch und zerstört Anreize der Kassen zur Krankheitsprävention, da eine Verschlechterung des 
Gesundheitszustands der Versicherten für die Kassen künftig weniger finanzielle Nachteile haben wird. 

Mit der Vergütungsreform werden die Ärztehonorare bundesweit angeglichen. Dabei gewinnen Ärzte in 
Ostdeutschland, während Ärzte in Baden-Württemberg und Bayern vergleichsweise schlechter gestellt werden.a 

Die Beitragsdifferenzen zwischen den Krankenkassen werden voraussichtlich im Durchschnitt geringer 
ausfallen als bisher. Denn der reformierte RSA gleicht die Finanzkraft der Kassen (soweit diese vom Ge-
sundheitszustand der Versicherten bestimmt wird) stärker an als zuvor. Außerdem werden Unterschiede der 
Ärztehonorare nach Kassenart verschwinden, sodass sich auch die Ausgabensituation der Krankenkassen 
angleicht. Eine höhere Beitragsbelastung kommt somit vor allem auf die Versicherten in Kassen mit derzeit 
unterdurchschnittlichem Beitragssatz zu. 
a Die von der bayerischen Landesregierung durchgesetzte „Konvergenzklausel“ beschränkt den zusätzlichen Netto-Abfluss von Mitteln aus 
einzelnen Bundesländern im ersten Jahr des Fonds auf 100 Mio. Euro. 
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Geldpolitik 

Stabilität des Preisniveaus in Gefahr 

Der für den Euroraum maßgebliche Leitzins wurde 
von der Europäischen Zentralbank (EZB) im Juli 
2008 um 25 Basispunkte auf 4,25% angehoben. 
Ein weiterer Zinsschritt von 25 Basispunkten ist 
zudem auf den Märkten für den Beginn des nächs-
ten Jahres eingepreist. Da die Risikoaufschläge an 
den Geldmärkten nach einer zwischenzeitlichen 
Beruhigung in den ersten Monaten des Jahres wie-
der bei etwa 70 Basispunkten liegen, werden die 
unbesicherten Interbankeneinlagen mit einer Lauf-
zeit von drei Monaten nunmehr mit knapp 5% ver-
zinst; bei Berücksichtigung der laufenden Verbrau-
cherpreisinflation entspricht dies einem Realzins 
von nur 1%.33 Die nominalen und realen Kapital-
marktzinsen sind ebenfalls nach einem vorüberge-
henden leichten Rückgang nach dem Jahreswech-
sel um 0,35 Prozentpunkte auf 4,6% bzw. 2,7% ge-
stiegen.34 Der Kurs des Euro in US-Dollar liegt 
derzeit bei 1,57. Der Euro wertete somit in den 
ersten Monaten des Jahres gegenüber dem US-
Dollar um 7¼% auf; nominal effektiv stieg der 
Wert des Euro um gut 5%. 

Die Geldpolitik steht seit dem Ausbruch der 
Bankenkrise im Sommer 2007 vor der Herausfor-
derung, die negativen Folgen der Finanzkrise ein-
zudämmen und gleichzeitig den akuten Inflations-
gefahren zu begegnen.35 Dies gestaltet sich zuneh-
mend schwieriger. Die EZB hat bislang versucht, 
diese beiden Probleme mit unterschiedlichen In-
strumenten getrennt voneinander anzugehen. Einer-
seits hat sie aus Sorge um die Inflation die Leitzin-
sen lange Zeit unverändert gelassen, obwohl sich 
die konjunkturellen Aussichten im Zuge der welt-
weiten Finanzkrise auch für den Euroraum einge-
trübt haben. Andererseits hat die EZB mit ihrer Li-
quiditätspolitik versucht, den Bankensektor bei der 
Bewältigung der Finanzkrise zu unterstützen. Hier-
bei wurden die Refinanzierungsgeschäfte mit den 

                                                      
33  Wird stattdessen die laufende Kernrate des HVPI (ohne 

Energie und unverarbeitete Nahrungsmittel) verwendet, so 
ergibt sich ein kurzfristiger Realzins von etwa 2,5%. 

34  Der langfristige Realzins bestimmt sich aus der Differenz 
zwischen den Renditen öffentlicher Anleihen von Staaten 
des Euroraums mit einer Restlaufzeit von zehn Jahren und 
der erwarteten langfristigen Inflationsrate, wie sie sich aus 
den Expertenbefragungen der EZB ergibt. 

35  Vgl. ARBEITSKREIS KONJUNKTUR: Aufschwung 
stockt: Warten auf die zweite Luft, in: IWH, Wirtschaft im 
Wandel 1/2008, S. 8 ff. 

Banken in großem Umfang zugunsten langfristiger 
Operationen umstrukturiert, wobei von den Ban-
ken in beträchtlichem Ausmaß Finanztitel als Si-
cherheiten gestellt wurden, für die es derzeit auf-
grund dysfunktionaler Finanzmärkte keine zuver-
lässigen Bewertungen gibt. Indem die EZB  das den 
Banken zur Verfügung gestellte Liquiditätsvolu-
men insgesamt weitgehend unverändert gelassen hat, 
wollte sie wohl unterstreichen, dass sie die mone-
täre Expansion unter Kontrolle bekommen will, um 
damit mittelfristig wieder Preisniveaustabilität zu 
erlangen. Entsprechend sind auch die effektiven 
Refinanzierungskosten der Banken, gemessen an 
den marginalen Zuteilungssätzen, deutlich höher 
als die Leitzinsen. 

Bislang sind allerdings weder die krisenartigen 
Verspannungen im Bankensystem abgeklungen, 
noch konnten die Inflationsgefahren gebannt wer-
den. Der Anstieg der Verbraucherpreise stellt hier-
bei die wohl größere Gefahr für den Euroraum dar. 
Die Teuerung lag im Juni bei 4%, dem bislang 
höchsten Wert in der Geschichte der Währungs-
union, und sowohl die EZB als auch Experten er-
warten ein Wiedererreichen des Inflationsziels, also 
eine Preissteigerungsrate von  weniger, aber nahe 2%, 
nicht vor dem Ende des Jahres 2009.36 Deshalb ist 
es für die EZB derzeit von besonderer Bedeutung, 
alles Notwendige zu unternehmen, um die mittel- 
und langfristigen Inflationserwartungen bei 1,9% 
fest zu verankern. 

Entgegen den Meinungen einiger Beobachter 
wäre es hierbei in der gegenwärtigen Lage der fal-
sche Weg, die kräftigen Anstiege bei den Rohstoff-
preisen als für die Geldpolitik irrelevant abzutun. 
Diese Sichtweise blendet die eigentliche Ursache 
für inflationäre Prozesse aus. Hohe Teuerungsraten 
bei den Rohstoffen, beispielsweise bedingt durch 
einen von den Schwellenländern ausgehenden An-
stieg der weltweiten Nachfrage, können den Anstieg 
des gesamten Verbraucherpreisindexes nämlich 
nicht dauerhaft beschleunigen, wenn dies nicht 
auch monetär alimentiert würde. Denn ohne geld-
politische Expansion führte die erforderliche An-
passung der relativen Preise (zwischen Rohstoffen 
und Verbrauchsgütern) bei bestehenden Preisrigi-
ditäten nur temporär zu höheren Steigerungsraten 
beim Preisniveau und würde durch eine anschlie-
ßende Phase unterdurchschnittlicher Preissteige-
rungsraten ausgeglichen werden. Mittelfristig wäre 
dann die Inflation durch Relativpreisänderungen 

                                                      
36  Dies ergibt sich sowohl aus den Expertenbefragungen der 

EZB als auch aus den Angaben von Consensus Economics. 
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unbeeinflusst. Dieses Muster ist auch für die ver-
gangenen Jahre erkennbar. Zwischen Anfang 2005 
und Mitte 2006 beschleunigte sich zunächst die 
Teuerung aufgrund steigender Rohstoffnotierun-
gen.37 Nachfolgend ließ sich bis Mitte 2007 die zu 
erwartende Phase vergleichsweise niedriger Preis-
steigerungsraten beobachten. 

Im Fall der seit Sommer 2007 nochmals gestie-
genen Zuwachsraten bei den Rohstoffpreisen greift 
diese Sichtweise aber zu kurz. Die neuerlichen dra-
matischen Preisanstiege bei Rohstoffen sind näm-
lich in geringerem Maß als bisher auf Veränderun-
gen der relativen Knappheiten und damit auf real-
wirtschaftliche Faktoren zurückzuführen. Sie dürf-
ten eher von den niedrigen und teilweise negativen 
Realzinsen und somit von der expansiven Geldpo-
litik, insbesondere der amerikanischen Notenbank 
und der Zentralbanken wichtiger Schwellenländer, 
verursacht und somit Vorbote für eine weiter kräf-
tige Inflation im Prognosezeitraum sein.38 So rea-
gieren die Preise für Rohstoffe aufgrund ihrer Fle-
xibilität schneller als der Großteil der Verbrau-
cherpreise auf eine expansive Geldpolitik. Diese 
führte zu einem temporären Überschießen der Roh-
stoffpreise, das nicht durch Spekulation, sondern 
durch die Rigidität der übrigen Preise bedingt wäre, 
sowie zu einem verzögerten, aber dauerhaften An-
ziehen der Verbraucherpreisinflation.39 Eine früh-
zeitige Umkehr zu einer stabilitätsgerechten Geld-
politik würde in analoger Weise dazu führen, dass 
der Anstieg der flexiblen Preise aufgehalten oder 
sogar umgekehrt wird. Die Preise der übrigen, ins-
besondere der im Inland produzierten Güter wür-
den dann weitgehend mit einer Rate steigen, die mit 
Preisniveaustabilität vereinbar wäre. Zu einer mit 
erheblichen gesamtwirtschaftlichen Kosten verbun-
denen Deflation bei diesen Gütern käme es nicht. 

Die niedrigen Realzinsen vor allem in den USA 
dürften derzeit einen maßgeblichen Erklärungs-
beitrag für die außerordentlichen Preissteigerungen 
bei Rohstoffen leisten. Aufgrund der relativ höhe-

                                                      
37  Hierbei erfolgte die Relativpreisanpassung auch durch 

rückläufige Preissteigerungen bei den Verbrauchsgütern 
ohne Berücksichtigung von Energie und Nahrungsmitteln. 

38  Eine weitere mögliche Erklärung könnte die Bildung von 
Blasen auf den Rohstoffmärkten sein. Dies ist aber wenig 
wahrscheinlich; vgl. Kasten 2. 

39  Vgl. FRANKEL, J.: The Effect of Monetary Policy on Real 
Commodity Prices, in:  J. Campbell (ed.), Asset Prices and 
Monetary Policy. University of Chicago Press, im 
Erscheinen, sowie BROWN, F.; CRONIN, D.: Commodity 
Prices, Money and Inflation. ECB Working Paper Series 
No. 738, 2007. 

ren Realzinsen im Euroraum und der damit ver-
bundenen Aufwertung des Euro fiel die Teuerung 
in Euro bislang zwar um einiges schwächer aus. 
Insofern sind die Inflationsgefahren für den Euro-
raum möglicherweise geringer als in den USA. Je-
doch sollte die EZB die jüngsten Rohstoffpreis-
steigerungen auch jenseits möglicher Zweitrunden-
effekte ernst genug nehmen und sich keinesfalls 
nur an der Kerninflation orientieren. Mit einem 
Durchschnitt von 1,7% in den ersten Monaten des 
laufenden Jahres unterzeichnet die Kerninflation 
erheblich die tatsächlichen Inflationsgefahren für 
den Euroraum. 

Der Kurswechsel der EZB ist daher trotz der sich 
abschwächenden Konjunktur gerechtfertigt. Gege-
benenfalls sind sogar weitere Zinsanhebungen not-
wendig, wenn sich auch die Inflationserwartungen 
aus ihrer Verankerung lösen, beispielsweise in-
folge weiter kräftig steigender Rohstoffpreise oder 
aufgrund von starken Lohnerhöhungen. Für die 
Wiederherstellung der Finanzsystemstabilität ist 
eine schnelle Rückführung der Inflation ebenfalls 
wichtig. Denn mit der Inflation werden auch die 
von den Banken zu zahlenden Zinsen steigen. Die 
Banken dürften jedoch in der aktuellen Situation 
mehr denn je Probleme haben, diese Zunahme der 
Refinanzierungskosten an ihre Kreditkunden wei-
terzuleiten. Zugleich nehmen die realen Werte der 
bei ihnen hinterlegten Kreditsicherheiten aufgrund 
der Inflation weiter ab, jedenfalls zumindest so lange, 
wie sich die Vermögenspreise nicht nachhaltig er-
holen. Die Bekämpfung der Inflationsgefahren dient 
somit auch der Finanzsystemstabilität. Als flankie-
rende Maßnahme sollte die EZB die Bemühungen 
der Kreditwirtschaft zur Überwindung ihrer Krise 
auch weiter durch strukturelle liquiditätspolitische 
Maßnahmen unterstützen. 
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Die wichtigsten Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung für Deutschland 
- Vorausschätzung für die Jahre 2008 und 2009 - 
      2007 2008 2009 2007  2008 2009 
            1.Hj. 2.Hj. 1.Hj. 2.Hj. 1.Hj. 2.Hj. 

  
1. Entstehung des Inlandsprodukts  
Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr  
Erwerbstätige   1,7 1,3 0,0 1,8 1,7 1,7 0,9 0,0 0,1
Arbeitszeit, arbeitstäglich 0,3 -1,0 0,0 0,6 0,0 -1,2 -0,9 1,6 -1,5
Arbeitstage     -0,3 0,9 -0,1 -0,4 -0,1 0,8 1,0 -1,7 1,3
Arbeitsvolumen, kalendermonatlich 1,8 1,1 -0,1 2,0 1,5 1,2 1,1 -0,1 -0,1
Produktivität 1     0,7 1,2 1,5 0,9 0,5 1,5 0,9 0,5 2,4
Bruttoinlandsprodukt, preisbereinigt 2,5 2,3 1,3 3,0 2,0 2,7 1,9 0,4 2,3

    
2. Verwendung des Inlandsprodukts in jeweiligen Preisen 
a) Mrd. Euro  
Konsumausgaben   1 810,0 1 866,8 1 916,3  879,4  930,6  906,4  960,4  930,4  985,9
  Private Haushalte 2 1 374,4 1 416,7 1 453,5  669,4  705,0  689,3  727,4  706,6  747,0
  Staat  435,6  450,0  462,8  210,0  225,6  217,0  233,0  223,8  239,0
Anlageinvestitionen  449,6  472,2  483,2  214,0  235,5  226,8  245,4  226,4  256,9
  Ausrüstungen  186,5  197,1  200,8  88,8  97,7  95,0  102,1  94,6  106,2
  Bauten  235,9  247,6  254,6  112,4  123,6  118,6  129,0  118,4  136,2
  Sonstige Anlageinvestitionen  27,1  27,5  27,8  12,9  14,2  13,1  14,4  13,4  14,5
Vorratsveränderung 3     - 5,6 - 1,5 - 1,7  5,7 - 11,3  8,4 - 9,8  7,5 - 9,2
Inländische Verwendung 2 254,0 2 337,5 2 397,9 1 099,1 1 154,8 1 141,5 1 196,0 1 164,2 1 233,7
Außenbeitrag  169,8  173,1  185,2  85,2  84,7  89,6  83,5  94,8  90,3
  Exporte 1 132,0 1 209,7 1 281,0  554,0  578,0  595,6  614,1  622,4  658,7
  Importe      962,2 1 036,6 1 095,9  468,8  493,4  506,0  530,6  527,6  568,3
Bruttoinlandsprodukt   2 423,8 2 510,6 2 583,1 1 184,3 1 239,5 1 231,1 1 279,5 1 259,1 1 324,0

    
b) Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr 
Konsumausgaben   1,5 3,1 2,7 1,5 1,4 3,1 3,2 2,7 2,7
  Private Haushalte 2 1,2 3,1 2,6 1,3 1,2 3,0 3,2 2,5 2,7
  Staat 2,3 3,3 2,8 2,3 2,3 3,3 3,3 3,1 2,6
Anlageinvestitionen 7,8 5,0 2,3 10,6 5,3 6,0 4,2 -0,2 4,7
  Ausrüstungen 7,4 5,7 1,9 8,1 6,8 7,0 4,5 -0,5 4,1
  Bauten 8,6 5,0 2,8 13,8 4,3 5,6 4,4 -0,2 5,6
  Sonstige Anlageinvestitionen     3,3 1,4 1,3 2,7 3,8 1,8 1,1 2,0 0,6
Inländische Verwendung 2,6 3,7 2,6 2,8 2,5 3,9 3,6 2,0 3,1
Exporte 8,2 6,9 5,9 10,2 6,3 7,5 6,2 4,5 7,3
Importe     4,6 7,7 5,7 6,0 3,2 7,9 7,6 4,3 7,1
Bruttoinlandsprodukt   4,4 3,6 2,9 4,8 4,0 4,0 3,2 2,3 3,5

    
3. Verwendung des Inlandsprodukts, verkettete Volumenangaben (Referenzjahr 2000)
a) Mrd. Euro 
Konsumausgaben   1 645,6 1 653,8 1 667,7  806,2  839,4  811,1  842,7  814,2  853,5
  Private Haushalte 2 1 236,5 1 240,5 1 250,3  605,1  631,4  607,6  632,9  608,6  641,7
  Staat  409,3  413,7  417,7  201,2  208,1  203,7  210,0  205,8  211,9
Anlageinvestitionen  448,6  465,3  472,3  213,4  235,2  224,3  241,0  220,6  251,7
  Ausrüstungen  206,9  220,3  225,5  97,9  109,0  106,0  114,3  105,7  119,8
  Bauten  212,5  215,4  216,8  101,8  110,7  104,2  111,2  100,8  116,0
  Sonstige Anlageinvestitionen      32,1  33,7  34,8  15,0  17,1  16,0  17,7  16,5  18,2
Inländische Verwendung 2 074,0 2 110,7 2 133,5 1 020,2 1 053,7 1 039,1 1 071,6 1 042,0 1 091,5
Exporte 1 119,0 1 187,9 1 247,9  547,6  571,4  587,4  600,6  606,3  641,6
Importe      954,9 1 008,3 1 059,5  464,6  490,3  493,2  515,1  510,2  549,3
Bruttoinlandsprodukt   2 237,2 2 288,6 2 319,2 1 102,6 1 134,5 1 132,0 1 156,5 1 136,5 1 182,7

    
b) Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr 
Konsumausgaben   0,2 0,5 0,8 0,4 -0,1 0,6 0,4 0,4 1,3
  Private Haushalte 2   -0,4 0,3 0,8 -0,2 -0,7 0,4 0,2 0,2 1,4
  Staat   2,2 1,1 1,0 2,4 1,9 1,2 0,9 1,0 0,9
Anlageinvestitionen   5,0 3,7 1,5 7,4 2,9 5,1 2,5 -1,6 4,4
  Ausrüstungen   8,2 6,5 2,3 9,0 7,5 8,3 4,9 -0,3 4,8
  Bauten   2,3 1,4 0,6 6,4 -1,3 2,4 0,5 -3,3 4,3
  Sonstige Anlageinvestitionen   6,6 5,0 3,3 5,3 7,8 7,0 3,2 3,4 3,2
Inländische Verwendung     1,0 1,8 1,1 1,2 0,7 1,9 1,7 0,3 1,9
Exporte   7,8 6,2 5,0 9,6 6,0 7,3 5,1 3,2 6,8
Importe     4,8 5,6 5,1 6,2 3,6 6,2 5,0 3,4 6,6
Bruttoinlandsprodukt   2,5 2,3 1,3 3,0 2,0 2,7 1,9 0,4 2,3
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      2007 2008 2009 2007  2008 2009 
            1.Hj. 2.Hj. 1.Hj. 2.Hj. 1.Hj. 2.Hj. 

  
4. Preisniveau der Verwendungsseite des Inlandsprodukts (2000=100)
Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr 
Private Konsumausgaben 2   1,7 2,7 1,8 1,5 1,9 2,6 2,9 2,3 1,3
Konsumausgaben des Staates 0,1 2,2 1,8 -0,1 0,3 2,1 2,3 2,1 1,6
Anlageinvestitionen 2,6 1,3 0,8 3,0 2,3 0,8 1,7 1,5 0,2
  Ausrüstungen -0,7 -0,8 -0,5 -0,8 -0,7 -1,2 -0,5 -0,2 -0,7
  Bauten 6,2 3,5 2,2 6,9 5,7 3,2 3,9 3,2 1,2
Exporte 0,4 0,7 0,8 0,5 0,2 0,2 1,1 1,2 0,4
Importe     -0,2 2,0 0,6 -0,2 -0,3 1,7 2,4 0,8 0,4
Bruttoinlandsprodukt   1,8 1,3 1,5 1,8 1,9 1,3 1,3 1,9 1,2
  
5. Einkommensentstehung und -verteilung 
a) Mrd. Euro 
Primäreinkommen der privaten Haushalte 2 1 759,9 1 821,2 1 868,3  862,4  897,6  892,0  929,2  915,7  952,6
  Sozialbeiträge der Arbeitgeber  225,1  230,8  236,8  108,8  116,3  111,4  119,4  114,1  122,6
  Bruttolöhne und -gehälter  957,0  993,6 1 019,5  453,2  503,9  471,0  522,6  482,0  537,5
  Übrige Primäreinkommen 4  577,8  596,7  612,0  300,4  277,4  309,6  287,1  319,6  292,4
Primäreinkommen der übrigen Sektoren      342,3  361,8  378,9  151,8  190,4  165,7  196,2  167,5  211,4
Nettonationaleinkommen (Primäreinkommen)   2 102,2 2 183,0 2 247,1 1 014,2 1 088,0 1 057,7 1 125,3 1 083,2 1 164,0
Abschreibungen      345,2  352,1  360,9  173,0  172,2  176,5  175,6  180,9  180,0
Bruttonationaleinkommen 2 447,4 2 535,1 2 608,1 1 187,2 1 260,2 1 234,1 1 301,0 1 264,1 1 344,0
nachrichtlich:                   
Volkseinkommen 1 823,7 1 896,4 1 955,1  874,9  948,8  913,9  982,4  939,3 1 015,9
  Unternehmens- und Vermögenseinkommen  641,5  671,9  698,9  312,9  328,7  331,5  340,4  343,2  355,7
  Arbeitnehmerentgelt   1 182,1 1 224,4 1 256,3  562,0  620,2  582,4  642,0  596,1  660,2
 
b) Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr 
Primäreinkommen der privaten Haushalte 2 3,0 3,5 2,6 3,4 2,6 3,4 3,5 2,7 2,5
  Sozialbeiträge der Arbeitgeber 0,8 2,5 2,6 1,1 0,5 2,3 2,7 2,5 2,7
  Bruttolöhne und -gehälter 3,4 3,8 2,6 3,5 3,2 3,9 3,7 2,3 2,9
    Bruttolöhne und -gehälter je Beschäftigten 1,5 2,4 2,7 1,6 1,4 2,1 2,8 2,5 2,9
  Übrige Primäreinkommen 4 3,4 3,3 2,6 4,3 2,4 3,1 3,5 3,2 1,8
Primäreinkommen der übrigen Sektoren     15,4 5,7 4,7 14,4 16,2 9,1 3,0 1,1 7,8
Nettonationaleinkommen (Primäreinkommen) 4,9 3,8 2,9 5,0 4,8 4,3 3,4 2,4 3,4
Abschreibungen     1,7 2,0 2,5 1,9 1,5 2,0 2,0 2,5 2,5
Bruttonationaleinkommen 4,4 3,6 2,9 4,5 4,3 4,0 3,2 2,4 3,3
nachrichtlich:                   
Volkseinkommen 4,1 4,0 3,1 4,0 4,3 4,5 3,5 2,8 3,4
  Unternehmens- und Vermögenseinkommen 6,6 4,7 4,0 5,7 7,5 6,0 3,6 3,5 4,5
  Arbeitnehmerentgelt   2,9 3,6 2,6 3,0 2,7 3,6 3,5 2,4 2,8
 
6. Einkommen und Einkommensverwendung der privaten Haushalte 2
a) Mrd. Euro 
Masseneinkommen    997,7 1 024,4 1 048,1  480,6  517,1  494,2  530,2  501,7  546,3
 Nettolöhne und -gehälter  623,2  644,1  655,6  292,4  330,8  303,2  340,9  306,5  349,2
 Monetäre Sozialleistungen  450,7  455,5  467,6  226,7  224,1  228,6  226,9  232,8  234,9
 abz. Abgaben auf soziale Leistungen,                   
            verbrauchsnahe Steuern  76,2  75,2  75,2  38,6  37,7  37,5  37,7  37,5  37,7
Übrige Primäreinkommen 4  577,8  596,7  612,0  300,4  277,4  309,6  287,1  319,6  292,4
Sonstige Transfers (Saldo) 5     - 57,9 - 60,5 - 61,0 - 28,8 - 29,2 - 30,4 - 30,1 - 30,0 - 31,0
Verfügbares Einkommen 1 517,5 1 560,6 1 599,1  752,2  765,4  773,4  787,2  791,3  807,8
Zunahme betrieblicher Versorgungsansprüche  24,6  27,2  28,2  11,7  12,9  13,7  13,5  14,2  14,0
                    

Konsumausgaben 1 374,4 1 416,7 1 453,5  669,4  705,0  689,3  727,4  706,6  747,0
Sparen  167,7  171,1  173,7  94,5  73,3  97,8  73,3  98,9  74,8
                    

Sparquote (%) 6    10,9  10,8  10,7  12,4  9,4  12,4  9,2  12,3  9,1
                

b) Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr  
Masseneinkommen   1,3 2,7 2,3 1,1 1,6 2,8 2,5 1,5 3,1
 Nettolöhne und -gehälter 2,9 3,4 1,8 3,0 2,9 3,7 3,1 1,1 2,4
 Monetäre Sozialleistungen -1,8 1,1 2,7 -2,4 -1,2 0,8 1,3 1,8 3,5
 abz. Abgaben auf soziale Leistungen,                   
            verbrauchsnahe Steuern  -4,3 -1,4 0,0 -5,5 -3,1 -2,8 0,1 0,0 0,1
Übrige Primäreinkommen 4     3,4 3,3 2,6 4,3 2,4 3,1 3,5 3,2 1,8
Verfügbares Einkommen 1,6 2,8 2,5 1,6 1,5 2,8 2,9 2,3 2,6
                    

Konsumausgaben 1,2 3,1 2,6 1,3 1,2 3,0 3,2 2,5 2,7
Sparen     5,9 2,0 1,5 5,3 6,6 3,5 0,1 1,2 2,0
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      2007 2008 2009 2007  2008 2009 
            1.Hj. 2.Hj. 1.Hj. 2.Hj. 1.Hj. 2.Hj. 

  
7. Einnahmen und Ausgaben des Staates 7 
a) Mrd. Euro 
Einnahmen                       
  Steuern    576,3  597,8  608,3  285,5  290,7  299,0  298,8  303,8  304,5
  Sozialbeiträge    400,5  406,6  416,0  194,3  206,2  196,5  210,1  201,0  215,1
  Vermögenseinkommen    17,4  18,2  18,0  10,7  6,7  11,1  7,1  10,8  7,2
  Sonstige Transfers    14,0  14,2  14,5  6,6  7,4  6,8  7,4  7,1  7,5
  Vermögenstransfers    10,4  10,6  10,9  5,1  5,3  5,1  5,5  5,3  5,6
  Verkäufe    46,1  48,4  50,3  21,8  24,3  22,9  25,5  23,8  26,5
  Sonstige Subventionen      0,4  0,4  0,4  0,2  0,2  0,2  0,2  0,2  0,2
Insgesamt   1 065,1 1 096,1 1 118,3  524,3  540,8  541,6  554,5  551,9  566,4
              
Ausgaben             
  Vorleistungen 8    279,3  288,3  298,0  134,2  145,1  139,2  149,1  143,9  154,1
  Arbeitnehmerentgelt    168,0  175,4  179,9  80,4  87,7  83,3  92,1  86,1  93,8
  Vermögenseinkommen (Zinsen)    66,6  67,3  67,8  33,3  33,3  33,7  33,6  33,9  33,9
  Subventionen    27,0  27,9  27,3  12,6  14,4  13,1  14,9  12,9  14,5
  Monetäre Sozialleistungen    420,1  423,9  433,2  211,4  208,7  212,3  211,6  215,2  218,0
  Sonstige laufende Transfers    36,4  36,9  40,6  18,0  18,4  19,5  17,4  20,6  20,0
  Vermögenstransfers    29,7  29,2  26,9  15,8  13,9  15,9  13,3  13,6  13,3
  Bruttoinvestitionen    36,2  37,3  38,1  15,9  20,3  16,6  20,8  17,3  20,8
  Nettozugang an nichtprod. Vermögensgütern     - 1,4 - 1,5 - 1,5 - 0,7 - 0,8 - 0,7 - 0,8 - 0,7 - 0,8
Insgesamt 1 061,8 1 084,8 1 110,4  520,8  541,0  532,8  551,9  542,8  567,6
                
Finanzierungssaldo   3,3 11,4 7,9 3,5 -0,2 8,8 2,6 9,1 -1,2
  
b) Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr 
Einnahmen                       
  Steuern 8,6 3,7 1,8 10,5 6,9 4,7 2,8 1,6 1,9
  Sozialbeiträge -0,1 1,5 2,3 -0,2 -0,1 1,1 1,9 2,3 2,4
  Vermögenseinkommen 0,0 4,9 -1,4 7,0 -9,4 3,9 6,4 -2,5 0,3
  Sonstige Transfers -1,8 1,1 2,5 -2,6 -1,1 2,6 -0,3 4,0 1,1
  Vermögenstransfers 13,2 1,5 2,5 8,5 18,3 0,2 2,8 2,7 2,4
  Verkäufe 3,9 4,9 4,0 3,0 4,8 4,8 4,9 4,1 3,9
  Sonstige Subventionen     - - - - - - - - -
Insgesamt 4,7 2,9 2,0 5,7 3,8 3,3 2,5 1,9 2,1
                
Ausgaben               
  Vorleistungen 8 3,7 3,2 3,4 3,5 3,9 3,7 2,7 3,4 3,4
  Arbeitnehmerentgelt 0,2 4,4 2,6 0,3 0,0 3,7 5,0 3,4 1,8
  Vermögenseinkommen (Zinsen) 2,6 1,1 0,7 3,8 1,4 1,1 1,1 0,7 0,7
  Subventionen 0,7 3,6 -2,0 -1,6 2,8 3,7 3,5 -1,6 -2,4
  Monetäre Sozialleistungen -2,0 0,9 2,2 -2,6 -1,3 0,4 1,4 1,4 3,0
  Sonstige laufende Transfers 3,4 1,5 10,0 0,5 6,5 8,6 -5,5 5,6 15,0
  Vermögenstransfers -3,4 -1,7 -7,7 -6,5 0,3 1,0 -4,7 -14,3 0,2
  Bruttoinvestitionen   10,4 3,1 2,1 18,1 5,1 4,3 2,2 4,3 0,3
  Nettozugang an nichtprod. Vermögensgütern     - - - - - - - - -
Insgesamt     0,7 2,2 2,4 0,3 1,0 2,3 2,0 1,9 2,8

1 Preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigenstunde. – 2 Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. – 3 Einschließ-
lich Nettozugang an Wertsachen. – 4 Selbstständigeneinkommen/Betriebsüberschuss sowie empfangene abzüglich geleistete Vermögenseinkom-
men. – 5 Empfangene abzüglich geleistete sonstige Transfers. – 6 Sparen in % des verfügbaren Einkommens (einschließlich der Zunahme betrieb-
licher Versorgungsansprüche). – 7 Gebietskörperschaften und Sozialversicherung. – 8 Einschließlich sozialer Sachleistungen und sonstiger Pro-
duktionsabgaben.  

Quellen: Statistisches Bundesamt (Fachserie 18: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen); Berechnungen des IWH; 2008 und 2009: 
Prognose des IWH. 
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Elterngeld – Neuer Risikofaktor für Unternehmen 

Ein wesentliches Ziel des zum 1. Januar 2007 neu 
eingeführten Elterngelds als familienpolitische Maß-
nahme besteht in einer Verbesserung der Verein-
barkeit von Beruf und Familie. Die Neuregelung 
soll Paaren die Familiengründung erleichtern und 
einen Beitrag zur nachhaltigen Sicherung von Fa-
milien leisten.40 Außerdem soll insbesondere Aka-
demikern und jungen Menschen ein Anreiz gebo-
ten werden, sich (früher) für ein Kind zu entschei-
den.41 Zusätzlich soll ein zeitigerer Wiedereinstieg 
in das Berufsleben erreicht werden. Denn durch lange 
Erwerbsunterbrechungen vermindert sich das Lohn-
niveau, wodurch die wirtschaftliche Selbstständig-
keit des betreuenden Elternteils gefährdet ist.42 Mit 
dem Elterngeld soll der aktuellen demographischen 
Entwicklung mit ihrer Tendenz zu einer immer äl-
ter werdenden Gesellschaft entgegengewirkt wer-
den. Langfristig können so die sozialen Sicherungs-
systeme stabilisiert werden. Aber auch die Ar-
beitskräfteverfügbarkeit der Zukunft und damit die 
künftige volkswirtschaftliche Entwicklung hängen 
maßgeblich von der Entwicklung der aktuellen 
Geburtenzahlen ab. Maßnahmen zur Erhöhung der 
Geburtenrate stellen somit wichtige  Instrumente zur 
Sicherung der Zukunft dar und weisen folglich 
eine sehr hohe volkswirtschaftliche Bedeutung auf. 

Während diese volkswirtschaftlichen Überle-
gungen in der wissenschaftlichen und politischen 
Diskussion einen breiten Raum einnehmen und 
daher hier nicht weiter betrachtet werden sollen, 
bleiben betriebswirtschaftliche Aspekte oft außen 
vor. Ein Erfolg des Elterngelds erhöht jedoch nicht 
nur die Geburtenrate, sondern auch die Wahr-
scheinlichkeit, dass Mitarbeiter aufgrund der Inan-
spruchnahme von Elternzeit für einen längeren 
Zeitraum nicht zur Verfügung stehen. Besonders in 
einer Gesellschaft, in der das Wissen immer stär-
ker an Bedeutung gewinnt, stellen Mitarbeiter zu-
nehmend die wichtigste Ressource vieler Unterneh-
men dar.43 Der unerwartete Verlust von Humankapi-

                                                      
40 Vgl. Entwurf eines Gesetzes zur Einführung des Eltern-

gelds. Bundestagsdrucksache 16/1889, S. 1. 
41 Vgl. „Mehr als nur Geld.” Interview mit Renate Schmidt in 

der ZEIT vom 23.09.2004, http://www.zeit.de/2004/40/ 
Interview_Schmidt?page=1, Zugriff am 16.06.2008. 

42 Vgl. SPIESS, K.; WROHLICH, K.: Elterngeld: Kürzere 
Erwerbspausen von Müttern erwartet. DIW Wochenbericht 
Nr. 48/2006. 

43 Vgl. WETZKER, K.; STRÜVEN, P.; BILMES, L. J.: Gebt 
uns das Risiko zurück, Strategien für mehr Arbeit. Carl Hanser 

tal durch den Ausfall wichtige Mitarbeitern (Schlüs-
selpersonen) ist häufig eine bedeutende Gefahr und 
kann besonders für kleine und mittelständische Un-
ternehmen ein existenzgefährdendes Risiko sein.44 
Das Risiko eines Unternehmens, dass ein Mitarbei-
ter aufgrund der Geburt eines Kindes für einen län-
geren Zeitraum nicht zur Verfügung steht, betraf da-
bei in der Vergangenheit primär Frauen, da Männer 
kaum Elternzeit beantragten. 

Durch die Einführung des Elterngelds werden 
nun jedoch die Anreize für Männer erhöht, eine 
Auszeit zu nehmen und sich der Erziehung ihrer 
Kinder zu widmen. Hierdurch verändert sich die 
Risikostruktur der Unternehmen. Konnten diese 
bisher ihre Risiken relativ einfach dadurch senken, 
indem sie Männer anstatt Frauen einstellten oder 
weiterbildeten, könnte diese Risikosenkungsstrate-
gie in Zukunft an Bedeutung verlieren. 

Im Folgenden sollen die Implikationen des El-
terngelds aus dieser unternehmerischen Perspek-
tive betrachtet werden. Es wird insbesondere un-
tersucht, inwiefern sich durch die Einführung des 
Elterngelds und der Vätermonate das Mitarbeiter-
ausfallrisiko der Unternehmen bereits verändert hat 
bzw. in Zukunft weiter ändern könnte. Es werden 
mögliche Anpassungsstrategien der Unternehmen 
diskutiert. Insbesondere werden Argumente entwi-
ckelt, die dafür sprechen, dass sich die vielfach 
noch beobachtbare Lohndifferenz zwischen Män-
nern und Frauen infolge der sich verändernden Ri-
sikosituation verringern könnte. 

Ursachen des Mitarbeiterausfallrisikos 

Das Mitarbeiterausfallrisiko45 kann in die beiden Ri-
sikokomponenten „Wahrscheinlichkeit“ und „Scha-

                                                                                    
Verlag: München, Wien 1998. – ZINGALES, L.: In Search 
of New Foundations. The Journal of Finance, Vol. LV, No. 4, 
2000, pp. 1623 et sqq., beschreibt das Humankapital als den 
entscheidenden Produktionsfaktor der Zukunft. 

44 So haben Untersuchungen unter mittelständischen Unterneh-
men in Sachsen ergeben, dass das Mitarbeiterausfallrisiko ei-
nes der bedeutendsten Risiken für diese Unternehmen dar-
stellt. Vgl. BLUM, U.; LEIBBRAND, F.; GLEISSNER, W.: 
Richtig gewichtet: Erkenntnisse aus dem Sachsen-Rating-
Projekt, in: RiskNews 01/05, S. 31. In einer Modellrechnung 
von KALTENBORN, B.: Wirkung von Erziehungszeit und 
Erziehungsurlaub, in: Beiträge zur Wirtschaftsforschung und 
Politikberatung, Beitrag Nr. 25, 2004, S. 48, wurden die 
jährlichen Kosten des Unternehmens pro Abgang eines Mit-
arbeiters in die Elternzeit auf etwa 27 800 Euro beziffert. 

45 Für eine ausführliche Analyse des Mitarbeiterausfallrisikos 
siehe DANNENBERG, H.: Management von Mitarbeiter-
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den“ untergliedert werden.46 Die Wahrscheinlich-
keit drückt aus Sicht des Unternehmens die Höhe 
der Gefahr aus, dass ein bestimmter Mitarbeiter 
für einen längeren Zeitraum ausfällt. Die Ursachen 
für einen Ausfall können dabei verschiedener Na-
tur sein (z. B. Tod, Krankheit, Fluktuation, Eltern-
zeit etc.). Die Höhe der Wahrscheinlichkeit hängt 
im Wesentlichen vom Mitarbeiter ab. So ist z. B. 
die Wahrscheinlichkeit, in einem bestimmten Alter 
zu sterben, für einen Raucher tendenziell höher als 
für einen Nichtraucher.47 In geringerem Umfang kann 
aber auch ein Unternehmen Einfluss auf diese Wahr-
scheinlichkeit nehmen, indem es beispielsweise ein 
Arbeitsumfeld schafft, das die Fluktuationsnei-
gung der Mitarbeiter reduziert. 

Der Schaden, der einem Unternehmen durch den 
Ausfall eines Mitarbeiters entsteht, hängt im We-
sentlichen davon ab, wo dieser Mitarbeiter im Un-
ternehmen eingesetzt ist und welche Aufgaben er zu 
erfüllen hat. Der Schaden besteht insbesondere in 
Einbußen, die dadurch entstehen, dass bestimmte 
Aufgaben nicht oder nur mit Verzögerungen erfüllt 
werden können. Die Schadenshöhe wird dabei von 
verschiedenen Faktoren determiniert. So können 
Ausfälle in der Regel besser kompensiert werden, 
wenn sie sich langfristig ankündigen. Ist bekannt, 
dass ein Mitarbeiter das Unternehmen erst in drei 
Monaten verlässt, kann gegebenenfalls ein Kollege 
in dessen Aufgabengebiet eingearbeitet werden, wo-
durch zumindest Schäden vermeidbar sind, die sich 
bei einem sofortigen Weggang ergeben würden. 
Auch die Art und Dauer des Ausfalls können Aus-
wirkungen auf die Höhe des finanziellen Schadens 
haben. 

                                                                                    
risiken in Unternehmen – Theoretische Grundlagen und Ent-
wicklung eines praxistauglichen Erfassungs- und Auswer-
tungsverfahrens. Dresden 2005, http://www.iwh.uni-halle.de/ 
projects/ma_risiko/Management%20von%20Mitarbeiterrisiken
%20in%20Unternehmen.pdf, Zugriff am 28.02.2008. 

46 Die Zeitschrift „Wirtschaft im Wandel“ beschäftigte sich in 
der Vergangenheit bereits in verschiedenen Zusammenhän-
gen mit der Bedeutung von Unternehmensrisiken, deren 
Bewertung sowie mit deren Umgang (siehe z. B. 
DANNENBERG, H.: Sind Kreditoreneigenschaften als In-
dikatoren zur Quantifizierung der Höhe des Forderungs-
ausfallrisikos nutzbar?, in: IWH, Wirtschaft im Wandel 
12/2005, S. 388-396. – DANNENBERG, H.; STEINAT, N.: 
Bußgeldgrenze schränkt Wirkung des europäischen 
Kartellrechts erheblich ein, in: IWH, Wirtschaft im Wandel 
2/2008, S. 71-77). 

47 Die Wahrscheinlichkeit zu sterben ist beispielsweise für ei-
nen 50-jährigen Raucher mehr als doppelt so hoch wie für 
einen gleichaltrigen Nichtraucher (vgl. DANNENBERG,  H., 
a. a. O., S. 48). 

Der Ausfall von Mitarbeitern kann aus verschie-
denen Gründen Kosten verursachen. Beispielsweise 
verliert das Unternehmen einen Wissensträger. Das 
verlorene Wissen muss ein neu eingestellter Mitar-
beiter erst erwerben. Dafür können spezielle Aus-
bildungen erforderlich sein, für die Ressourcen zur 
Verfügung zu stellen sind.48 Neu eingestellte Be-
schäftigte sind zu Beginn ihrer Tätigkeit häufig auch 
weniger produktiv.49 Das ist darauf zurückzufüh-
ren, dass sie erst ein bestimmtes Maß firmenspezi-
fischen Humankapitals akquirieren müssen, um die 
Leistungsfähigkeit des ausgefallenen Mitarbeiters 
zu erlangen. Demnach kann auch der Output des 
Unternehmens infolge eines Ausfalls sinken. Es 
könnten zwar Kompensationsmaßnahmen eingeleitet 
werden, um dies zu verhindern, dadurch würden 
jedoch wiederum Kosten entstehen. Der Mitarbei-
terverlust hat möglicherweise auch direkte Aus-
wirkungen auf die Kundenzufriedenheit.50 Aus die-
sem Grund könnten beispielsweise verstärkte An-
strengungen erforderlich werden, um einen Kunden 
nicht zu verlieren. Die Suche nach einem geeigne-
ten Ersatz des ausgefallenen Mitarbeiters erzeugt 
unter anderem auch Akquisekosten.51 

Umgang mit dem Risiko auf Unternehmensebene 

Ein Unternehmen muss sein Mitarbeiterausfallrisiko 
wie auch andere Unternehmensrisiken steuern, 
um die eigene Existenz nicht zu gefährden. Hierfür 
stehen verschiedene Strategien wie das Vermeiden, 
Vermindern, Überwälzen und Tragen der Risiken 
zur Verfügung.52 Das Vermeiden eines Risikos be-
deutet, dass entweder die Wahrscheinlichkeit oder 
der Schaden auf null gesenkt werden können. Bei 
einer Verminderungsstrategie werden entweder die 
möglichen Konsequenzen oder die Wahrschein-
lichkeit eines Schadensereignisses gesenkt. Unter-
nehmen können Risiken aber auch auf Dritte über-

                                                      
48 Vgl. FLAMMANN, J.; SCHEIDELER, R.: Trainingsrendi-

ten: So rechnet sich Personalentwicklung, in: Arbeit und 
Arbeitsrecht, Heft 1/2004, S. 26 ff. 

49 PHELPS, E. S.; HOON, H. T.; KANAGINIS, G.; ZOEGA, G.: 
Structural Slumps – The Modern Equilibrium Theory of 
Unemployment, Interest, and Assets. Harvard University 
Press: Cambridge, Massachusetts, London 1994, p. 23. 

50 Vgl. MEIER, R.: Ärgerlich: Fluktuation von neuen Außen-
dienstlern. Gedanken für Führungskräfte im Außendienst, 
in: Versicherungswirtschaft Heft 18, 46. Jahrgang, 
09/1991, S. 1157. 

51 Vgl. FLAMMANN, J.; SCHEIDELER, R., a. a. O., S. 26 ff. 
52 Vgl. ROMEIKE, F.: Lexikon Risiko-Management, Bank 

Verlag: Köln 2004, S. 117. 
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Tabelle 1: 
Anteil der männlichen Begünstigten am Erziehungsgeld 
- 2001 bis 2006 - 

Erziehungsgeld 2001 2002 2003 2004 2005 2006 
Anteil der männlichen 
Begünstigten 2,1% 2,4% 2,6% 2,7% 3,2% 5%a 

a Werte zur Anzahl der Erziehungsgeldanträge für 2006 wurden noch nicht bekanntgegeben, jedoch wurde im Rahmen der Einführung des Eltern-
gelds ermittelt, dass bis zur Einführung des Elterngelds rund 5% der Väter Erziehungszeit nahmen. Vgl. Pressemitteilung des BMFSFJ vom 
14.06.2006, http://www.bmfsfj.de/bmfsfj/generator/Kategorien/Presse/pressemitteilungen,did=76728.html. 

Quelle:  Statistisches Bundesamt 2008. 

tragen (überwälzen), indem sie beispielsweise Ver-
sicherungen abschließen. Außerdem besteht auch 
die Möglichkeit, Risiken zu tragen, also für mög-
liche Schäden selbst aufzukommen. Für eine sol-
che Strategie ist in der Regel Eigenkapital erfor-
derlich. Eigenkapital muss vorgehalten werden, um 
auch unerwartet hohe Verluste zu decken, die nicht 
aus laufenden Gewinnen finanziert werden können. 
Ob bei einem gegebenen Risikoumfeld vorhandene 
Risiken vermieden, gesenkt, überwälzt oder getragen 
werden sollten, hängt von den mit den jeweiligen 
Strategien verbundenen Aufwendungen beziehungs-
weise Kosten ab.53 Ändert sich das Risikoumfeld, 
können bis dahin geeignete Strategien gegebenen-
falls durch alternative Strategien ersetzt werden. 

Durch die Einführung des Elterngelds wurde 
durch die Politik das Risikoumfeld der Unterneh-
men verändert. In den folgenden Abschnitten wird 
daher untersucht, welche Rückschlüsse aus der 
Entwicklung des Elterngeldbezugs im Jahr 2007 
und 2008 auf das Mitarbeiterausfallrisiko von Un-
ternehmen gezogen werden können. 

Ausgestaltung des Elterngelds 

Im September 2006 beschloss die Bundesregie-
rung, das bis dahin gültige Erziehungsgeld durch 
ein so genanntes Elterngeld zu ersetzen. Das El-
terngeld löst das Erziehungsgeld mit dem Ziel ab, 
Familien bei der Sicherung ihrer Lebensgrundlage 
zu unterstützen, wenn sich die Eltern vorrangig um 
die Betreuung ihrer Kinder kümmern und durch 
die Erwerbsunterbrechung somit ein Einkommen 
wegfallen würde. Während das Erziehungsgeld 
maximal 300 Euro im Monat betrug,54 erhalten El-
tern ab 2007 eine Elterngeldleistung in Höhe von 
67% des vorherigen Nettoeinkommens, jedoch min-

                                                      
53 Wobei auch entgangene Chancen zu berücksichtigen sind. 
54 Entschieden sich die Eltern allerdings für die Budgetvariante, 

erhielten sie zwölf Monate lang ein Erziehungsgeld in Höhe 
von 450 Euro. 

destens 300 und maximal 1 800 Euro. Während das 
Erziehungsgeld für maximal zwei Jahre gezahlt 
wurde, wird das Elterngeld nur noch für maximal 
zwölf Monate gezahlt. Bleibt auch der Partner 
zwei Monate zu Hause, können zwei zusätzliche 
Monate gewährt werden. Alleinerziehende bekom-
men diese zwei zusätzlichen Monate ebenfalls an-
erkannt. 

Mit der Zahlung dieser zwei Partnermonate zielt 
der Gesetzgeber darauf ab, den Anteil von Män-
nern, die eine Auszeit vom Beruf nehmen, zu er-
höhen. Bereits die Reform des Bundeserziehungs-
geldgesetzes zum 01.01.2001 bezweckte, dass sich 
Väter vermehrt an der Kinderbetreuung beteiligen.55 
Immerhin stieg infolge dieser Reform der Anteil 
von Vätern, die sich um die Kinderbetreuung küm-
mern, von 1,5% auf 5% im Jahr 2006 an (vgl. Ta-
belle 1).56 

Entwicklung des Mitarbeiterausfallrisikos infolge 
der Elterngeldreform 

Seit der Einführung des Elterngelds im Jahr 2007 
steigen die so genannten Vätermonate in ihrer Be-
liebtheit.57 Die aktuellen Zahlen des Statistischen 
Bundesamts58 zum Elterngeld für das Jahr 2007 
zeigen, dass zunehmend Väter eine berufliche 
Auszeit nehmen, um ihre Kinder zu betreuen. Lag 
der Anteil von betreuenden Vätern vor der Einfüh-

                                                      
55 Vgl. FENDRICH, S. et al.: Erziehungsgeld und Elternzeit. 

Bericht des Jahres 2003. Dortmund 2005, S. 5. 
56 Vgl. BUNDESTAGSDRUCKSACHE 14/3553, S. 2, auch 

VASKOVICS, L.; ROST, H.: Väter und Erziehungsurlaub, 
Stuttgart 1999, und BUNDESTAGSDRUCKSACHE 
16/1889, S. 1. 

57 Siehe auch Bericht im SPIEGEL: Vätermonate immer be-
liebter, 28.02.2008, http://www.spiegel.de/politik/deutschland/ 
0,1518,538265,00.html, Zugriff am 28.02.2008. 

58 STATISTISCHES BUNDESAMT: Öffentliche Sozialleis-
tung: Statistik zum Elterngeld – Elterngeld für Geburten 
2007 – Anträge Januar 2007 bis März 2008. Statistisches 
Bundesamt: Wiesbaden 2008. 
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rung des Elterngelds noch bei 5%,59 so ist er für 
im vergangenen Jahr geborene Kinder auf 12,1% 
angestiegen (vgl. Tabelle 2). Von 719 621 bewil-
ligten Anträgen entfielen somit 87 379 auf Männer. 
 
Tabelle 2: 
Elterngeldanträge für 2007 geborene Kindera 

 Anzahl in % 

Insgesamt 719 621 100,0 

Männer   87 379   12,1 

Frauen 632 242   87,9 
a Die Anzahl der Elterngeldanträge bezieht sich in der gesamten Un-
tersuchung auf die Anzahl der bewilligten Anträge. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 2008. 

Werden die Zahlen der Anträge für alle Quar-
tale einzeln betrachtet, zeigt sich ein deutlicher 
Anstieg der Anzahl männlicher Begünstigter. 
Stellten im ersten Quartal 2007 bundesweit nur 
3 985 Männer einen Antrag auf Elterngeld, waren 
es im ersten Quartal 2008 bereits 27 367. Der An-
teil männlicher Begünstigter stieg damit von 6,8% 
im ersten Quartal des Jahres 2007 auf 18,5% im 
ersten Quartal 2008. Hier ist jedoch zu beachten, 
dass Väter vermehrt in den späteren Lebensmona-
ten (13. und 14. Lebensmonat des Kindes) Eltern-
zeit und Elterngeld beantragen und die Zahl der 
Anträge von Müttern für 2007 geborene Kinder 
rückläufig ist, da sie ihre Anträge zu einem we-
sentlich früheren Zeitpunkt stellten (vgl. Tabelle 3 
und Abbildung 1). 

Für Unternehmen bedeutet diese politisch ge-
wünschte Entwicklung einen Anstieg der Ausfall-
wahrscheinlichkeit männlicher Mitarbeiter, da diese 
vermehrt Elternzeit in Anspruch nehmen und da-
mit dem Arbeitgeber für einen gewissen Zeitraum 
nicht zur Verfügung stehen. Der Anstieg der Vä-
termonate und somit das zunehmende Ausfallri-
siko eines männlichen Mitarbeiters wird besonders 
deutlich, wenn die Bezugsgrundlagen des Eltern-
gelds betrachtet werden. Diese lassen Rückschlüsse 
zu, ob ein Bezieher vor der Geburt des Kindes einer 
Berufstätigkeit nachging. Das Bundeselterngeld-
gesetz (BEEG) sieht vor, dass Elterngeld nicht nur 
dann gezahlt wird, wenn in den zwölf Kalendermo-
naten vor der Geburt ein Erwerbseinkommen erzielt 

                                                      
59 Vgl. Pressemitteilung des BMFSFJ vom 14.06.2006, 

http://www.bmfsfj.de/bmfsfj/generator/Kategorien/Presse/p
ressemitteilungen,did=76728.html, Zugriff am 28.02.2008, 
sowie Entwurf eines Gesetzes zur Einführung des 
Elterngelds, BUNDESTAGSDRUCKSACHE 16/1889 
vom 20.06.2006. 

wurde (§2 Abs. 1 BEEG), sondern es steht auch El-
tern ohne vorheriges Erwerbseinkommen (beispiels-
weise Studenten) ein Mindestbetrag in Höhe von 
300 Euro je Monat zu (§2 Abs. 5 BEEG). Für Ge-
ringverdiener steigt zudem die Bemessungsgrund-
lage je nach Einkommen auf bis zu 100% (§2 
Abs. 2 BEEG). Außerdem kann ein so genannter 
Geschwisterbonus gewährt werden (je nach Alter 
der Geschwisterkinder, vgl. §2 Abs. 4 BEEG). Auch 
bei Mehrlingsgeburten erhöht sich das Elterngeld 
(§2 Abs. 6 BEEG). 
 
Abbildung 1: 
Anteil der männlichen Begünstigten 2007 bis 2008 
für im Jahr 2007 geborene Kinder 
- in % - 
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Quellen: Statistisches Bundesamt 2008; Berechnungen des IWH. 

Es zeigt sich ein deutlicher Unterschied zwi-
schen Männern und Frauen hinsichtlich der ge-
setzlichen Grundlage, auf der für im Jahr 2007 ge-
borene Kinder Elterngeld gewährt wurde. Während 
bei den Männern 60% Elterngeld als Ersatz für ein 
Erwerbseinkommen und 21% aufgrund eines redu-
zierten Einkommens bezogen, sind es bei den 
Frauen nur 28% beziehungsweise 4%. Entspre-
chend zeigt sich, dass 51% der Frauen den Min-
destbetrag erhielten, da sie vor der Geburt über kein 
oder nur ein sehr geringes Erwerbseinkommen ver-
fügten. Bei den Männern sind hingegen nur 26% 
dieser Gruppe zuzuordnen (vgl. Tabelle 4). In den 
Fällen, in denen Elterngeld als Ersatz für Erwerbs-
einkommen beziehungsweise für eine Einkommens-
reduzierung gezahlt wurde – und damit für die aus 
Risikosicht der Unternehmen relevanten Fälle –, er-
reichen Männer also bereits einen Anteil von 26,1% 
der bewilligten Elterngeldanträge. Anders ausge-
drückt bedeutet das, dass Unternehmen inzwischen 
jede vierte Elternzeit einem männlichen Mitarbeiter 
gewähren müssen. 

Durch den Anstieg des Anteils der Männer, die 
Elterngeld erhalten, steigt auch deren Ausfallhäu-
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Tabelle 3: 
Elterngeldanträge für 2007 geborene Kinder je Quartal 

 1. Quartal 2007 2. Quartal 2007 3. Quartal 2007 4. Quartal 2007 1. Quartal 2008 

Insgesamt 58 417 141 298 187 240 184 456 148 210 
Männer   3 985   13 073   20 082   22 872   27 367 
Frauen 54 432 128 225 167 158 161 584 120 843 

Quellen: Statistisches Bundesamt 2008; Berechnungen des IWH. 

Tabelle 4: 
Elterngeldanträge nach Bezugsgrundlagea 

Geschlecht 
Anzahl  

Elterngeld- 
anträge insgesamt 

Grundlage des Elterngelds 

Ersatz von  
Erwerbseinkommen 

§2 Abs. 1 BEEG 

Reduzierung des 
Einkommens  

§2 Abs. 3 BEEG 

Mindestbetrag  
§2 Abs. 5 BEEG 

Insgesamt 719 621 228 948 31,8% 42 425   5,9% 342 376 47,6% 
Männlich   87 379   52 657 60,3% 18 215 20,9%   23 070 26,4% 
Weiblich 632 242 176 291 27,9% 24 210   3,8% 319 306 50,5% 

a In der Tabelle sind Mehrfachnennungen möglich. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 2008. 

Tabelle 5: 
Bezugsdauer des Elterngelds im Jahr 2007 

Geschlecht Gesamt 
Bezugsdauer des Elterngelds (in Monaten) 

1 2 3 4 5 6 7 

Männlich 87 379 1 504 54 768 2 822 2 113 1 464 2 647 2 112 
in % 100 1,7 62,7 3,2 2,4 1,7 3,0 2,4 

Weiblich 632 242 767 6 268 3 084 3 122 2 992 4 915 4 944 
in % 100 0,1 1,0 0,5 0,5 0,5 0,8 0,8 

 

Geschlecht Gesamt 
Bezugsdauer des Elterngelds (in Monaten) 

8 9 10 11 12 13 14 

Männlich 87 379 1 364 1 227 1 910 2 463 12 893 6 86 
in % 100 1,6 1,4 2,2 2,8 14,8 0,0 0,1 

Weiblich 632 242 5 192 5 195 15 150 17 341 550 705 1 045 11 522 
in % 100 0,8 0,8 2,4 2,7 87,1 0,2 1,8 

Quelle: Statistisches Bundesamt 2008. 

figkeit in den Unternehmen. Die Höhe des Risikos 
wird wie oben beschrieben neben der Ausfallwahr-
scheinlichkeit maßgeblich auch durch den damit 
verbundenen Schaden determiniert. Hier kann fest-
gestellt werden, dass Männer mit durchschnittlich 
4,5 Monaten deutlich kürzer Elterngeld beziehen 
als Frauen (11,6 Monate). Die Bezugsdauer des 
Elterngelds macht allerdings unter Umständen nur 
einen Teil der möglichen Elternzeit aus. Eltern ha-
ben die Möglichkeit, sich bis zu drei Jahre vom 
Arbeitgeber freistellen zu lassen, während Eltern-
geld maximal zwölf beziehungsweise bei Alleiner-

ziehenden 14 Monate gezahlt wird.60 Da jedoch 
85,1% der Männer weniger als zwölf Monate El-
terngeld in Anspruch nehmen und 64,4% der Män-
ner maximal zwei Monate beantragen, ist es nahe-
liegend, dass nur ein geringer Anteil der Männer 
länger als ein Jahr zu Hause bleibt. Bei den Frauen 
nutzen hingegen 89% die maximal mögliche Be-
zugsdauer. Es ist daher zu erwarten, dass hier ein 
nicht unbedeutender Teil für die Kindererziehung 

                                                      
60 Die Bezugsdauer kann auch verdoppelt werden, wenn der 

Auszahlungsbetrag halbiert wird.  
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Tabelle 6: 
Elterngeldanträge nach Altersgruppe im Jahr 2007 

Altersgruppe 
Männer Frauen 

Anzahl Anteil in % Anzahl Anteil in % 
Insgesamt 87 379 100,0 632 242 100,0 
unter 20 Jahre 215 0,2 20 498 3,2 
20 bis 25 Jahre 2 946 3,4 95 961 15,2 
25 bis 30 Jahre 13 103 15,0 189 430 30,0 
30 bis 35 Jahre 25 975 29,7 189 939 30,0 
 35 bis 40 Jahre 27 139 31,1 112 611 17,8 
40 bis 45 Jahre 13 088 15,0 22 753 3,6 
45 Jahre und älter 4 913 5,6 1 050 0,2 
Durchschnittsaltera 35,3 Jahre 30,3 Jahre 

a Das Durchschnittsalter wurde bestimmt, indem die Summe aus dem Produkt der jeweiligen Klassenmitte und dem Anteil der Begünstigten 
errechnet wurde. Für die Klasse der über 45-Jährigen wurde ein Mittelwert von 47,5 Jahren angenommen. 

Quellen:  Statistisches Bundesamt 2008; Berechnungen des IWH. 

Tabelle 7: 
Höhe des monatlichen Elterngelds im Jahr 2007 

Höhe des Elterngelds 
Männer Frauen 

Anzahl Anteil in % Kumuliert, in % Anzahl Anteil in % Kumuliert, in % 
Insgesamt 87 379 100,0  632 242 100,0  
unter 300 Euro 18 153 20,8 20,8 204 634 32,4 32,4 
300 bis 500 Euro 7 873 9,0 29,8 159 016 25,2 57,5 
500 bis 750 Euro 9 801 11,2 41,0 110 417 17,5 75,0 
750 bis 1 000 Euro 11 737 13,4 54,4 72 402 11,5 86,4 
1 000 bis 1 250 Euro 12 424 14,2 68,7 40 205 6,4 92,8 
1 250 bis 1 500 Euro 8 883 10,2 78,8 18 116 2,9 95,7 
1 500 bis 1 800 Euro 7 420 8,5 87,3 15 023 2,4 98,0 
über 1 800 Euro 11 088 12,7 100,0 12 429 2,0 100,0 

Quelle:  Statistisches Bundesamt 2008. 

auch länger als ein Jahr die Berufstätigkeit ruhen 
lässt (vgl. Tabelle 5). 

Männer kehren demnach im Mittel schneller 
wieder in ihren Beruf zurück, wodurch mögliche 
Konsequenzen für die Unternehmen reduziert wer-
den. Es kann allerdings auch festgestellt werden, 
dass Männer durchschnittlich etwa fünf Jahre älter 
sind als Frauen, wenn sie Elterngeld beantragen. 
Während die Mehrheit der männlichen Begünstig-
ten (60,8%) zwischen 30 und 40 Jahre alt ist, ist 
die Mehrheit der weiblichen Begünstigten (60%) 
zwischen 25 und 35 Jahre alt, also fünf Jahre jün-
ger (vgl. Tabelle 6). Männer stehen somit bereits 
länger im Berufsleben als Frauen, wenn sie Eltern-
zeit nehmen. Wird unterstellt, dass mit zunehmen-
der Berufserfahrung das Humankapital einer Per-
son und damit deren Wert für ein Unternehmen 
steigt, sind die Konsequenzen der Elternzeit eines 
Mannes im Mittel schwerwiegender für Unterneh-
men als die der Elternzeit einer Frau. 

Diese Vermutung wird bei einer differenzierten 
Betrachtung der Höhe des Elterngelds in Abhängig-
keit vom Geschlecht verstärkt. Während rund 30% 
der Männer weniger als 500 Euro Elterngeld be-
ziehen, sind es bei den Frauen bereits knapp 58%, 
die diese Grenze nicht überschreiten. Mehr als 
1 500 Euro Elterngeld bekommen dagegen bei den 
Männern rund 21% der begünstigten Antragsteller, 
bei den Frauen sind es nur 4% (vgl. Tabelle 7). Da 
sich das Elterngeld am erzielten Einkommen orien-
tiert, ist zu vermuten, dass ein Unternehmen durch 
die Elternzeit eines Mannes im Mittel höhere Auf-
wendungen im Verhältnis zur Länge der Auszeit 
zu tragen hat als bei der einer Frau. Der wirtschaft-
liche Schaden, der einem Unternehmen durch die 
Auszeit eines Vaters bezogen auf die Länge des 
Ausfalls entsteht, ist demzufolge vermutlich deut-
lich höher als bei einer Frau. 
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Mögliche Reaktionen der Unternehmen auf die 
veränderte Risikosituation 

Wie oben dargestellt können die Risikostrategien 
von Unternehmen in vier Kategorien (Vermeiden, 
Vermindern, Überwälzen und Tragen) zusammen-
gefasst werden. Die Vorteilhaftigkeit einer Strate-
gie hängt dabei von den mit ihr verbundenen Auf-
wendungen beziehungsweise Chancen ab. Im Fol-
genden werden mögliche Konsequenzen der ver-
änderten Risikosituation der Unternehmen für die 
Wahl der geeigneten Risikostrategie diskutiert. 

In Deutschland und in Europa können nach wie 
vor zum Teil deutliche Verdienstunterschiede zwi-
schen Männern und Frauen auch bei gleicher Qua-
lifikation und ausgeübter Tätigkeit beobachtet wer-
den. So zeigt eine Statistik der EU-Kommission, 
dass fast überall in Europa die Erwerbseinkommen 
von Arbeitnehmerinnen deutlich unter denen ihrer 
männlichen Kollegen liegen.61 So verdienen bei-
spielsweise Bankkauffrauen im Durchschnitt 21% 
weniger als ihre männlichen Kollegen, Graphik-
designerinnen sogar 28,9% weniger. Eine aktuelle 
Studie des DIW zeigt, dass gut 60% der Lohnlücke 
zwischen Männern und Frauen nicht auf die dort 
betrachteten Merkmale, wie z. B. Bildung, Berufs-
erfahrung oder die Anzahl der Kinder, zurückzu-
führen sind. Vielmehr sind hier laut DIW institu-
tionelle und kulturelle Rahmenbedingungen ursäch-
lich, „die sich in diskriminierend wirkenden Me-
chanismen auf dem Arbeitsmarkt niederschlagen 
können.“62 Häufig verhandeln Frauen weniger offen-
siv als Männer, wofür sich verschiedene Gründe 
benennen lassen.63 

Es ist zu vermuten, dass ein Teil der vom DIW 
nicht erklärten Lohnlücke auf geschlechtsspezifi-
sche Risiken zurückzuführen ist. Insbesondere das 
Mitarbeiterausfallrisiko muss vom Unternehmen ge-
tragen werden. Bleiben Frauen also beispielsweise 
häufiger zu Hause, um kranke Kinder zu pflegen, 
können sie im Mittel weniger erwirtschaften als 
ein Mann. Das heißt, dass der erwartete Ertrag aus 
der Beschäftigung einer Frau bei gleicher Qualifi-

                                                      
61 Vgl. EU-KOMMISSION: Bericht zur Gleichstellung von 

Frauen und Männern 2008. Brüssel 2008, http://ec.europa. 
eu/employment_social/gender_equality/docs/com_2008_00
10_de.pdf, Zugriff am 12.03.2008. 

62 Vgl. BUSCH, A.; HOLST, E.: Verdienstdifferenzen zwi-
schen Frauen und Männern nur teilweise durch Struktur-
merkmale zu erklären. DIW Wochenbericht Nr. 15/2008, 
S. 184 ff. 

63 Vgl. DIE ZEIT: Gleiche Leistung, weniger Lohn, vom 
07.03.2008, http://www.zeit.de/online/2008/10/interview-
frauen-gehaltscoach?from=rss, Zugriff am 25.03.2008. 

kation und ausgeübter Tätigkeit für ein Unterneh-
men geringer sein könnte als bei einem Mann. Hinzu 
kommt, dass wie oben dargestellt gegebenenfalls 
Eigenkapital vorzuhalten ist, um das Risiko eines 
Mitarbeiterausfalls tragen zu können. Ein geringe-
rer erwarteter Ertrag des Beschäftigungsverhältnis-
ses verbunden mit höheren Eigenkapitalkosten wür-
de aus Unternehmenssicht eine Verdienstdifferenz 
zwischen Männern und Frauen bei gleicher Quali-
fikation und ausgeübter Tätigkeit demnach recht-
fertigen. 

Insbesondere die Geburt eines Kindes führt 
häufig zu einem langfristigen Ausfall der Mütter. 
In der Vergangenheit konnten Unternehmen dieses 
Risiko verhältnismäßig einfach senken, indem sie 
einen Mann anstatt einer Frau eingestellt oder mit 
risikobehafteten Aufgaben betraut haben. Damit 
kann auch eine Erklärung dafür geliefert werden, 
warum Frauen weniger offensiv verhandeln können 
als Männer. Da eine junge Frau häufig nicht ein-
schätzen kann, ob und in welchem Umfang die 
Möglichkeit einer Mutterschaft ihre Einstellungs- 
beziehungsweise Karrierechancen tangiert, wird sie 
darüber Erwartungen bilden und entsprechend we-
niger offensiv verhandeln als ein Mann. 

Durch die Einführung des Elterngelds werden 
sich die geschlechtsspezifischen Risiken annähern. 
Die Wahrscheinlichkeit, dass ein Mann zur Erzie-
hung seiner Kinder ein Arbeitsverhältnis ruhen lässt, 
hat sich deutlich erhöht. Damit hat sich auch das 
Risiko der Unternehmen erhöht, dass ein männ-
licher Mitarbeiter ausfällt. Das sollte sich in der 
Nutzung möglicher Risikostrategien widerspie-
geln. Das heißt, die Aufwendungen, die ein Unter-
nehmen dadurch einsparen kann, indem es einen 
Mann anstelle einer Frau beschäftigt, haben sich 
reduziert. Langfristig sollte sich durch ein Anglei-
chen der Risiken auch die Lohnlücke zwischen 
Männern und Frauen zumindest teilweise schließen. 
Hinzu kommt, dass es auch Ziel der Politik war, 
Frauen schneller in den Arbeitsmarkt und damit in 
ihre Unternehmen zu re-integrieren. Gelingt dies, 
können die mit einem Ausfall einer Mitarbeiterin 
verbundenen Konsequenzen für Unternehmen und 
damit Risiken reduziert werden. Dies sollte eben-
falls zu einer Verkleinerung der Lohnlücke beitra-
gen. 

Dieser Zusammenhang wirkt natürlich in erster 
Linie bei jungen Frauen, da mit zunehmendem Alter 
die Wahrscheinlichkeit der Inanspruchnahme der 
Elternzeit abnimmt. Jedoch sind auch nachhaltige 
Auswirkungen möglich. So kann die Fortbildung 
eines Mitarbeiters aus Unternehmenssicht weniger 
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risikobehaftet sein als die einer Mitarbeiterin. Aus 
diesem Grund können Männer gegebenenfalls 
schneller Karriere machen und somit langfristig 
auch ein höheres Einkommen erzielen. Auch diese 
Ungleichbehandlung kann durch die Reform des 
Elterngelds gemildert werden. Das bedeutet, auf-
grund der sich angleichenden Risiken zwischen 
den Geschlechtern sollten sich auch die Karriere-
chancen von Frauen verbessern. 

Für die Risikosituation der Unternehmen ist 
allerdings zu vermuten, dass sie sich durch die Re-
form verschlechtert. Es werden in Zukunft deutlich 
mehr Väter die Elternzeit nutzen, wodurch sich die 
Risiken der Unternehmen erhöhen. Insbesondere 
die Tatsache, dass Männer bereits deutlich älter sind 
als Frauen, wenn sie Erziehungszeiten nutzen, und 
damit ein größerer Wert Humankapital ausfällt, 
wirkt sich risikoerhöhend aus. Bei gegebener Risiko-
tragfähigkeit bedeutet das, dass Unternehmen ge-
gebenenfalls andere Risiken (Investitionen) redu-
zieren müssen und damit wirtschaftliche Chancen 
nicht wahrgenommen werden können. Ein Teil der 
mit der Risikotragung verbundenen Aufwendungen 
der Unternehmen wird auf die Männer überwälzt 
werden, die ihr höheres Risiko vermutlich mit ei-
ner – im Vergleich zu Frauen – durchschnittlich 
schwächeren Lohnentwicklung bezahlen müssen 
(Reduktion der Lohnlücke). Das bedeutet, dass 
Unternehmen unter Umständen durch die Reform 
aufgrund der Überwälzung zwar keine Ertragsein-
bußen haben, aber dennoch wirtschaftlich sinn-
volle Projekte aufgrund der begrenzten Risikotrag-
fähigkeit nicht durchgeführt werden können. Die 
Höhe der Auswirkungen hängt also davon ab, wie 
schnell die Unternehmen ihr Eigenkapital an die 
veränderte Situation anpassen können und welche 
Renditen für dieses zusätzliche Kapital gefordert 
werden. 

Ausblick 

Das von der Großen Koalition eingeführte Eltern-
geld trägt dazu bei, Risiken, die bisher in erster 
Linie die Verhandlungspositionen von Frauen 
schwächte, auch auf Männer zu übertragen. Durch 
die Einführung des Elterngelds hat sich der Anteil 
der Männer, die für die Erziehung ihrer Kinder eine 
Auszeit nehmen, von 5% im Jahr 2006 auf 12,1% 
für im Jahr 2007 geborene Kinder bereits mehr als 
verdoppelt. Dabei ist zu erwarten, dass sich dieser 
Anteil noch weiter erhöhen wird, da Männer ten-
denziell eher in den späteren Lebensmonaten ihrer 
Kinder Elterngeld beantragen. Die Bundesregierung 

erwartet darüber hinaus, dass der Anteil der Väter, 
die Elternzeit in Anspruch nehmen, auf 27% im 
Jahr 2009 steigen wird.64 Damit wird sich das Aus-
fallrisiko von männlichen Mitarbeitern noch weiter 
erhöhen und dem der Frauen annähern. Derzeit 
entfallen 26,1% der Anträge, in denen Elterngeld 
aufgrund der Minderung oder des Verzichts auf 
Erwerbseinkommen genehmigt wird, auf Männer. 
Erhöht sich der Anteil der Männer, die Elternzeit 
in Anspruch nehmen, auf 27%, ist zu vermuten, 
dass – aktuell beobachtbare Verhältnisse gegeben – 
im Jahr 2009 infolge der Geburt von Kindern etwa 
die Hälfte der Mitarbeiterausfälle Männer betrifft. 
Auch wenn die Fehlzeiten der Männer deutlich 
kürzer sind als die der Frauen, wird die Elternzeit 
der Männer damit ein relevantes Risiko für eine 
Vielzahl von Unternehmen darstellen.  

Da beide Geschlechter gleichermaßen von Kin-
dern profitieren, kann die Risikoverschiebung eine 
Gleichberechtigung von Männern und Frauen be-
günstigen. Es lässt sich aber nicht ausschließen, 
dass sich die Risikoposition der Unternehmen durch 
diese Maßnahme insgesamt verschlechtert. In die-
sem Fall wäre daher mit negativen Auswirkungen 
auf die wirtschaftliche Entwicklung zu rechnen. 
Gleichzeitig birgt eine stärkere Beteiligung von 
Frauen aber ebenso Chancen für Unternehmen, 
auch bzw. insbesondere wenn diese Führungsposi-
tionen innehaben. So belegen Studien, dass eine 
stärker gemischte Belegschaft für den Erfolg von 
Unternehmen positiv sein kann.65 Auch ist zu be-
rücksichtigen, dass es ein wesentliches Ziel der 
Politik ist, durch das Elterngeld die Geburtenrate zu 
erhöhen. Es ist daher zu vermuten, dass langfristig 
die positiven Effekte, die sich aus einer höheren 
Geburtenrate für die Volkswirtschaft ergeben, die 
negativen Auswirkungen aufgrund der Risikover-
schiebung kompensieren können. 
 

Nicole Nulsch 
(Nicole.Nulsch@iwh-halle.de) 

Henry Dannenberg 
(Henry.Dannenberg@iwh-halle.de) 

                                                      
64 Vgl. Pressemitteilung des BMFSFJ vom 14.06.2006, 

a. a. O.  
65 Vgl. u. a. FENWICK, G. D.; NEAL, D. J.: Effect of Gen-

der Composition on Group Performance, in: Gender, Work 
and Organization, Vol. 8. No. 2, April 2001, pp. 205-225. 
– Bezüglich positiver Effekte gemischter Teams im ge-
hobenen Management vgl. u. a. ERHARDT, N. et al.: 
Board of Director Diversity and Firm Financial Perform-
ance, in: Corporate Governance, Vol. 11, No. 2, April 
2003, pp. 102-111.  
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Stadt-Umland-Gemeinden auf dem Prüfstand – 

Eine Untersuchung der Tragfähigkeit sozioökonomischer Strukturen 
am Beispiel der Einheitsgemeinde Schkopau 

Umlandgemeinden vor neuen Herausforderungen 

In Deutschland und anderen Staaten gehören die 
Veränderungen der Grenzen von Gebietskörper-
schaften, etwa von Kreisen, Städten und Gemein-
den, mit zu den Instrumenten, um sich für den in-
terregionalen Standortwettbewerb zu rüsten. Nicht 
zuletzt demographische Änderungen, teils in Form 
von schrumpfender und alternder Bevölkerung, 
teils aber auch in Form von Bevölkerungszuwan-
derung und vermehrten gewerblichen Aktivitäten, 
geben Anlass, die territorialen Zuschnitte von Ge-
bietskörperschaften zu überdenken und gegebenen-
falls zu verändern. 

Dies kann zum Beispiel bedeuten, sich zu grö-
ßeren Einheiten mit dem Ziel zusammenzuschlie-
ßen, Leistungen der öffentlichen Daseinsvorsorge 
auch unter den Bedingungen schrumpfender Ein-
wohnerzahlen weiterhin effizient und effektiv er-
bringen zu wollen. Vor solchen Herausforderungen 
stehen auch Gemeinden im Umland großer Städte. 
Teilweise sind diese Gemeinden Gegenstand von 
Eingemeindungen, teilweise haben sie sich zu grö-
ßeren gemeindlichen Gebilden zusammengeschlos-
sen, um für die in der Nähe befindliche Großstadt 
ein adäquater Partner zu sein, bei wiederum ande-
ren ist die künftige Organisationsform der betref-
fenden Gemeinden und die Form der Zusammen-
arbeit mit der benachbarten Großstadt noch offen.66 

Der nachfolgende Beitrag befasst sich – in Form 
einer Fallstudie67 – mit einer solchen Gemeinde im 
Umland einer Großstadt, bei der sich gleich meh-
rere der oben genannten Merkmale bündeln: Die 
Gemeinde Schkopau ist südlich der Stadt Halle 

                                                      
66 Ausführlich befasst sich mit den verschiedenen Möglich-

keiten zur Regelung der Stadt-Umland-Beziehungen bei-
spielsweise ein speziell für die Stadt-Umland-Beziehungen 
in Sachsen-Anhalt erstelltes Gutachten von TUROWSKI, 
G; GREIVING, S.: Untersuchung der Verflechtungsbezie-
hungen zwischen den kreisfreien Städten Magdeburg, Halle 
und Dessau und deren Umlandgemeinden. Dortmund,  
30. November 2001. 

67 Dieser Beitrag basiert auf den durch S. Döhler gewonnenen 
Erkenntnissen im Rahmen ihrer Diplomarbeit über die 
Einheitsgemeinde Schkopau. Wir danken an dieser Stelle 
nochmals recht herzlich für die konstruktive und hilfreiche 
Zusammenarbeit mit den entsprechenden Mitarbeitern der 
Gemeindeverwaltung. 

(Saale), dem Oberzentrum im südlichen Sachsen-
Anhalt, und nördlich der Stadt Merseburg gelegen. 
Mithin handelt es sich um eine Gemeinde, die so-
wohl im Norden als auch im Süden an größere 
Städte angrenzt (vgl. Abbildung 1). 

Die Einheitsgemeinde Schkopau stellt eine re-
lativ junge Gemeinde dar, die zum 1. Januar 2005 
insgesamt 11 120 Einwohner zählte.68 Anders als 
viele Gemeinden im ländlich-peripheren Raum ha-
ben Schkopau und seine zuvor selbstständigen 
Ortsteile im Zuge der Suburbanisierung Anfang der 
1990er Jahre einen Einwohnerzuwachs erlebt. Zu-
dem ist Schkopau mit dem dort befindlichen In-
dustriegelände einer der bedeutendsten Industrie-
standorte im südlichen Sachsen-Anhalt, mit einer 
entsprechend gemeindlichen Finanzkraft. Die Um-
wandlung der zuvor existierenden Verwaltungs-
gemeinschaft Saale-Elsteraue und der Beitritt wei-
terer Gemeinden aus anderen Verwaltungsgemein-
schaften bedeutete für die betreffenden Gemeinden 
den Verlust der Selbstständigkeit, indem quasi die 
rechtliche Einbindung nach Schkopau vollzogen 
wurde. Jedoch kann die Bildung dieser Einheits-
gemeinde auch als eine Initiative der örtlichen 
Akteure angesehen werden, die „Eigenständigkeit“ 
der Ortsteile unter dem Dach der o. g. Einheitsge-
meinde zu bewahren. 

Vor diesem Hintergrund werden im Folgenden 
– im Sinne einer Ex-post-Betrachtung – die sozio-
ökonomischen Merkmale der Einheitsgemeinde 
Schkopau einer Analyse unterzogen. Die Analyse 
soll Hinweise darauf liefern, ob der Zusammen-
schluss der Altgemeinden zu einer neuen Gemeinde 
aus ökonomischer Sicht rational war.69 Als ökono-

                                                      
68 Das Gros der neuen Einheitsgemeinde bildete vor dem 

1. August 2004 die ehemalige Verwaltungsgemeinschaft 
(VG) Saale-Elster-Aue (Gemeinden: Burgliebenau, Ermlitz, 
Korbetha, Raßnitz, Röglitz und Schkopau). Die Gemeinden 
Döllnitz und Lochau waren vor dem Wechsel Mitglieder 
der VG Kabelsketal. Hohenweiden wechselte von der VG 
Westliche Saaleaue. Am 1. Januar 2005 verließ Knapen-
dorf die VG Laucha-Schwarzeiche und Luppenau die VG 
Kötzschau, um sich der Einheitsgemeinde anzuschließen. 

69 Mit der Fokussierung auf die Ex-post-Fragestellung nach 
der ökonomischen Rationalität des damaligen Zusammen-
schlusses der o. g. Altgemeinden zur Einheitsgemeinde 
Schkopau ist verbunden, dass Fragen der im Jahr 2006 in 
Gang gesetzten Gemeindegebietsreform in Sachsen-Anhalt 
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Abbildung 1: 
Die Lage der Einheitsgemeinde Schkopau im Raum 

Quelle: Darstellung des IWH. 

misch rational könnte die Bildung der neuen Ge-
meinde angesehen werden, wenn dadurch trag-
fähige sozio-ökonomische Strukturen geschaffen 
wurden. Zum Zweck dieser Untersuchung wird im 
Folgenden auf ein Analysekonzept zurückgegrif-
fen, das der Regionalwissenschaftler Olaf Boustedt 
in den 70er Jahren des 20. Jahrhunderts entwickelt 
hat. Dabei definiert er verschiedene Merkmale für 
den Gemeindetyp „selbständige Trabantenstadt im 

                                                                                    
in diesem Beitrag nicht behandelt werden. Fragen der Effi-
zienz und Effektivität der in Sachsen-Anhalt existierenden 
gemeindlichen Strukturen werden ausführlich behandelt in 
ROSENFELD, M. T. W.; KLUTH, W. et al.: Zur Wirt-
schaftlichkeit gemeindlicher Verwaltungsstrukturen in 
Sachsen-Anhalt. Gutachten im Auftrag des Ministeriums 
des Innern des Landes Sachsen-Anhalt. – Endversion des 
Abschlussberichts (19. Juni 2007). Institut für Wirtschafts-
forschung Halle, Lehrstuhl für Öffentliches Recht, Juristi-
sche und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät der Martin-
Luther-Universität Halle-Wittenberg, in: http://www. sachsen- 
anhalt.de/LPSA/fileadmin/Elementbibliothek/Bibliothek_
Politik_und_Verwaltung/Bibliothek_Ministerium_des_Innern/
PDF_Dokumente/Referat_35/GR_Studie_Endversion_Abschlu_
_bericht_19_Juni_2007.pdf, Zugriff am 02.10.2007. 

Stadtumland“.70 Zwar ist die Gemeinde Schkopau 
keine Trabanten-“Stadt“, insofern mögen die 
Boustedt’schen Kriterien nur bedingt gelten, gleich-
wohl kann der Zusammenschluss, über die Inten-
tion der Vermeidung einer Eingemeindung hinaus, 
als Schritt angesehen werden, auch wirtschaftlich zu 
einer größeren, tragfähigeren Einheit zu werden. Als 
„Merkmale der Selbständigkeit“ von Trabanten-
städten führt Boustedt an: 

„… Politische Selbständigkeit … 
Wirtschaftliche Selbständigkeit … 
Kulturelle Selbständigkeit … 
Städtebauliche Selbständigkeit … 
Eigener Pendlereinzugsbereich … 
Eigener Wirtschaftsraum … 
Ausreichende Entfernung … 
Ausreichende Einwohnerzahl …“71. 

                                                      
70 Vgl. BOUSTEDT, O.: Grundriß der empirischen Regional-

forschung. Teil III: Siedlungsstrukturen. Taschenbücher 
zur Raumplanung, Bd. 6. Hermann Schroedel Verlag KG: 
Hannover 1975, S. 283-285. 

71 Vgl. ebenda. 

IWH
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Die einzelnen soeben genannten Merkmale sollen 
im Folgenden für das Fallbeispiel der Einheitsge-
meinde Schkopau geprüft werden.  

Merkmale der sozioökonomischen Tragfähigkeit 
der Einheitsgemeinde Schkopau 

Politische Selbstständigkeit 

Boustedt nennt als Merkmal der politischen Selbst-
ständigkeit, dass es sich um eine selbstständige 
Gemeinde handeln muss und dass die Beziehungen 
zur Kernstadt durch eine überörtliche Ebene gere-
gelt werden müssen.72 Es liegt in der Natur der Sa-
che, dass, wenn sich mehrere Gemeinden zu einer 
neuen Kommune zusammenschließen, diese poli-
tisch selbstständig ist. Die Gemeinde Schkopau 
verfügt – qua Gesetz – über einen Gemeinderat, 
eine Gemeindeverwaltung und einen gewählten 
hauptamtlichen Bürgermeister. Zur Regelung der 
Beziehungen zwischen der Stadt Halle (Saale) und 
den Umlandgemeinden (einschließlich Schkopau) 
sollen laut Landesgesetz ein Zweckverband, mit 
der vorbereitenden Bauleitplanung als Gegenstand, 
und gegebenenfalls weitere Zweckverbände gebil-
det werden.73 Die Merkmale einer politisch selbst-
ständigen Einheit sind also gegeben. 

Wirtschaftliche Selbstständigkeit 

Um als „wirtschaftlich eigenständig“ vom Oberzen-
trum zu gelten, muss die Gemeinde nach Boustedt 
eine städtische Wirtschaftsstruktur mit weniger als 
10% an landwirtschaftlichen Erwerbspersonen und 
eine Industriedichte von über 150 Beschäftigten je 
1 000 Einwohner aufweisen. Der Großteil der Be-
schäftigten sollte jedoch im tertiären Sektor tätig 
sein.74 

Diese von Boustedt aufgestellten Kriterien wur-
den durch den vor sich gehenden Strukturwandel 
rasch in Frage gestellt. So wies beispielsweise 
Gaebe (1987) darauf hin, dass sich die sektoralen 
Wirtschaftsschwerpunkte weg vom landwirtschaft-
lichen Sektor, hin zum tertiären Sektor verändert 

                                                      
72 Vgl. ebenda, S. 283 f. 
73 Vgl. Gesetz über die Grundsätze für die Regelung der 

Stadt-Umland-Verhältnisse und die Neugliederung der 
Landkreise (Kommunalneugliederungs-Grundsätzegesetz – 
KomNeuglGrG) vom 11. Mai 2005, § 2, Abs. 1 und 2 in 
Verbindung mit Anlage, Ziffer 1. 

74 Vgl. BOUSTEDT, O., a. a. O., S. 285. 

haben.75 Die von Boustedt Mitte der 1970er Jahre 
formulierten strukturellen Merkmale wirtschaft-
licher Selbstständigkeit haben also durch den voll-
zogenen Strukturwandel eine Relativierung erfahren. 

Daher wird auf die Untersuchung der Beschäf-
tigtenstruktur nach Wirtschaftssektoren verzichtet 
und stattdessen zunächst die finanzielle Situation 
der Einheitsgemeinde Schkopau betrachtet. Dabei 
wird insbesondere auf die Höhe der gebildeten 
Rücklagen, den Schuldenstand sowie auf die Ein-
nahmensituation der Einheitsgemeinde in ihrem 
Gründungsjahr 2004 eingegangen. Mit Hilfe dieser 
Indikatoren können Aussagen hinsichtlich des 
mittelfristigen Investitions- und Handlungsspiel-
raums der Gemeinde getroffen werden. Ferner wird 
angesichts des Entstehungsprozesses der Einheits-
gemeinde Schkopau der Blick auf die Veränderung 
der finanziellen Situation der einzelnen Gemein-
den vor und nach dem Zusammenschluss zur Ein-
heitsgemeinde gerichtet (vgl. Tabelle 1). 

Die in der Tabelle 1 dargestellten Daten des 
Schulden- und Rücklagenstands sowie des Ver-
waltungs- und Vermögenshaushalts für das Ende 
des Haushaltsjahres 2004 zeigen, dass fünf der elf 
Ortsteile (Döllnitz, Knapendorf, Lochau, Raßnitz, 
Röglitz) im betreffenden Jahr keinen ausgegliche-
nen Verwaltungshaushalt auswiesen. Ihre Ausga-
ben überstiegen die Einnahmen des betreffenden 
Jahres. Dieser Umstand zeigt sich auch in den Ge-
samtschulden der Einheitsgemeinde, die sich im 
Haushaltsjahr 2004 auf rund 2,4 Mio. Euro auf-
summierten. Das entspricht einer durchschnittlichen 
Verschuldung von 213 Euro pro Einwohner. Über 
die Hälfte der Gesamtschulden der Einheitsge-
meinde Schkopau entfiel auf den Ortsteil Döllnitz. 
Die Ortsteile Burgliebenau, Ermlitz und Korbetha 
wiesen bei der Bildung der Einheitsgemeinde 
Schkopau keine Schulden auf. Den Gesamtschul-
den der Einheitsgemeinde Schkopau standen Ende 
des Haushaltsjahres 2004 Rücklagen in Höhe von 
fast elf Mio. Euro gegenüber. Über drei Viertel 
dieser Rücklagen brachte der Ortsteil Korbetha im 
Jahr 2004 in den gemeinsamen Haushalt ein. Des-
sen finanzielle Stärke beruht auf seinen überdurch-
schnittlichen Steuereinnahmen aus dem Industrie-
gebiet Schkopau, in dem sich vor allem Unter-
nehmen der Chemischen Industrie angesiedelt ha-
ben. 

                                                      
75 Vgl. GAEBE, W.: Verdichtungsräume – Strukturen und 

Prozesse in weltweiten Vergleichen. B. G. Teubner: Stutt-
gart 1987, S. 179. 
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Tabelle 1: 
Schulden und Rücklagen der Einheitsgemeinde Schkopau (Stand 31.12.2004) 

Ortsteil Schulden 
in Euro 

Rücklagen 
 in Euro 

Verwaltungshaushalt in Euro  Vermögenshaushalt in Euro  

Einnahmen Ausgaben Einnahmen Ausgaben 

Burgliebenau 0 182 757 390 892 390 892 109 976 109 976 
Döllnitz 1 327 839 0 1 531 097 1 717 526 95 297 169 439 
Ermlitz 0 319 004 1 140 335 1 140 335 243 934 243 934 
Hohenweiden 331 445 46 860 855 952 855 953 407 034 407 034 
Knapendorf 17 687 0 433 560 433 817 721 405 727 057 
Korbetha 0 8 357 688 12 006 699 12 006 699 5 596 805 5 596 805 
Lochau 401 841 0 1 040 809 1 091 570 214 214 343 360 
Luppenau 227 393 148 410 324 215 324 215 124 026 124 026 
Raßnitz 25 000 0 1 246 023 1 293 943 436 240 607 569 
Röglitz 9 760 0 249 423 312 436 57 617 74 788 
Schkopau 32 409 1 827 155 5 340 683 5 340 683 2 285 349 2 285 349 

Insgesamt 2 373 385 10 881 874 24 559 688 24 908 069 10 291 897 10 689 337 

Quelle: Darstellung des IWH auf der Grundlage von Daten aus: Einheitsgemeinde Schkopau (2006): Haushaltsplan für das 
Haushaltsjahr 2006. 

Tabelle 2: 
Steuereinnahmen und -ausgaben in 1 000 Euro 
 Haushaltsjahr 2004 Haushaltsjahr 2005 

Einnahmen   
Grundsteuer A 63 69 
Grundsteuer B 1 270 1 135 
Gewerbesteuer 13 862 12 554 
Andere Steuern 44 44 

Summe eigene Steuern 15 239 13 802 
Anteil an der Einkommensteuer 1 066 946 
Anteil an der Umsatzsteuer 371 365 
Anteil am Familienleistungsausgleich 358 336 

Summe Anteile an Gemeinschaftssteuern 1 795 1 647 
Allgemeine Finanzzuweisungen  1 795 0 

Summe Einnahmen 18 936 15 449 

Ausgaben   
Gewerbesteuerumlage 2 256 1 694 
Finanzausgleichsumlage 0 720 
Kreisumlage 5 783 5 924 

Summe Ausgaben  8 039 8 338 

Bereinigte Steuereinnahmen 10 897 7 111 

Quelle: Darstellung des IWH auf der Grundlage von Daten aus: Einheitsgemeinde Schkopau (2006): Haushaltsplan für das 
Haushaltsjahr 2006. 

Neben den Steuereinnahmen kamen im Jahr 
2004 noch fast jedem eigenständigen Ortsteil der 
Einheitsgemeinde Schkopau die kommunalen Fi-
nanzzuweisungen des Landes zugute. Nach dem 
Zusammenschluss ergab sich dagegen für die Ein-
heitsgemeinde eine Finanzkraft, die sie auf die Ge-
berseite des kommunalen Finanzausgleichs wech-

seln ließ. Im Jahr 2005 zahlte sie 720 000 Euro Fi-
nanzausgleichsumlage an das Land (vgl. Tabelle 2).76 

                                                      
76 Bis zum Jahr 2004 waren die gemessen an den Steuerein-

nahmen „reichen“ Gemeinden des Landes Sachsen-Anhalt, 
darunter auch die Gemeinden Korbetha und Schkopau, 
noch nicht verpflichtet, eine Finanzausgleichsumlage an 
das Land zu zahlen. Vgl. weiterführend SCHMIDT, D.: 
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Dies entspricht rund 38% der Summe der Zuwei-
sungen aus dem kommunalen Finanzausgleich,  
die die einzelnen Ortsteile der Einheitsgemeinde 
Schkopau im Jahr 2004 vom Land erhielten. 

Alles in allem zeigt die Analyse der Haushalts-
situation der Einheitsgemeinde Schkopau, dass im 
Ergebnis der Bildung der Einheitsgemeinde eine 
Art kleinräumiger intra-kommunaler Ausgleich zwi-
schen den Steuereinnahmen der Industriestandorte 
und den wirtschaftlich schwächeren Ortsteilen statt-
findet. Die wirtschaftlich schwächeren Ortsteile pro-
fitieren also finanziell von der Bildung der Ein-
heitsgemeinde. Würde man das Kriterium der wirt-
schaftlichen Selbstständigkeit – einseitig – mit fi-
nanzwirtschaftlicher Stärke operationalisieren, so 
ist diese im Falle Schkopaus ohne Zweifel gege-
ben. Die finanzwirtschaftliche Stärke bildet zwar 
einen wichtigen, aber nicht den einzigen Teilaspekt 
des wirtschaftlichen Potenzials. Zieht man das 
Beispiel der DOW Olefinverbund GmbH heran, 
die auf dem Gebiet der Gemeinde ansässig ist, so 
weist diese bedeutende wirtschaftliche Verflech-
tungen mit anderen Industriestandorten in Europa 
auf. Überdies bestehen wichtige stoffwirtschaft-
liche Verflechtungen innerhalb der mitteldeutschen 
Region und mit anderen Standorten in Deutsch-
land77 sowie Vernetzungen im Bildungs- und Wis-
senschaftsbereich mit den entsprechenden univer-
sitären und Hochschuleinrichtungen.78 Der Indus-
triestandort Schkopau ist also regional, national 
sowie international stark verflochten. 

Kulturelle Selbstständigkeit 

Als ein weiteres Kriterium für Trabantenstädte 
wird von Boustedt die kulturelle Selbstständigkeit 
angesehen. Er nennt als Merkmale kultureller Selbst-
ständigkeit das Vorhandensein von Bildungs- sowie 

                                                                                    
Statistische Analyse von Stadt-Umland-Beziehungen am 
Beispiel des Landes Sachsen-Anhalt. Martin-Luther-Uni-
versität Halle-Wittenberg, Statistik Regional Electronic 
Papers SR-2005-01. Halle (Saale) 2006. 

77 Vgl. http://www.gdch-chemiewirtschaft.de/Veranstaltung 
en/8__Workshop_-_Programm/8__Workshop_-_Vortrage/ Pr_ 
sentation_DCG_allgemein__bk_2.pdf, Zugriff am 06.07.2008. 

78 Vgl. MARTIN-LUTHER-UNIVERSITÄT HALLE-WITTEN-
BERG; DOW: Universität und Dow intensivieren ihre 
Partnerschaft. Aktuelle Meldungen und Pressemitteilungen, 
16.02.2006, in: http://www.verwaltung.uni-halle.de/ 
DEZERN1/presse/aktuellemeldungen/11dow1.htm, Zugriff 
am 06.07.2008. – HOCHSCHULE MERSEBURG (FH): 
Rund um die Hochschule. Kooperationspartner. DOW 
Chemical. DOW Olefinverbund GmbH, in: http://www.fh-
merseburg.de/index.php?id=4, Zugriff am 06.07.2008. 

Kultur- und Sporteinrichtungen, beispielsweise die 
Präsenz einer Oberschule, eine eigene Zeitung und 
das Vorhandensein von Sportanlagen.79 Letztere 
sind in praktisch jedem Ortsteil der Einheitsge-
meinde Schkopau gegeben. Sporthallen finden sich 
zudem in drei der elf Ortsteile. Die Gemeinde gibt 
ein mehrseitiges Mitteilungsblatt (den „Saale-Els-
ter-Auen-Kurier“) heraus, der jedoch keine eigen-
ständige Zeitung im Sinne einer lokalen Tages-
zeitung ist. Das Mitteilungsblatt erscheint wö-
chentlich. Ein Gymnasialstandort ist die Einheits-
gemeinde nicht. Die einzelnen Ortsteile gehören 
überwiegend zum Schuleinzugsbereich der Stadt 
Merseburg. Die Einheitsgemeinde verfügt aktuell 
über drei Grundschulen und eine Sekundarschule. 

Städtebauliche Selbstständigkeit 

Das Kriterium der städtebaulichen Selbstständigkeit 
bedeutet nach Boustedt eine deutliche Trennung 
vom Oberzentrum, beispielsweise in Form von Er-
holungsgebieten und landwirtschaftlichen Flächen.80 
Im vorliegenden Fallbeispiel liegt zwischen der 
Einheitsgemeinde Schkopau und dem nördlich 
gelegenen Oberzentrum Halle (Saale) die Auen-
landschaft von Saale und Elster. Auch zwischen 
der Stadt Merseburg und der Einheitsgemeinde 
liegen überwiegend landwirtschaftliche Nutzflä-
chen. Nur im Ortsteil Schkopau grenzt das Wohn-
gebiet direkt an die Siedlungs- und Gewerbefläche 
der Stadt Merseburg. Da es sich bei der Einheits-
gemeinde Schkopau um einen Zusammenschluss 
ehemals eigenständiger Kommunen handelt, be-
stehen allerdings auch zwischen den einzelnen 
Ortsteilen zum Teil deutliche Trennungen in Form 
von Agrarflächen oder naturräumlichen Schutz-
gebieten. 

Eigener Pendlereinzugsbereich 

Hinsichtlich des Pendlereinzugsbereichs sollten 
laut Boustedt mehr als 50% der Beschäftigten in-
nerhalb der Gemeinde ihrer Arbeit nachgehen.81 
Im Jahr 2005 waren von rund 4 200 in der Ein-
heitsgemeinde Schkopau lebenden sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten 15% in einem der elf 
Ortsteile der Einheitsgemeinde Schkopau tätig. Rund 
30% hatten ihren Arbeitsplatz in Halle (Saale), wei-

                                                      
79 Vgl. BOUSTEDT, O., a. a. O., S. 284. 
80 Vgl. ebenda, S. 284 f. 
81 Vgl. ebenda, S. 285. 
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tere 11% pendelten täglich nach Merseburg. So-
wohl zwischen der Einheitsgemeinde Schkopau 
und Halle (Saale) als auch zwischen Schkopau und 
Merseburg existiert ein weitestgehend ausgegliche-
ner Pendlersaldo (vgl. Abbildung 2). Weiterhin be-
stehen enge Pendlerbeziehungen zum „restlichen“ 
Saalekreis sowie mit dem benachbarten Bundesland 
Sachsen. Die hohen Einpendlerraten in die Ein-
heitsgemeinde Schkopau sind vornehmlich durch 
die Präsenz des Industriegebiets Schkopau bedingt. 
 
Abbildung 2: 
Die Pendlerverflechtungen der Einheitsgemeinde 
Schkopau 2005 

 
Quelle: Darstellung des IWH auf Grundlage von Daten des 

Statistischen Landesamts Sachsen-Anhalt (2005), 
Auswertungen aus der Beschäftigtenstatistik der 
Bundesagentur für Arbeit, Stand: 12/2005, Stichtag 
30.06.2005.  

Es kann zusammengefasst werden, dass das 
Merkmal des eigenen Pendlereinzugsbereichs nach 
Boustedt im Fallbeispiel der Einheitsgemeinde 
Schkopau nicht gegeben ist. Es bestehen enge Ver-
flechtungsbeziehungen zu den sie umgebenden 
Ober- bzw. Mittelzentren, die den hohen Integra-
tionsgrad des mitteldeutschen Wirtschaftsraums 
verdeutlichen. Bei der Bewertung dieses Umstands 
sollte allerdings berücksichtigt werden, dass sich 
seit Mitte der 70er Jahre des 20. Jahrhunderts, also 
seit der Zeit, in der Boustedt seine Operationalisie-
rung des eigenen Pendlereinzugsbereichs vornahm, 
das Pendlerverhalten stark veränderte. Die Pend-
lereinzugsbereiche sind inzwischen deutlich größer 
geworden.82 Mögliche Schlussfolgerungen bezüg-
lich der hier vorliegenden Ergebnisse sind kritisch 
zu betrachten, da durch die nachgewiesenen poly-
zentrischen Pendlerbeziehungen sowie den allge-

                                                      
82 Vgl. BUNDESAMT FÜR BAUWESEN UND RAUMORD-

NUNG: Raumordnungsbericht 2005. Berichte, Bd. 21. 
Bonn, S. 82. Elektronische Version. 

mein vergrößerten Einzugsbereich eine Anwendung 
des Boustedt’schen Kriteriums „Eigener Pendlerein-
zugsbereich“ nur bedingt aussagefähig ist. 

Eigener Wirtschaftsraum 

Als ein weiteres Merkmal einer Trabantenstadt wird 
das Vorhandensein eines eigenen Wirtschaftsraums 
angesehen. Die Trabantenstadt muss in der Lage 
sein, auch die Umlandbevölkerung „… mit Kon-
sumgütern des gehobenen Bedarfs sowie mit dauer-
haften Gebrauchsgütern …“83 zu versorgen. Kon-
sumgüter des gehobenen Bedarfs können als Güter 
des nichtalltäglichen Bedarfs definiert werden 
(„shopping goods“), die ein Konsument selten und 
deshalb mit größerem Aufwand (Qualitäts- und 
Preisvergleiche) kauft. Die Güter des gehobenen 
Bedarfs werden in der Regel im Fachhandel ver-
trieben. Beispiele hierfür sind: Automobile, Parfüm, 
Markenkleidung und -möbel. 

Zieht man die Boustedt’sche Operationalisierung 
des Kriteriums des eigenen Wirtschaftsraums heran, 
so erfüllt der Ortsteil Schkopau als Zentrum der 
Einheitsgemeinde die Bedingung eines eigenen Wirt-
schaftsraums teilweise. Er kann sowohl die Ver-
sorgung mit Gütern des täglichen, als auch teil-
weise mit Gütern des gehobenen Bedarfs gewähr-
leisten. Es können allerdings an dieser Stelle Zwei-
fel aufkommen, ob das von Boustedt formulierte 
Kriterium zu Beginn der 2000er Jahre überhaupt 
noch Bestand hat. Das Standortwahlverhalten von 
Einzelhandelsunternehmen und die Mobilität der 
Konsumenten haben sich gewandelt. Inzwischen 
sind zahlreiche Einzelhandelsstandorte an den 
städtischen Peripherien entstanden, und Konsu-
menten nehmen für Einkaufszwecke oftmals grö-
ßere Distanzen in Kauf als 1975. Die peripheren 
Einzelhandelszentren der angrenzenden Städte 
Halle (Saale) und Merseburg sind durchaus für die 
Versorgung der Einwohner der Einheitsgemeinde 
Schkopau als auch anderer Umlandgemeinden rele-
vant. Zum Einkauf von Gütern des gehobenen Be-
darfs pendeln die Einwohner der Einheitsgemeinde 
unter anderem in die nächstgelegenen Einkaufszen-
tren auf der „Grünen Wiese“. Die Einheitsgemeinde 
verfügt, wenn man die Kriterien von Boustedt her-
anzieht, somit nur in eingeschränktem Umfang 
über einen eigenen Wirtschaftsraum. 

                                                      
83 Vgl. BOUSTEDT, O., a. a. O., S. 285. 
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Ausreichende Entfernung 

Ein weiteres Merkmal, das die Selbstständigkeit ei-
ner „Trabantenstadt“ in der Nähe eines Oberzent-
rums rechtfertigen könnte, ist die ausreichende 
Entfernung zur Kernstadt. Boustedt bezeichnet 
eine Distanz von 20 bis 40 km zum Oberzentrum 
als optimal.84 Gemessen in der Weg-Zeit-Entfernung 
spricht er von 30 bis 45 Minuten.85 Die Untergrenze 
dieser Entfernung entspricht ungefähr der Distanz 
zwischen der Einheitsgemeinde Schkopau und 
dem in Sachsen gelegenen Oberzentrum Leipzig 
(vgl. Tabelle 3). Die räumliche Nähe der Einheits-
gemeinde Schkopau zu den Städten Halle (Saale) 
und Merseburg ist jeweils größer. Diese Ergeb-
nisse sprechen für die enge Verflechtung der drei 
Kommunen. 
 
Tabelle 3:  
Räumliche Distanz in Autofahrminuten 2007 

von nach 
Schkopau 

nach 
Merseburg 

nach 
Halle 

nach 
Leipzig

Burgliebenau 12 8 15 27 
Döllnitz 9 11 12 28 
Ermlitz 20 18 22 18 
Hohenweiden 6 10 10 38 
Knapendorf 5 5 16 34 
Korbetha 3 7 12 36 
Lochau 11 9 14 26 
Luppenau 10 6 19 25 
Raßnitz 14 12 17 24 
Röglitz 19 14 18 22 
Schkopau 0 3 12 32 

Einwohner-
gewichteter 
Durchschnitt 

9 9 15 28 

Quelle: Darstellung und Berechnung des IWH auf Grundlage 
der Fahrzeitangaben in: http://www.de.map24.com/. 

Ausreichende Einwohnerzahl 

Boustedt sieht eine Einwohnerzahl in der Spanne 
von 10 000 bis 20 000 Einwohnern als hinreichend 
an, damit eine Trabantenstadt die von ihr erwarte-
ten Funktionen erfüllen kann.86 Wie Abbildung 3 
zeigt, erfüllt die Einheitsgemeinde Schkopau die 
formulierte Mindestgröße von 10 000 Einwohnern.  

                                                      
84 Zwischen welchen konkreten Punkten, etwa den Sitzen der 

Gemeinde bzw. Stadtverwaltungen, diese Distanz gemessen 
wird, ist bei Boustedt nicht näher ausgeführt. Im vorlie-
genden Fall wurde die Distanz zum Stadtzentrum errechnet. 

85 Vgl. BOUSTEDT, O., a. a. O., S. 285. 
86 Vgl. ebenda, S. 285. 

Die Summe der Bevölkerung der einzelnen 
Ortsteile der Einheitsgemeinde liegt seit dem Jahr 
1999 relativ konstant bei rund 11 000 Einwohnern 
(vgl. Abbildung 3). Allerdings soll an dieser Stelle 
nicht unerwähnt bleiben, dass das Kriterium der 
Mindesteinwohnerzahl, welches auf die in den 60er 
Jahren des 20. Jahrhunderts geleisteten Arbeiten des 
Verwaltungswissenschaftlers Frido Wagener zu-
rückgeht, umstritten ist. So kritisieren beispiels-
weise Dietlein und Thiel, dass das Entscheidungs-
kriterium einer Mindesteinwohnerzahl nicht sach-
gerecht und tauglich sei, weil Effizienz und Effek-
tivität der Aufgabenerfüllung nicht allein von der 
Einwohnerzahl, sondern insbesondere auch von der 
gegebenen Aufgabenstruktur abhängig seien.87 An-
dererseits vertritt z. Β. King die Auffassung, dass 
für die meisten öffentlichen Leistungen die Ein-
wohnerzahl als wichtige kostenbestimmende Größe 
unterstellt werden könne.88 

Zusammenfassung 

Ausgangsfrage der durchgeführten Analyse war, 
ob die im Jahr 2004 erfolgte Bildung der Einheits-
gemeinde Schkopau aus zuvor verschiedenen Ver-
waltungsgemeinschaften zugehörigen Gemeinden 
ökonomisch rational war. Zur Beurteilung der öko-
nomischen Rationalität wurde die Tragfähigkeit 
der sozioökonomischen Strukturen in der neu ge-
bildeten Einheitsgemeinde Schkopau untersucht. Die 
Analyse wurde an einen Kriterienkatalog ange-
lehnt, der in den 1970er Jahren von Boustedt für so 
genannte Trabantenstädte als speziellem Typ von 
Umlandgemeinden entwickelt wurde. Anhand der 
herangezogenen Kriterien ergibt sich ein ambiva-
lentes Bild. 

Es liegt in der Natur der Sache, dass das Merk-
mal der politischen Selbstständigkeit gegeben ist. 
Im kulturellen und städtebaulichen Bereich bestä-
tigt sich die Annahme der Selbstständigkeit nicht 
vollständig. Im wirtschaftlichen Bereich verfügt die 
Gemeinde dank der auf ihrem Territorium vorhan-
denen Industrieunternehmen über hohe Steuer-

                                                      
87 Vgl. z. B. DIETLEIN, J.; THIEL, M.: Verwaltungsreform 

in Rheinland-Pfalz. Ein Beitrag zur Debatte um die Zu-
kunft der Verbandsgemeindeverfassung. Erstellt im Auf-
trag des Städte- und Gemeindebundes Rheinland-Pfalz, 
2006, in: http://www.gstbrp.de/html/mitgliederservice/ 
rundbriefe/anlagen/landesausschuss_27_3_2006_verwaltungs 
reform.pdf, S. 55 f., Zugriff am 06.07.2008. 

88 Vgl. hierzu KING, D. N.: A Model of Optimum Local Au-
thority Size, in: G. Pola; G. France (eds), Developments in 
Local Government Finance. Brookfield 1996, pp. 55 et sqq. 
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Abbildung 3: 
Einwohnerentwicklung in der Einheitsgemeinde Schkopau von 1991 bis 2006 
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einnahmen und mithin eine entsprechende finanz-
wirtschaftliche Stärke, sodass einzelne Ortsteile 
nach der Bildung der Einheitsgemeinde nicht mehr 
von Zuweisungen seitens des Landes im Rahmen 
des kommunalen Finanzausgleichs abhängig sind, 
sondern nun von den hohen Steuereinnahmen an-
derer Gemeindeteile, in denen Industrieunterneh-
men angesiedelt sind, profitieren. Die finanzwirt-
schaftliche Stärke ist jedoch nur ein Teilaspekt des 
ökonomischen Potenzials. Die industrielle Produk-
tion am Standort Schkopau weist intensive Ver-
flechtungen zur Region Mitteldeutschland, unter 
anderem im Wissenschafts- und Bildungsbereich 
auf. Diese Verflechtungen sind wichtig für den 
Wirtschaftsstandort Schkopau. Was die Einzelhan-
delsstrukturen und das Pendlerverhalten betrifft, 
hat sich in den vergangenen Jahrzehnten deutsch-
landweit das Mobilitätsverhalten der Konsumenten 
und der Berufspendler zugunsten größerer Distan-
zen verändert, sodass Kriterien hinsichtlich der 
Einzugsbereiche des Einzelhandels und der Pendler-
einzugsbereiche, die noch vor wenigen Jahrzehnten 
relevant gewesen sein mögen, inzwischen durch 
die Realität überholt worden sind. Das Kriterium der 
Mindesteinwohnerzahl, das häufig im Zusammen-
hang mit der Beurteilung tragfähiger gemeind-
licher Strukturen herangezogen wird, ist formal er-
füllt. Diese Mindesteinwohnerzahl ist zumindest 
aus ökonomischer Sicht im Sinne eines absoluten 
Nachhaltigkeitskriteriums sicher nicht ausschlag-

gebend. Jedoch gilt es im politischen Kontext oft-
mals als ein Kriterium zur Beurteilung der Tragfä-
higkeit von gemeindlichen Strukturen. Alles in allem 
lässt sich aus den Ausprägungen der untersuchten 
Charakteristika nicht zwingend ablesen, dass die 
Bildung der neuen Gemeinde im Jahr 2004 eine 
deutlich verbesserte Qualität tragfähiger sozioöko-
nomischer Strukturen herbeigeführt hat. Jedoch 
führte die Bildung der Einheitsgemeinde dazu, dass 
die wirtschaftlich schwächeren Gemeindeteile dank 
der Vereinigung mit wirtschaftlich stärkeren Ge-
meindeteilen nun nicht mehr von Zuweisungen im 
Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs ab-
hängig sind. Ebenso ist nun für die interkommu-
nale Zusammenarbeit ein einheitlicher Ansprech-
partner gegeben. 

Die Analyse macht fürderhin auch weiteren For-
schungsbedarf deutlich: Die hohe Dynamik des 
Strukturwandels und die Veränderung von Verflech-
tungsbeziehungen lassen es sinnvoll erscheinen, die 
Kriterien zur Beurteilung tragfähiger sozioökonomi-
scher Strukturen weiter zu vervollkommnen und 
neuen Bedingungen anzupassen, nicht zuletzt, um 
Entscheidungen über die „richtigen“ gemeindlichen 
Strukturen analytisch vorbereiten zu helfen. 

Sabine Döhler 
(Sabine.Doehler@iwh-halle.de) 

Alexander Kubis 
(Alexander.Kubis@iwh-halle.de) 
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Geschäftslage und Geschäftsaussichten  laut IWH-Umfragen im ostdeutschen Baugewerbe 
- Saldena, saisonbereinigte Monatswerte - 

Baugewerbe, insgesamt
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 ────     Geschäftslage  - - - - -   Geschäftsaussichten 

IWH
a Die Salden von Geschäftslage und -aussichten werden als Differenz aus den Prozentanteilen der jeweils positiven und negativen Urteile der befragten 
Unternehmen berechnet und nach dem Berliner Verfahren (BV4) saisonbereinigt. Für längere Zeitreihen siehe „Periodische Informationen/Aktuelle 
Konjunkturdaten“ unter www.iwh-halle.de 

Quelle: IWH-Bauumfragen. 

  
Ostdeutsches Baugewerbe im Juni 2008: Tiefbau im Abwind, Ausbau im Aufwind 

Die Geschäftslage bewerten die 300 vom IWH be-
fragten ostdeutschen Bauunternehmen im Juni per 
saldo besser als in der vorangegangenen Umfrage 
im April (vgl. Tabelle). Anders als sonst im Früh-
sommer fehlt es dieser Aufwärtsbewegung aber an 
Schubkraft, sodass die Geschäftslage unter Aus-
schluss der Saisoneffekte auf dem Niveau vom 
April verbleibt (vgl. Abbildung). Die Geschäfts-
aussichten bis zum Jahresende werden sowohl ge-
genüber dem Vorjahr als auch gegenüber der Um-
frage im April schlechter bewertet. Diese Gesamt-
konstellation ist im Wesentlichen der verhaltenen 
Stimmung im Bauhauptgewerbe geschuldet, wäh-
rend sich das Geschäftsklima im Ausbaugewerbe 
im Aufwind befindet. 

Im ersten Quartal dieses Jahres wurden insbe-
sondere im Bauhauptgewerbe wegen der milden 
Witterung Aufträge aus den Folgemonaten vorge-
zogen. Bei weniger nachfließenden Aufträgen ver-
spüren die Tiefbauunternehmen den Rückschlag 
immer noch deutlich. Die Geschäftslage ging hier 
in saisonbereinigter Betrachtung um weitere vier 
Punkte zurück. Aber auch die Geschäftserwartun-
gen für das nächste Halbjahr fallen deutlich un-
günstiger aus als zuvor, es ergibt sich sogar ein er-
hebliches Übergewicht negativer Stimmen. Die be-
trächtliche Verteuerung von Baumaterialien und 
Brennstoffen versetzt die Bauunternehmen nicht 
nur in einen enormen Kostendruck bei der Ausfüh-
rung der Bauaufträge, die im Tiefbau großteilig 
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Geschäftslage und Geschäftsaussichten laut IWH-Umfragen im ostdeutschen Baugewerbe im Juni 2008 
- Ursprungswerte im Vergleich mit Vorjahreszeitraum und Vorperiode - 

Gruppen/Wertungen gut (+) eher gut (+) eher schlecht (-) schlecht (-) Saldo 

 Juni 
07 

Apr. 
08 

Juni 
08 

Juni 
07 

Apr. 
08 

Juni 
08 

Juni 
07 

Apr. 
08 

Juni 
08 

Juni 
07 

Apr. 
08 

Juni 
08 

Juni 
07 

Apr. 
08 

Juni 
08 

 - in % der Unternehmen der jeweiligen Gruppea -    

Geschäftslage 

Baugewerbe insgesamt 25 18 25 41 41 40 27 33 29 7 9 7 32 17 29 

Zweige/Sparten                
Bauhauptgewerbe 19 14 19 45 40 41 29 35 32 7 11 8 29 9 20 
darunterb                

Hochbau 28 23 22 41 41 46 27 30 25 5 7 7 37 27 36 
Tiefbau 10 7 17 48 40 36 33 39 38 9 14 10 17 -6 5 

Ausbaugewerbe 43 29 40 27 42 38 23 27 18 6 3 4 41 41 56 

Größengruppen                
1 bis 19 Beschäftigte 29 19 26 31 35 38 31 37 26 9 9 9 19 8 29 

20 bis 99 Beschäftigte 24 22 25 43 39 37 26 30 31 7 10 7 34 21 24 
100 und mehr Beschäftigte 23 8 21 49 50 50 26 36 26 3 6 3 43 17 42 

Geschäftsaussichten 

Baugewerbe insgesamt 22 17 17 44 43 42 29 32 33 6 7 7 31 21 19 

Zweige/Sparten            
Bauhauptgewerbe 15 15 11 51 42 44 28 35 37 6 8 8 32 14 10 
darunterb            

Hochbau 18 21 11 51 46 52 29 26 30 2 8 7 37 32 26 
Tiefbau 13 11 11 51 38 35 27 43 44 9 8 10 27 -2 -8 

Ausbaugewerbe 41 25 35 23 46 37 32 24 23 4 5 5 29 41 44 

Größengruppen            
1 bis 19 Beschäftigte 22 18 13 37 38 39 34 33 38 8 11 11 17 11 3 

20 bis 99 Beschäftigte 22 17 22 47 47 37 24 29 34 7 6 7 38 28 17 
100 und mehr Beschäftigte 20 17 13 49 44 58 31 36 26 0 3 3 37 22 42 

a Summe der Wertungen je Umfrage gleich 100 - Ergebnisse gerundet. – b Hoch- und Tiefbau werden als Darunterposition ausgewiesen, da ein Teil 
der an der Umfrage beteiligten Unternehmen keiner dieser Sparten eindeutig zugeordnet werden kann. 

Quelle: IWH-Bauumfragen. 

und längerfristig angelegt sind und deshalb oft 
unter anderen kostenseitigen Voraussetzungen an-
genommen wurden. In den nächsten Monaten sind 
bei den steigenden Baupreisen aber auch Finanzie-
rungsengpässe der öffentlichen Haushalte und da-
mit Abstriche an deren zukünftigen Bauplänen zu 
erwarten. Mit nachfragedämpfenden Wirkungen 
des Preisschubs rechnen wohl auch die Hochbau-
unternehmen. Die Aussichten für das zweite Halbjahr 
bewerten auch sie deutlich ungünstiger, während das 
laufende Baugeschäft in etwa so eingeschätzt wird 
wie in der vorangegangenen Befragung im April. 

Im Gegensatz dazu setzte sich die Zufriedenheit 
der im Ausbau tätigen Unternehmen weitgehend 

fort. Die Geschäftslage stieg im Verlauf um acht 
Punkte, und die Erwartungen nahmen um sechs 
Punkte zu. Die sehr hohe, von der noch niedrigen 
Mehrwertsteuer getriebene Produktion vom Jah-
resende 2006 wird damit nur knapp verfehlt. Vie-
les deutet darauf hin, dass bei anhaltend steigen-
den Energiekosten die auf energetische Effizienz 
ausgerichteten Baumaßnahmen im Wohnungsbe-
stand Aufwind erhalten. Dabei wollen die Bauher-
ren in Erwartung weiterer Preissteigerungen die 
Aufträge baldmöglichst realisiert wissen. 

 
Brigitte Loose 

(Brigitte.Loose@iwh-halle.de) 
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Veranstaltungen: 

Vorankündigungen: 

5. IWH-IAB Workshop zur Arbeitsmarktpolitik „Arbeitsmärkte in Deutschland gestalten - 
Wirkungen der Reformen und weiterer Handlungsbedarf“ am 29. und 30. Oktober 2008 

Schwerpunkt des Workshops ist die Analyse der Wirkungen der Arbeitsmarktreformen  im Rahmen 
der Hartz-Gesetze und der Agenda 2010 einerseits und die Diskussion des trotz oder wegen dieser 
Gesetze verbleibenden Handlungsbedarfs andererseits. Beiträge zu gesamtwirtschaftlichen Reform-
wirkungen sind ebenso willkommen wie Analysen des Verhaltens der beteiligten Akteure. Besonde-
rer Wert wird auf die Darstellung der politischen Implikationen der jeweiligen Resultate gelegt. Jeder 
Beitrag wird durch einen Korreferenten kommentiert. 

Für weitere Informationen zu den Veranstaltungen siehe www.iwh-halle.de (Termine). 

Durchgeführte Veranstaltungen: 

6th Workshop „Monetary and Financial Economics” 
Am 3. und 4. Juli 2008 fand der vom IWH gemeinsam mit der Martin-Luther-Universität Halle-
Wittenberg, der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf und der Deutschen Bundesbank organisierte 
sechste Workshop „Monetary and Financial Economics“ in Halle (Saale) statt. Ziel dieser Veran-
staltung war es erneut, Nachwuchswissenschaftlern die Möglichkeit zu bieten, eigene Forschungsar-
beiten ausgewiesenen Wissenschaftlern aus diesem Forschungsgebiet vorzustellen und mit ihnen zu 
diskutieren. Die Qualität der etwa 70 eingereichten Arbeiten war hervorragend. Um die gewünschte 
intensive Arbeitsform sicherzustellen, konnten allerdings nur zwölf Arbeiten zum Vortrag ausge-
wählt und eingeladen werden. Obgleich diese Workshopreihe aufgrund ihrer Zielsetzung keinen in-
haltlichen Schwerpunkt anstrebt, befasste sich ein Großteil der Forschungsarbeiten mit Fragen der 
Liquiditätssicherung und -allokation sowie der Finanzsystemstabilität. 

Workshop „Analysen und Politik für Ostdeutschland – aus der Forschung des IWH“ 
Am 10. Juli 2008 veranstaltete das IWH im Landtag von Sachsen-Anhalt eine Konferenz zum 
Thema: „Analysen und Politik für Ostdeutschland – aus der Forschung des IWH“. Ziel war es, im 
Rahmen der wirtschaftspolitischen Beratung, einem wesentlichen Auftrag des IWH, den Abgeord-
neten und Vertretern der Ministerien Analysen zur wirtschaftlichen Entwicklung in Ostdeutschland 
vorzutragen und in der anschließenden Diskussion die Befunde wirtschaftspolitisch zu bewerten so-
wie künftige Strategien herauszuarbeiten. Nach der Begrüßung durch den Präsidenten des Landtags, 
Herrn Dieter Steinecke, trug der Minister für Wirtschaft und Arbeit des Landes Sachsen-Anhalt, Herr 
Dr. Reiner Haseloff, zum Thema wirtschaftliche Entwicklung des Landes vor. Im Anschluss daran 
führte der Präsident des IWH, Prof. Dr. Ulrich Blum, in das Thema der Tagung ein: Er zeigte an Bei-
spielen auf, wie breit gefächert sich die wirtschaftliche Lage darstellt und wie wichtig es daher sei, 
durch wirtschaftspolitische Beratung auf der Basis wissenschaftlicher Analyse die Herausforderun-
gen, die in diesen Entwicklungen liegen, zu meistern. Danach hielten die Wissenschaftler des IWH 
Fachvorträge: Prof. Dr. Udo Ludwig, Leiter der Abteilung Makroökonomik, über das Konjunkturba-
rometer Sachsen-Anhalt, Prof. Dr. Martin T. W. Rosenfeld, Leiter der Abteilung Stadtökonomik, zur 
Entwicklung der großen Städte in Mitteldeutschland, Alexander Kubis und Lutz Schneider, Abtei-
lung Strukturökonomik, über die Wanderungstendenzen in Ostdeutschland, konkret die Abwande-
rung trotz Fachkräftemangel, Dr. Jutta Günther, Leiterin der Abteilung Strukturökonomik und Björn 
Jindra, Abteilung Strukturökonomik, zur Attraktivität des ostdeutschen Standorts für Forschung und 
Innovation und schließlich Dr. Mirko Titze, Abteilung Strukturökonomik, zu Herausforderungen an 
die Förderpolitik in den Neuen Ländern. Die Veranstaltung schloss mit einem Fazit von Prof. Dr. 
Ulrich Blum. Eine Vielzahl von Fragen konnte im Rahmen der Vorträge und anschließenden 
Diskussionen geklärt werden; andere wiederum geben Raum für den weiteren Dialog zwischen 
Wissenschaft und Politik. Eine Fortsetzung der Gespräche und Diskussionen wurde von allen Seiten 
begrüßt. 


